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Geſetz-Sammlung 
für die 
Königlichen Preußiſchen Staaten. 


Nr. 13. —— 


(Nr. 2262.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 23. April 1842., durch welche des Königs 
Majeſtät die für die Provinz Preußen erlaſſene Verordnung vom 18. De— 
zember 1841., in Betreff der bürgerlichen Rechte beſcholtener Perſonen in 
den mit der Städteordnung vom 19. November 1808. beliehenen Städ- 
ten, auch für die Stadt Breslau für gültig zu erklären geruhet haben. 


Den Antrage des Magiſtrats und der Stadtverordneten zu Breslau ent⸗ 
ſprechend, will Ich auf Iren Bericht vom 6. d. M. die für die Provinz 
Preußen unterm 18. Dezember v. J. erlaſſene Verordnung in Betreff der buͤr⸗ 
gerlichen Rechte beſcholtener Perſonen in den mit der Staͤdte-Ordnung vom 
19. November 1808. beliehenen Städten (Geſetzſammlung von 1842. Seite 30.) 
auch fuͤr die Stadt Breslau hiermit fuͤr guͤltig erklaͤren und Sie ermaͤchtigen, 
dieſe Beſtimmung durch die Geſetzſammlung bekannt zu machen. 


Potsdam, den 23. April 1842. 
AHA Friedrich Wilhelm. 


An den Staatsminiſter des Innern und der Polizei v. Rochow. 


Jahrgang 1842. (Nr 2262 — 2263.) 20 (Nr. 2263.) 


(Ausgegeben zu Berlin am 28. Mai 1842.) 
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(Nr. 2263.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 29. April 1842., betreffend die Erweiterung 
der Kompetenz der Untergerichte in Unterſuchungen wegen Defraudation 
landes- und grundherrlicher Nutzungen, ſo wie überhaupt wegen Vers 
gehen gegen Finanzgeſetze. 


Au den Bericht des Staatsminiſteriums vom 18. d. M. uͤber die Erweite⸗ 
rung der Kompetenz der Untergerichte in Unterſuchungen wegen Defraudationen 
landes- und grundherrlicher Nutzungen, ſo wie uͤberhaupt wegen Vergehen 
gegen Finanzgeſetze beſtimme Ich, mit Aufhebung des F. 250. des Anhangs 
zur Allgemeinen Gerichtsordnung und mit Abaͤnderung des zweiten Satzes im 
$. 35. des Zollſtrafgeſetzes vom 23. Seo 1838. (Geſetzſammlung Seite 86.) 
für alle Landestheile, in welchen der Titel 35. Theil J. der Allgemeinen Gerichts⸗ 
Ordnung Geſetzeskraft hat 
daß die Untergerichte auch zur Fuͤhrung der Unterſuchungen und Ab— 
faſſung der Erkenntniſſe in den vorbezeichneten Unterſuchungsſachen in- 
nerhalb der Grenzen der ihnen zuſtehenden Strafgerichtsbarkeit kom⸗ 
petent ſeyn ſollen. Iſt jedoch von dem General-Poſtamte, einer 
Regierung oder Provinzial⸗Steuer⸗ Direktion eine Strafreſolution 
bereits abgefaßt worden, ſo verbleibt im Falle der Provokation auf 
den Rechtsweg die Abfaſſung des Erkenntniſſes, wie bisher, den Ober⸗ 
Gerichten, ſo wie es denn auch in Betreff der Umwandlung einer, im 
Verwaltungswege feſtgeſetzten Geldbuße in eine Gefaͤngnißſtrafe, bei 
der Order vom 11. April 1839. (Geſetzſammlung Seite 158.) ſein 
Bewenden behaͤlt. f 
Das Staatsminiſterium hat dieſen Meinen Befehl durch die Geſetz⸗ 
Sammlung bekannt zu machen. 


Potsdam, den 29. April 1842. 
Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 


(Nr. 2264.) 
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(Nr. 2264.) Reglement für die Feuerſozietät des geſammten platten Landes der Provinz 
Schleſien, mit Einſchluß der im Sorauer Kreiſe belegenen Dörfer Haaſel 
und Zilmsdorf. Vom 6. Mai 1842. ü 


Mir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


haben zur Begruͤndung einer beſſeren Einrichtung des Immobiliar⸗Feuer⸗Ver⸗ 
ſicherungsweſens in der Provinz Schleſien, der Erklaͤrung Unſerer zum ſechſten 
Provinzial⸗Landtage verſammelt geweſenen getreuen Staͤnde des Herzogthums 
Schleſien, der Grafſchaft Glatz und des Markgrafthums Ober-Lauſitz gemaͤß, 
beſchloſſen, fuͤr das geſammte platte Land der gedachten Provinz eine gemein— 
> Feuer⸗Verſicherungs-Sozietaͤt zu bilden, und verordnen demnach, 
wie folgt. 


8 ’ 
Gegenwaͤrtige Feuer⸗Verſicherungs-Sozietat umfaßt das geſammte Allgemeine Be- 
platte Land der Provinz Schleſien, innerhalb des Ober-Praͤſidialbezirks dieſer ſtimmungen. 
Provinz, mit Einſchluß der im Sorauer Kreiſe belegenen, aber zu dem Kom⸗ 
munal⸗Verbande der Ober⸗Lauſitz gehörigen beiden Dörfer Haaſel und Zilms⸗ 
dorf. Der Zweck der Sozietät ift auf gegenſeitige freiwillige Verſicherung 
von Gebäuden gegen Feuersgefahr gerichtet, und daher dieſe Gefahr dergeſtalt 
gemeinſchaftlich übernommen, daß ſich jeder Theilnehmer zugleich in dem Rechts⸗ 
verhaͤltniß eines Verſicherers und eines Verſicherten befindet, als Verſicherer 
jedoch nur mit den ihm nach dem gegenwärtigen Geſetz pro rata feiner Der: 
ſicherungsſumme obliegenden Beitraͤgen verhaftet iſt. } 


3 
Die ſaͤmmtlichen in der W Provinz bisher beſtandenen auf ges 
genſeitige Immobiliar-Verſicherung gegen Feuersgefahr gerichteten Sozietaͤten 
des platten Landes, mithin namentlich auch die Dominial⸗Feuer⸗Sozietaͤt, b 
wie die Feuer⸗Sozietaͤt in dem Markgrafthum Ober⸗-Lauſitz ſollen aufgel 
ſet werden. 


2 


er. $. 2b. 

Dieſe Aufloͤſung bezieht ſich zwar im Allgemeinen auch auf diejenigen 
etwa bisher beſtandenen Sozietaͤten, welche bei Brandunfaͤllen ſich den gegen⸗ 
ſeitigen Schadenerſatz nicht in Gelde, ſondern durch Naturalhuͤlfen an Bau— 
fuhren, Strohlieferungen, Baumaterialien Lieferungen u. ſ. w. mehr oder min⸗ 
der vollkommen leiſten, dergeſtalt, daß auch die ſe Vereine in der Regel Kraft 
gegenwaͤrtiger Verordnung erloͤſchen. ö 

Wo inzwiſchen und ſoweit die gegenſeitigen Konventionen dahin gehen 
und reſp. abgeaͤndert und neu geſchloſſen werden moͤchten, 

„daß ſich die Nachbaren unter einander mit Huͤlfsfuhren, Stroh, Holz 

und dergleichen nicht umſonſt, ſondern gegen Bezahlung eines ange⸗ 
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meſſenen gleichfoͤrmigen Preiſes unterſtuͤtzen, und daß es in jedem einzel⸗ 

nen Falle in des Brandbeſchaͤdigten Wahl ſteht, von dieſer Unter⸗ 

ſtuͤtzung ganz oder nur zum Theil, oder gar nicht Gebrauch zu machen,“ 
da ſollen Privat Vereine die ſer Art neben der allgemeinen Feuer⸗Sozietaͤt 
fuͤr das platte Land ohne nachtheilige Folgen beim Eintritt in dieſelbe ($. 11.) 
fortbeſtehen, reſp. neu errichtet werden duͤrfen. 

Die Bildung ſolcher Vereine kann nur unter Aufſicht der Regierungen 
und mit beſonderer Genehmigung Unſeres Ober⸗Praͤſidenten erfolgen, auch 
muß die Anordnung getroffen werden, daß das Daſeyn und die Leiſtung der⸗ 
ſelben derjenigen Haupt⸗Feuer⸗Verſicherungs⸗Sozietat, bei welcher die Ge⸗ 
baͤude verſichert ſtehen, zu gehoͤriger Zeit bekannt werden. 


H. 3. 

In welcher Art die rechtlichen Verhaͤltniſſe der bisherigen Sozietaͤten 
abgewickelt, ingleichen auf welche Weiſe die Theilnehmer derſelben in die neue 
Provinzial⸗Land⸗Feuer-Sozietaͤt übernommen werden ſollen? nicht minder von 
welchem Zeitpunkte ab die letztere auf den Grund des gegenwartigen Geſetzes 
in Wirkſamkeit treten ſoll? darüber iſt die naͤhere Anleitung in der heute von 
Uns vollzogenen beſonderen Ausfuͤhrungs-Verordnung enthalten. 


d F. 4. 

Die Verhandlungen Behufs Verwaltung der Feuer⸗Sozietaͤts⸗Ange⸗ 
legenheiten des platten Landes der Provinz Schleſien, die darauf bezuͤgliche 
Korreſpondenz zwiſchen den Behörden und Mitgliedern der Sozietaͤt, die amt: 
lichen Atteſte fuͤr die Verſicherungen und die Quittungen uͤber empfangene 
Brandentſchaͤdigungs-Zahlung aus der Sozietaͤtskaſſe find vom tarifmaͤßigen 
Stempel und von Sporteln entbunden. 

Bei Prozeſſen, Namens der Sozietaͤt, find Diejenigen Stempel, deren 
Bezahlung ihr obliegt, außer Anſatz zu laſſen. Zu Vertraͤgen mit einer ſtem⸗ 
pelpflichtigen Partei iſt der tarifmaͤßige Stempel in dem halben Betrage, zu 
den Neben-Exemplaren der Stempel beglaubigter Abſchriften zu verwenden. 


b. 5. 

Ebenſo ſoll ihr die Portofreiheit in Abſicht aller mit dem Vermerk 
„Feuer⸗Sozietaͤts⸗Sache“ verſehenen und mit oͤffentlichem Siegel verſchloſſenen 
Berichte, Gelder und Packete zuſtehen, die in Feuer⸗Sozietaͤts⸗Angelegenheiten 
zwiſchen den Behoͤrden hin und her gefandt werden. — Privarperfonen 
und einzelne Intereſſenten aber muͤſſen ihre Briefe an die Feuer⸗Sozietaͤts⸗ 
Behoͤrde frankiren, und kommt ihnen und den an ſie ergehenden unfrankirten 
Antworten die Portofreiheit nicht zu ſtatten. a 


6. 
Die Sozietaͤt darf zur Verſicherung gegen Feuersgefahr nur Gebaͤude 


und zwar nur ſolche Gebäude aufnehmen, die innerhalb derjenigen Territorial— 
grenzen, auf welche ſich ihre Verbindung bezieht, belegen ſind. 
a $. 7. 
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gm, 
In dieſer Beſchraͤnkung gilt zwar die Regel, daß Gebäude aller Art, 
ohne Unterſchied ihrer Einrichtung und Beſtimmung, zur Aufnahme geeignet ſind. 


F. 8 
Folgende Gebaͤude jedoch, als: 
1) Pulvermuͤhlen und Pulvermagazine, 
2) Glas⸗ und Schmelzhuͤtten, 
3) Eiſen⸗ und Kupferhaͤmmer, 
4) Stuͤckgießereien, 
5) Schwefelraffinerien, 
6) Terpentin⸗, Firniß⸗, Soda⸗, Blauſaͤure⸗- und Holzſaͤure-Fabriken, 
7 en zur Fabrikation von Aether, Gas, Phosphor, Knallſilber und 
nallgold, a 
s) Vitriol⸗ und Salmiak-⸗Fabriken, 
9) Roͤthemuͤhlen und Lohmuͤhlen, 
10) Rußhuͤtten, ir rag 
ſollen wegen zu großer Feuergefaͤhrlichkeit nicht aufgenommen werden. 
Gebaͤude, worin Dampfmaſchinen befindlich ſind, koͤnnen zwar aufgenommen 
werden, doch nur mit der Beſchraͤnkung, daß eine Brandbeſchaͤdigung, welche den— 
ſelben durch die Exploſion des Dampfkeſſels zugefuͤgt worden, nicht verguͤtet wird. 


ö $. 9. 

Die Ausſchließung (F. S.) bezieht ſich aber nicht auf die Wohngebäude 
der Beſitzer der Fabriken oder Anſtalten, oder ihrer Arbeiter und Werkleute, 
auch nicht auf ſolche Gebaͤude, welche zur Fabrik oder Anſtalt nicht gehoͤren, 
oder, wenn ſie auch dazu gehoͤren, doch nicht gleich dieſen den Charakter vor⸗ 
zuͤglicher Feuergefaͤhrlichkeit und mit der Fabrik oder Anſtalt keinen unmittelbaren 
Zuſammenhang haben. ' 

Für unmittelbaren Zuſammenhang ſoll es nicht angeſehen werden, wenn 
bei feuerfeſter Bedachung durchgehende Brandgiebel oder wenigſtens fuͤnf Ru— 
en Entfernung vorhanden find. Bei nicht feuerfeſter Bedachung gilt nur eine 

ntfernung von zehn Ruthen als iſolirte Lage, gleichviel, ob Brandgiebel vor— 
handen ſind oder nicht. 


i $. 10. 
Jedes Gebäude muß einzeln, und alſo jedes abgefonderte Neben- und 
Hintergebaͤude beſonders verſichert werden. 


§. 11. 

Es ſteht zwar Jedem frei, feine Gebäude, nach Gutbefinden, auch an- 
derswo, als bei der Feuer⸗Sozietaͤt für das platte Land der Provinz Schleſien 
gegen Feuersgefahr zu verſichern; kein Gebäude aber, welches anderswo (mit 

usnahme der im $. 2 b. erwaͤhnten Privatvereine) ſchon verſichert iſt, darf 
bei der Feuer⸗Sozietaͤt für das platte Land der Provinz Schleſien weder ganz 
noch zum Theil aufgenommen, und kein Gebäude, welches bei dieſer Sozietät 
bereits verſichert iſt, darf auf irgend eine andere Weiſe nochmals, es ſey ganz 
oder zum Theil, verſichert werden. Auch iſt es nicht erlaubt, einzelne Gebaͤude 
eines Gehoͤftes bei dieſer, und andere bei einer fremden Sozietät zu verſichern, 
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mit Ausnahme folder Gebäude, welche nach $. 8. bei dieſer Sozietaͤt keine 
Aufnahme finden, eine ſolche aber bei einer fremden Sozietaͤt finden koͤnnten. 

Findet ſich zu irgend einer Zeit, daß ein Gebaͤude, dieſer Beſtimmung 
entgegen, noch anderswo verſichert iſt, ſo wird daſſelbe nicht allein in den Ka⸗ 
taſtern der Sozietaͤt fuͤr die Provinz Schleſien ſofort geloͤſcht, ſondern es ift 
auch der Eigenthuͤmer im Fall eines Brandungluͤcks der ihm ſonſt aus derſel⸗ 
ben zukommenden Brandverguͤtigung verluſtig, ohne daß gleichwohl ſeine Ver⸗ 
bindlichkeit zu allen Feuerkaſſen-Beitraͤgen bis zum Ablauf des Halbjahres, in 
welchem die Ausſchließung erfolgt, eine Abaͤnderung erleidet, und die Sozietät 
iſt uͤberdem verpflichtet, den Fall zur naͤheren Beſtimmung daruͤber, ob Grund 
zur Kriminal-Unterſuchung wegen intendirten Betruges vorhanden ſey? dem 
kompetenten Gericht von Amtswegen anzuzeigen. 

Der F. 48. findet jedoch auch auf dieſen Fall Anwendung. 


$. 12. 
Auch ſoll Jedermann, welcher innerhalb des Bereichs der gegenwaͤrtigen 


Feuer⸗Sozietaͤt für das platte Land der Provinz Schleſien wohnhaft iſt, und 
ſein Gebaͤude anderswo, als bei dieſer Sozietaͤt verſichern laͤßt, oder hat ver⸗ 
ſichern laſſen, 1 ſeyn, ſolches mit Benennung der genommenen, nur nach 
v. 17. zuläffigen erſicherungsſumme binnen laͤngſtens 14 Tagen, zur Vermei⸗ 
dung einer zur Sozietaͤtskaſſe fließenden Ordnungsſtrafe von fünf Thalern, der 
Feuer» Sozietät entweder unmittelbar oder durch Vermittelung der Ortsobrig⸗ 


keit anzuzeigen. Dieſe Anzeige muß auch in Hinſicht derjenigen Gebaͤude, welche 


ſich bei Eroͤffnung der Sozietaͤt anderswo bereits verſichert befinden, bei gleicher 
Strafe innerhalb ſechs Wochen nachgeholt und von der Sozietät in allen ein⸗ 
zelnen Fallen, wo fie es noͤthig findet, die Zulaͤſſigkeit der Verſicherung nach $. 17. 
u. f. gepruͤft werden. | 

3 

Es beſteht fuͤr die Beſitzer von Gebaͤuden keine Zwangspflicht, ihre Ge⸗ 
baͤude gegen Feuersgefahr zu verſichern, ſondern es haͤngt ſolches von ihrem 
freien Entſchluß ab. 

Judeſſen sol f Spoorfetengtäub Ä 

Indeſſen ſoll fortan jeder Hypothekenglaͤubiger fuͤr deſſen orderun 
ein bei der Feuer-Sozietaͤt verſichertes Gebäude 1 iſt, 9 ſolches 
ſich ausbedungen hat, oder des Schuldners ausdrückliche Einwilligung dazu bei- 
bringt, berechtigt ſeyn, ſein Hypot ekenrecht im Feuer⸗Sozietaͤts-Kataſter ver⸗ 
merken zu laſſen, und es iſt alsdann die das Kataſter fuͤhrende Behoͤrde nicht 
allein zu dieſem Vermerk, ſondern auch dazu verpflichtet, die geſchehene Eintra⸗ 
gung desselben auf dem Schuld-⸗Inſtrumente ſelbſt zu bieden. 

Ein ſolcher Vermerk kann alsdann nicht anders geloͤſcht werden, als wenn 
der Beweis uͤber geſchehene Tilgung der Schuld, oder die ausdruͤckliche Ein⸗ 
willigung des Glaͤubigers beigebracht wird, und bis dahin iſt in Beziehung auf 
ein alſo verpfaͤndetes Gebäude kein Austritt aus der Feuer-Sozietaͤt zulaͤſſig. 

Vermerke dieſer Art ſollen zugleich ſekretirt, und die Kataſter duͤrfen 
demnach nur ſolchen Perſonen vorgelegt werden, welche ein Intereſſe zur Einſicht 
nachweiſen koͤnnen. N ö 
In 
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In Bezug auf ſolche Gebaͤude, zu deren Verſicherung gegen Feuersgefahr 
bei der behoͤrigen Feuer⸗Sozietaͤt bisher, d. h. bis zu deren Uebertragung in 
die neue Feuer⸗Verſicherungs⸗Sozietaͤt, eine kontraktliche Verpflichtung beſtan⸗ 
den hat, ſoll jeder Hypothekenglaͤubiger, deſſen Realforderung zur Zeit dieſer 
Uebertragung beſtand, als in vorſtehender Art vermerkt, betrachtet werden; wie 
fein diesfallſiges Recht ſicher zu ſtellen, iſt in der Ausfuͤhrungs-Verordnung vom 
heutigen Tage naͤher beſtimmt. 

Ingleichen ſoll, wenn Hebungen oder Leiſtungen aus einem vormaligen 
oder noch beſtehenden gutsherrlichen oder Kommunal-Verhaͤltniſſe auf einem 
Grundſtuͤcke laſten, der Berechtigte befugt ſeyn, von dem Verpflichteten die Ver⸗ 
ſicherung ſeiner darauf errichteten Gebaͤude gegen Feuersgefahr in dem Maaße 
zu verlangen, als ſolches zur Deckung der dem Berechtigten zuſtehenden Hebun⸗ 
gen oder Leiſtungen erforderlich iſt. Auch ſteht dem Erbverpaͤchter gegen den 
Erbpaͤchter eine gleiche Befugniß alsdann zu, wenn der Letztere bisher verpflichtet 
geweſen, die Feuer-Sozietaͤts-Beitraͤge zu bezahlen. 

Endlich behaͤlt es, wo die Geſetze in gewiſſen Faͤllen (z. B. bei Fidei⸗ 
kommiſſen), oder wo ſchon beſtehende oder Fünftige Verträge die Verpflichtung 
zur Verſicherung gegen Feuersgefahr begruͤnden, uͤberall dabei ſein Bewenden. 


H. 15. w. 
Der Eintritt in die Sozietät mit den davon abhaͤngenden rechtlichen Zeit des Ein. 
Wirkungen, ſowie eine Erhöhung der Verſicherungsſumme, ſoweit ſolche ſonſt "> Austritte. 
zulaͤſſig iſt ($. 27.), findet regelmäßig, und wenn nicht ein Anderes ausdruͤcklich 
in Antrag gebracht wird, jaͤhrlich zweimal, naͤmlich mit dem Tagesbeginn des 
erſten Januar und erſten Juli jeden Jahres Statt. 
Doch iſt beides auch zu jeder andern Zeit geſtattet, wenn darum unter 
der ausdruͤcklichen Verpflichtung, den vollen Beitrag für das laufende Halbjahr 
entrichten zu wollen, nachgeſucht wird. In dieſem Falle iſt die Verſicherung 
als geſchehen anzuſehen, und die rechtliche Wirkung derſelben beginnt mit der 
Anfangsſtunde des Tages, an welchem die reglementsmaͤßig ſubſtantürte Anmel⸗ 
dung des Beitritts bei dem Landrath reſp. der Feuer⸗Sozietaͤts-Behoͤrde des 
Kreiſes (F. 69 a. und b.) erfolgt, und von dieſem oder dieſer, mit Vorbehalt 
der etwa noͤthigen Prüfung der Verſicherungsſummen, beſcheinigt iſt. Sollte 
das verſicherte Gebaͤude vor der im gewoͤhnlichen reglementsmaͤßigen Wege 
anzuſtellenden Pruͤfung abbrennen, und dadurch dieſe Pruͤfung unmoͤglich wer⸗ 
den, fo haben Schiedsrichter nach $. 113. darüber zu entſcheiden, ob die Höhe 
der Verſicherungsſumme mit den Beſtimmungen des $. 22. uͤbereinſtimmte. 


$. 16. 
Der Austritt aus der Sozietaͤt, 8 die freiwillige Herunterſetzung 
der Verſicherungsſumme, ſoweit ſolches ſonſt zulaͤſſig iſt (JF. 14. und 27.) 
findet jaͤhrlich nur zweimal, naͤmlich mit dem Ablauf des letzten Juni- und letzten 
Dezember⸗Tages, Statt; die nothwendige Herunterſetzung (J. 27.) jedoch 
tritt ſofort, nachdem ſie feſtgeſtellt iſt, in Wirkung; jeder aber, der freiwillig 
oder unfreiwillig austritt, oder deſſen Verſicherungsſumme heruntergeſetzt wird, 
muß in allen Faͤllen, ſelbſt wenn das verſicherte Gebaͤude abgebrannt iſt, oder 
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die Verſicherungsfaͤhigkeit verloren hat, die zeitherigen geſammten Beitraͤge noch 
fuͤr das laufende Halbjahr entrichten. 


17. 
Die Verſicherungsſumme 57 den nach den Grundſaͤtzen des $. 22. zu 
e dermaligen gemeinen Werth des zu verſichernden Gebaͤudes niemals 
uͤberſteigen. 


$. 1s. 
Mit Beobachtung 1515 Beſchraͤnkung haͤngt aber die Beſtimmung der 
Summe, auf welche ein Gebaͤude-Beſitzer bei der Sozietaͤt Verſicherung nehmen 
will, von ihm ſelbſt ab; nur muß dieſe Summe in Betraͤgen nach Reichs⸗ 
thalern, die durch die Zahl 


Zehn | 
theilbar find, abgerundet und in Preußiſchem Kourant- Werthe ausgedrückt ſeyn. 


§. 19. 

Der Beſchraͤnkung, daß das zu verſichernde Gebäude den der maligen 
gemeinen Werth deſſelben nicht uͤberſteigen darf, iſt fortan auch Jeder, der ſein 
Gebäude anderswo verſichern laͤßt, unterworfen, dergeſtalt, daß jede höhere _ 
Verſicherung unzulaͤſſig iſt. 

Jedes Zuwiderhandeln von Seiten eines Verſicherten gegen dieſe Vor: 
ſchrift ſoll, außer der Zuruͤckfuͤhrung der Summe 5 den vorſtehend beſtimmten 
Werth, mit einer zur Sozietaͤtskaſſe fließenden Geldbuße von fünf bis funfzig 
Thalern, wenn der Kontraventionsfall vor einem Brande entdeckt wird, ſonſt 
aber, wenn die Entdeckung der Ueberſchreitung erſt nach dem Brande geſchieht, 
neben jener Geldbuße mit dem Verluſt der Verſicherungsſumme, ſoweit fie über 
den beſtimmten hoͤchſten Verſicherungswerth hinausgeht, welche zur Haͤlfte dem 
Sozietaͤtsfonds und zur andern Hälfte der Orts-Armenkaſſe zufaͤllt, beſtraft 
werden. 


$. 20. 

Die Feſtſtellung des dermaligen gemeinen Werthes, nach den im F. 22. 
näher bezeichneten Geſichtspunkten, geſchieht durch eine Abſchaͤtzungs⸗Kommiſſion 
(. 73.), bei den Landgemeinden unter Zuziehung der Ortsgerichte, mittelſt 
S von gedruckten, auf Koſten der Sozietaͤt gratis zu verabfolgenden 

ematen. 

In jedem Schema werden die Gebäude, welche zu einem und demſelben 
Gehoͤfte gehoͤren, nach einander aufgefuͤhrt, und die in vier gleichlautenden 
Exemplaren ausgefüllten Schemata von den Ortsgerichten und der Abſchaͤtzungs⸗ 
a er rag 

Die Ortsgerichte fungiren umſonſt; die nach $. 71. zu berechnenden Koſten 
für die Abſchaͤtzungs-Kommiſſion werden von der Sozietät getragen und a 
den Verwaltungskoſten ausgeſchrieben. 


N K. 21. 
Gegen die ſolchergeſtalt geſchehenen Abſchaͤtzungen ſteht dem Gebaͤude⸗ 
Beſitzer jederzeit die Berufung auf die Aufnahme einer nochmaligen Taxe durch 


einen Baubeamten zu, deren Koſten dem Theile zur Laſt fallen, der nach ange⸗ 


ſtellter Unterſuchung (F. 22.) Unrecht hat. 
$. 22. 
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| 5 §. 22. f 

In ſolchem Falle muß von einem vereideten Baubeamten mit Funfimd- 

ßiger Genauigkeit eine foͤrmliche Taxe zu dem Zwecke und aus dem Gefichts- 

punkte aufgenommen werden, daß dadurch, mit Ruͤckſicht auf die oͤrtlichen Ma⸗ 

terialpreiſe, der dermalige Werth derjenigen in dem Gebaͤude enthaltenen 

Baumaterialien, welche verbrennlich oder ſonſt der Zerſtoͤrung und Beſchaͤdigung 

durch Feuer ausgeſetzt find, und zwar jederzeit als Baumaterialien, und der Be- 

trag der Baukoſten feſtgeſtellt werden, welche noͤthig ſind, um das Gebaͤude auf 
dieſelbe Art aufzubauen, wie es bisher gebaut war. 


K 23. 
** Taxe muß in doppelter Ausfertigung von dem taxirenden Bau⸗ 
beamten ſelbſt vollzogen werden, über die dadurch feftgeftellte verſicherungsfaͤhige 
Werthſumme hinaus iſt ſchlechterdings keine Feuer-Verſicherung ſtatthaft. 


§. 24. 

Sowohl bei der von dem Eigenthuͤmer ſelbſt nach $$. 18. u. f. beſtimm⸗ 
ten Verſicherungs-Summe, als bei der Taxirung iſt auch noch darauf zu ach⸗ 
ten, daß, wenn der Eigenthuͤmer etwa freies Bauholz oder andere Baumateria— 
lien zu fordern Befugniß hat, der Werth deſſelben außer Anſchlag bleibe. Da⸗ 
gegen iſt Derjenige, welcher das freie Bauholz oder Baumaterialien zu liefern 
verpflichtet iſt, jederzeit berechtigt, ſolches beſonders zu verſichern. Dies darf jedoch 
0 bei a Verſicherungs⸗Anſtalt geſchehen, bei welcher das Gebäude felbft 
aſſozürt iſt. i 


$. 25. 

Uebrigens koͤnnen ſo wenig die Verſicherungs-Summen, als die von 
den Abſchaͤtzungs⸗Kommiſſionen oder Baubeamten blos zum Zweck der Feuer⸗ 
Verſicherung aufgenommenen Taxen jemals zur Grundlage bei oͤffentlichen oder 
Gemeinde-Abgaben und Laſten angewendet, noch überhaupt wider den Willen 
der Grundbeſitzer jemals zu andern fremdartigen Zwecken benutzt werden. 


26. 

Regelmaͤßige periodiſche 32 der Verſicherungs-Summen, um 
die durch den Verlauf der Zeit erfolgende Verminderung des Werths der 
verſicherten Gebäude im Auge zu behalten, find zwar nicht erforderlich; die So— 
zietaͤt hat aber jederzeit das Recht, ſolche Reviſionen allgemein oder einzeln 
auf ihre Koſten vornehmen und, falls ſich der Eigenthuͤmer der von der So— 
zietaͤt fuͤr noͤthig erachteten Herabſetzung der Verſicherungs-Summe weigert, 
eine Taxe aufnehmen und dadurch das Maximum der verſicherungsfaͤhig blei⸗ 
benden Summe feftftellen zu laſſen. Namentlich find alle mit den Feuer-So⸗ 
zietaͤts⸗Angelegenheiten beauftragten Beamten verpflichtet, beim Verfall der Ge⸗ 
baͤude, zumal ſolcher, deren Werth nach der Erfahrung ſchnell abzunehmen pflegt, 
ihr beſonderes Augenmerk darauf zu richten, daß die Verſicherungs-Summe 
bern den wirklich noch vorhandenen Werth der verſicherten Gegenſtaͤnde 
uͤberſteige. 


9. 27. 
5 A VI. 
In der Regel kann Jeder die Verſicherungs-Summe bis zu dem zu- Erhöhung und 
laͤſigen Maximum erhöhen, oder auch bis zu einem willkuͤhrlichen Minderbe⸗ druterispung 
Jahrgang 1842. (Nr, 2204.) 21 trage rungeſunnnen. 


VII. 
Beiträge der 
Intereſſenten 
und deren Klaſ⸗ 
ſifikation. 
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trage herunterfeßen laſſen. Jedoch findet in den Fällen des $. 14. die Herun⸗ 
terſetzung der — mann ohne die ausdruͤckliche Einwilligung der 
dort bezeichneten Hypothekenglaͤubiger oder den Nachweis der geſchehenen Til⸗ 
gung ihrer Forderungen nicht Statt, und ebenſo iſt die Befugniß zu einer fol- 
chen Herunterſetzung, in Ruͤckſicht auf die andern im $. 14. erwähnten Real⸗ 
berechtigten, nach Maaßgabe der daſelbſt feſtgeſtellten Verpflichtungen beſchraͤnkt. 
Derjenigen nothwendigen Herunterſetzung der Verſicherungs-Summe, welche 
daraus folgt, daß etwa der Werth des durch Feuer zerſtoͤrbaren oder unbrauch⸗ 
bar zu machenden Theils des verſicherten Gebaͤudes, oder das darnach oder 
ſonſt zulaͤſſige Maximum nicht mehr die Höhe der bisherigen Verſicherungs⸗ 
Summe erreicht, muß ſich aber ein Jeder unterwerfen, und es ſteht dagegen 
alſo auch den Hypothekenglaͤubigern und ſonſtigen Intereſſenten kein Wider⸗ 
ſpruchsrecht zu; jedoch ſoll davon denjenigen Hypothekenglaͤubigern, die im Ka⸗ 
tafter vermerkt find, von Amtswegen Kenntniß gegeben werden. 


. 28. 

Die von den Theilnehmern zu leiftenden Beiträge werden halbjährig am 
erften Januar und erften Juli jeden Jahres postuumerando, mit genauer Der 
ſtimmung der aͤußerſten Friſten zur Einzahlung, die an die Ortserheber fuͤr Ab⸗ 
gaben (J. 119.) gegen deren Quittung zu leiſten iſt, ausgeſchrieben, dergeſtalt, 
daß die nach Ablauf der in dem Ausſchreiben feſtgeſetzten aͤußerſten Friſt annoch 
verbliebenen Ruͤckſtaͤnde ohne weitere Verwarnung des Reſtanten und ohne alle 
Nachſicht exekutiviſch beigetrieben werden. 

Der Beitrag wird bei jedem Ausſchreiben nach den zu dieſer Zeit be— 
kannten Braͤnden des verfloſſenen Semeſters, und mit ungefaͤhrer Hinzurech⸗ 
nung des muthmaßlich wohl vorgefallenen aber noch nicht angemeldeten Brand⸗ 
ungluͤcks, abgemeſſen, jedoch mit Beobachtung des in $$. 30. u. f. normirten Klaſſen⸗ 
verhaͤltniſſes, ruͤckſichtlich jeder Klaſſe, auf eine runde Summe ohne Bruchpfennige 
fuͤr jedes hundert Thaler der kataſtrirten Verſicherungs⸗Summen beſtimmt. 
Beitraͤge unter Einem Pfennig werden jederzeit fuͤr voll gerechnet und der ſich 
daraus etwa ergebende Ueberſchuß kommt zu dem nach $. 29. zu bildenden eiſer⸗ 
nen Fonds. 1955 

f . 29. 

Außer dieſen Beiträgen muß bei jedesmaligem Ausſchreiben noch auf ei- 
nen Ueberſchuß zur Bildung eines eiſernen Fonds Ruͤckſicht genommen werden, 
welcher Ueberſchuß jedoch jährlich zwei Silbergroſchen vom Hundert bei der vier⸗ 
ten Klaſſe und dem hiernach verhaͤltnißmaͤßig abzumeſſenden Beitrag der uͤbri⸗ 
gen Klaſſen nicht uͤberſteigen darf. Dieſer eiſerne Beſtand ſoll nur bis zur 
Hoͤhe eines gewoͤhnlichen Halbjahrsbedarfs gebracht werden, und iſt der ſo ge⸗ 
bildete Fonds unwiderrufliches Eigenthum der Feuer⸗Sozietaͤt. Austretende ha⸗ 
ben daran keinen Anſpruch zu machen. 

Dieſer eiſerne Fonds iſt beſtimmt, um die Sozietaͤt in den Stand zu 
ſetzen, ihre Zahlungs Verpflichtung auch vor dem Ausſchreiben durch Vorſchuͤſſe 
jedesmal erfüllen zu koͤnnen. 


. $. 30. 
Die bei dieſer Feuer: Sozietät des platten Landes der Provinz Schleſien 
verſicherten Gebäude werden nach ihrer Bauart und Lage und der daraus her⸗ 
voͤr⸗ 


zu. A © cn 


vorgehenden Verſchiedenheit ihrer Feuergefaͤhrlichkeit in vier Klaſſen eingetheilt, 
und es gehoͤren 
zur erſten Klaſſe: 


die iſolirt liegenden, mit feuerfeſten Daͤchern verſehenen Gebaͤude, welche maſſive 
Giebel und Umfaſſungswaͤnde haben, fo daß jedoch den letztern Pise- und Lehm⸗ 


waͤnde von wenigſtens 2 Fuß Staͤrke gleich geachtet werden; 


zur zweiten Klaſſe: 


alle Gebaͤude von Fachwerk, mit Steinen ausgemauert, Gebaͤude von Holz, 
oder von Holz und Lehm, ingleichen alle Gebaͤude mit bretternen Giebeln, die 
jedoch feuerfeſte Daͤcher haben, in iſolirter Lage, ſowie die Gebaͤude der erſten 
Klaſſe in nicht iſolirter Lage; 
zur dritten Klaſſe: 

Gebäude aller Art, ohne Ruͤckſicht auf ihre ſonſtige Beſchaffenheit, welche mit 
einer nicht feuerfeſten 1 verſehen ſind, in iſolirter Lage, ſowie die Ge⸗ 
baͤude der zweiten Klaſſe in nicht iſolirter Lage; 


zur vierten Klaſſe: 
die Gebaͤude der vorhergehenden dritten Klaſſe in nicht iſolirter Lage. 


Als allgemeines Kennzeichen der iſolirten Lage ſoll die Entfernung bei 
feuerfeſter Dachung von fuͤnf Ruthen von jedem anderen Gebaͤude oder durch⸗ 
gehenden Brandgiebel betrachtet werden. Bei nicht feuerfeſter Dachung, gleich— 
viel, ob Brandgiebel vorhanden ſind oder nicht, gilt erſt eine Entfernung von 
zehn Ruthen als iſolirte Lage. 

Ein Gehoͤft, darunter iſt ein Komplexus von Gebaͤuden zu verſtehen, 
welche zu einer ere gehoͤren und einen Beſitzer haben — wird in Bezug 
auf das Verhaͤltniß der iſolirten Lage einem einzelnen Gebäude gleich geachtet, 
e ob die einzelnen Gebaͤude dieſes Gehoͤfts als iſolirt zu 
betrachten ſind. 

Alles, was unter einem Dache gebaut iſt, wird als Ein Gebäude klaſſi⸗ 
fisiet, und wenn ein Gebäude verſchiedenartige Umfaſſungswaͤnde, die Giebel mit 
eingeſchloſſen, oder verſchiedenartige Bedachung hat, ſo iſt diejenige Beſchaffen⸗ 
heit, welche als die feuergefaͤhrlichſte erſcheint, fuͤr das Ganze maaßgebend. Die 
Klaſſifikation und der Beitragsſatz der 

Zuckerſiedereien, 

Cichorienfabriken, 

Torfſchuppen, 

Theeroͤfen und Zigeloͤfen, 

Theatergebaͤude, 

b Schiffsmuͤhlen und Windmuͤhlen, 
wird von der kompetenten 3 nach einem Uebereinkommen 
mit den Beſitzern ſolcher Anlagen, feftgeftellt, mit dem Vorbehalt, daß der So⸗ 
zietät von Jahr zu Jahr freiſteht, ein ſolches Vertragsverhaͤltniß drei Monate vor 
Ablauf des Jahres aufzukuͤndigen. 
(Nr. 2264.) * F. 31. 


1 


Aude §. 31. 5 HH 

Hiernach hat über die Klaſſe, in welche ein zur Verſicherung angemelde⸗ 

tes Gebäude geſtellt werden ſoll, auf das Gutachten der ſtaͤndiſchen Feuer⸗So⸗ 

zietaͤts⸗Kreiskommiſſion, die Provinzial⸗FJeuer⸗Sozietaͤts⸗Direktion zu beſtimmen. 

Die Kreis-Feuer⸗Sozietaͤts⸗ Direktion hat dem Eigenthuͤmer das Reſultat des 

Gutachtens der oben genannten Kommiſſton ſogleich, damit der Letztere, wenn er 

es noͤthig findet, ſeine Rechte bei der Provinzial⸗Feuer⸗Sozietaͤts⸗Direktion vor 

deren Entſcheidung naͤher ausfuͤhren koͤnne, hiernaͤchſt aber auch die Entſcheidung 
der Provinzial-Feuer-Sozietaͤts-Direktion bekannt zu machen. 


$. 32. 

Iſt der Eigenthuͤmer mit der Beſtimmung der Provinzial⸗Feuer⸗Sozie⸗ 
taͤts⸗Direktion zufrieden, ſo hat es dabei ſein Bewenden. Will er ſich derſelben 
aber nicht unterwerfen, ſo ſteht es ihm frei, auf ſeine Koſten die Unterſuchung 
und Einforderung des pflichtmaͤßigen Gutachtens von Seiten eines vereideten 
Baubeamten in Antrag zu bringen, als welchem die Sozietät ſich zu unterwer⸗ 
fen gehalten iſt. 


$. 33. 

Es kann jedoch die Provokation auf dieſes Verfahren mit der Wir— 
kung, daß das Reſultat des Verfahrens, vom Anfange der Verſicherungszeit 
an, als rechtsguͤltig betrachtet werde, nur innerhalb zehn Tagen nach Bekannt⸗ 
machung der Beſtimmung der Provinzial- Direktion angebracht werden. 

Wenn ſolche ſpaͤter angebracht wird, ſo muß der Eigenthuͤmer ſich ge⸗ 
fallen laſſen, daß er vorerſt nach Beſtimmung der Provinzial⸗Direktion klaſſifizirt, 
und das ihm guͤnſtige Reſultat des eingeleiteten Verfahrens erſt mit der naͤchſt⸗ 
folgenden ordentlichen Eintrittsperiode in Ausübung gebracht werde. Doch 
bleibt ihm auch unbenommen, bis zu eben dieſem Zeitpunkte von der Verſiche⸗ 
rung ganz abzuſtehen. 


§. 34. 

Das Beitragsverhaͤltniß der vier Klaſſen wird hiermit dahin beſtimmt, 
daß auf je zwei Silbergroſchen fuͤr jedes Einhundert Thaler Verſicherungs⸗ 
werth, welche in der erſten Klaſſe zu bezahlen ſind, die zweite Klaſſe zwei Sil⸗ 
bergroſchen acht Pfennige, die dritte drei Silbergroſchen vier Pfennige, und die 
vierte vier Silbergroſchen beitragen muß. Kirchen und Thurmgebaͤude, ſofern 
fie noch zum Gottesdienſte gebraucht werden, zahlen nur die Hälfte des Bei⸗ 
trages derjenigen Klaſſe, zu der ſie nach ihrer Beſchaffenheit gehören. 


$. 35. 

„Die vorbeſtimmte Klaſſeneintheilung und das Beitragsverhaͤltniß der 
verſchiedenen Klaſſen ſollen von zehn zu zehn Jahren, vom Zeitpunkte der 
Eroͤffnung der jetzigen Feuer⸗Sozietaͤt an gerechnet, mit ülfe der inzwiſchen ge⸗ 
ſammelten Erfahrungen, einer neuen Pruͤfung durch den rovinzial⸗Landtag, und 
das 2. derſelben Unſerer Genehmigung unterworfen werden. Fuͤr die 
erſte dieſer zehnjaͤhrigen Perioden wird ausnahmsweiſe beſtimmt, daß ſchoͤn nach 
den erſten fünf Jahren eine ſolche Reviſion ſtattfinden ſoll, und dabei fuͤr die 
nächft folgenden fünf Jahre auf dem vorbezeichneten Wege eine etwa als noͤthig 
oder nuͤtzlich anerkannte Abaͤnderung getroffen werden kann. 0 
36. 
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$ 36. v 

Wenn waͤhrend der Verſicherungszeit in oder an dem Gebaͤude eine Haulide Ber- 
Veraͤnderung oder Anlage gemacht wird, welche die Feuergefaͤhrlichkeit in dem wahrend der 
Maaße erhoͤht, daß ſolche grundſaͤtzlich die Verſetzung des Gebäudes in eine an- Verſicherungs⸗ 
dere zu höheren Beiträgen verpflichtete Klaſſe nach ſich ziehen würde, fo iſt der dei. 
Verſicherte verpflichtet, dem Kreis-Feuer⸗Sozietaͤts⸗Direktor innerhalb des laufen⸗ 
den Halbjahrs davon Anzeige zu machen, und ſich der aus den getroffenen Aen— 
derungen reglementsmaͤßig etwa folgenden Beitrags-Erhoͤhung zu unterwerfen. 
Ueber e wird von dem Kreis⸗Feuer⸗Sozietaͤts⸗Direktor eine Beſcheini⸗ 
gung ertheilt. 


f $. 37. 

Wird die Anzeige nicht in dem laufenden Halbjahre gemacht, ſo muß 
der Verſicherte den vierfachen Betrag der Differenz zwiſchen den geringeren Bei— 
traͤgen, welche er entrichtet hat, und den höheren, welche er hätte entrichten muͤſ⸗ 
fen, als Strafe zur Feuer-Ssozietaͤtskaſſe einzahlen. 


§. 38. 

Dieſer Strafbeitrag wird von dem Anfange des Halbjahrs, in welchem 
die Anzeige hätte gemacht werden ſollen, bis zu Ende des Halbjahrs, in wel⸗ 
chem dieſelbe nachtraͤglich gemacht oder anderweitig die Entdeckung der vorge⸗ 
nommenen Veraͤnderung erfolgt iſt, jedoch nicht uͤber den Zeitraum von fuͤnf 
Jahren hinaus, gerechnet. 

39. 

Dagegen wird zwar die durch die Veraͤnderung erhoͤhte Feuersgefahr 
von der Sozietaͤt von Anfang mit uͤbernommen; es muß aber, wo eine Ver⸗ 
ſetzung des Gebaͤudes in eine andere zu hoͤheren Beitraͤgen verpflichtete Klaſſe 
eintritt, der hoͤhere Beitrag vom Anfange des Halbjahres an, in welchem die 
Veraͤnderung flattgefunden hat, noch außer den Strafbeitraͤgen ($$. 37. und 38.) 
geleiſtet werden. 

9. 40. IX. 

Einer förmlichen alen des Schadens, welcher in einem bei der Brandschaden. 
Feuer⸗Sozietaͤt verſicherten Gebaͤude durch Brand entſtanden iſt, bedarf es nur, *. 
wenn der Feuerſchaden partiell geweſen, und das Gebäude nicht völlig abge⸗ 
brannt oder zerſtoͤrt, alſo ein vollſtaͤndiger Neubau nicht erforderlich iſt. Als 
völlig abgebrannt iſt ein Gebäude zu achten, in welchem die durch Feuer zerſtoͤr⸗ 
baren Baumaterialien durch den Brand vernichtet ſind, und, ungeachtet der etwa 
ſtehen gebliebenen Theile des Gebaͤudes, eine bloße Herſtellung deſſelben nicht 
mehr moͤglich, ſondern ein Neubau nothwendig iſt. 
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$. 41. 

Die Abſchaͤtzung des Schadens bei partiellen Brandſchaͤden hat dann 
den Zweck, das Verhaͤltniß zwiſchen demjenigen Theile des von der Feuer⸗So⸗ 
zietaͤt verſicherten Bauwerths, welcher durch das Feuer und bei deſſen Dämpfung 
vernichtet, und demjenigen, welcher in einem brauchbaren Zuftande geblieben iſt, 


feftzuftellen. 
(Nr. 2264.) §. 42. 


Auszahlung der 
aden⸗ 


Bergätigungs 
gütigungs⸗ 
Geber. 8 
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’ > F. 42. 

Sie wird alſo nicht auf eine beſtimmte Geldſumme, ſondern vielmehr 
auf die vernichtete Quote des ganzen verſicherten Objekts gerichtet, mithin da⸗ 
durch ausgeſprochen, welcher aliquote Theil des Werthes, nach dem im $. 22. 
aufgeſtellten Geſichtspunkte beurtheilt, vernichtet worden. 


F. 48. 

Dabei dient die der Verſicherung des Gebaͤudes zum Grunde liegende 
Angabe der ſtaͤndiſchen Abſchaͤtzungs-Kommiſſion (F. 20.), oder die etwa vor⸗ 
handene Taxe (F. 22.) des abgebrannten Gebäudes zur Grundlage, jedoch mit 
dem Vorbehalte, daß die etwa mangelnden Notizen durch den Augenſchein, 
durch Zeugen oder ſonſt vervollſtaͤndigt werden koͤnnen. 


$. 44. 

Sobald ein Feuerſchaden eingetreten iſt, muß derſelbe ſofort dem Kreis⸗ 
Feuer⸗Sozietaͤts⸗Direktor (nach §. 89.) angezeigt, und von dieſem die Beſichti⸗ 
gung des Schadens ſofort vorgenommen werden. Ueberzeugt ſich derſelbe, daß 
ein Totalſchaden vorliegt, ſo hat derſelbe bloß an Ort und Stelle eine Ver⸗ 
handlung aufzunehmen, wodurch dieſes Reſultat feſtgeſtellt wird. Handelt es 
ſich aber von einer partiellen Beſchaͤdigung, ſo muͤſſen von ihm bei der Scha⸗ 
denbeſichtigung außerdem noch Sachverſtaͤndige zugezogen und von Letzteren, 
nachdem ſolche mit dem Geſichtspunkte, wonach ihr ſachkundiges Urtheil begehrt 
wird, genau bekannt gemacht werden, die Abſchaͤtzung der Schadengquote ſogleich 
an Ort und Stelle vorgenommen und zu Protokoll erklaͤrt werden. In beiden 
Faͤllen iſt auch der Beſchaͤdigte ſelbſt bei der Verhandlung zuzuziehen und mit 
ſeiner Erklaͤrung zu Protokoll zu vernehmen. 


§. 45. \ 

Bei dieſer Verhandlung muß, jedoch in getrennter Form, zugleich von 
Amtswegen Alles, was uͤber die Entſtehung und erſte Entdeckung des Feuers, 
deſſen Ausbreitung, die Daͤmpfung deſſelben, die zuerſt angekommenen Spritzen 
und andern Loͤſchungshuͤlfen, und über ſonſtige, die Sozietaͤt nach Inhalt des 
gegenwaͤrtigen Reglements angehende Gegenſtaͤnde bekannt iſt, geſchichtlich zu 
Protokoll verzeichnet, und jeder durch den Brand Beſchaͤdigte daruͤber, ob, wo 
und wie hoch er fein Immobiliar-Vermoͤgen und fein Mobiliar gegen Feuer 
verſichert habe, umſtaͤndlich vernommen werden. Die Abſchaͤtzungs⸗Koſten, 
welche die nach $. 44. zugezogenen Sachverſtaͤndigen zu fordern berechtigt find, 
traͤgt die Sozietaͤt. 


f $. 46. 

Die Brandſchaden⸗Verguͤtigung wird für alle Beſchaͤdigung des ver⸗ 
ſicherten Gebaͤudes durch Feuer geleiſtet, ohne daß die Art und der Grund der 
Entſtehung des Feuers, er beruhe in hoͤherer Macht, Zufall, Bosheit oder Muth⸗ 
willen, darin einen Unterſchied macht. 


$. 47. 
Wenn jedoch das Feuer von dem Verſicherten felbft vorſatzlich verur⸗ 
ſacht, oder mit ſeinem Wiſſen und Willen, oder auf ſein Geheiß von = 
rit⸗ 


. 


Dritten angelegt wird, ſo faͤllt die Verbindlichkeit der Sozietaͤt zur Zahlung 
der Brandſchaden-Verguͤtigung weg. Wegen bloßen Verdachts, daß der Ver⸗ 
ſicherte das Feuer vorſaͤtzlich verurſacht habe, kann dieſe Zahlung nur dann vor⸗ 
enthalten werden, wenn der Verdacht fo dringend iſt, daß auf den Grund deſſel⸗ 
ben die Kriminal-Unterſuchung eröffnet worden. In dieſem Falle hängt es von 
dem Ausfall des Urtels ab, ob die Brandſchaden-Verguͤtigung definitv weg⸗ 
faͤllt, oder, nach rechtskraͤftig entſchiedener Sache, nachzuholen iſt. 

Wird naͤmlich der Verſicherte gaͤnzlich oder vorlaͤufig freigeſprochen, ſo 
muß die Nachzahlung erfolgen; im Fall einer Verurtheilung aber iſt die Sozie⸗ 
taͤt dazu nicht verpflichtet. 


F. 48. 

. Haften jedoch in einem ſolchen Falle ($. 47.) auf dem abgebrannten 
Gebaͤude ſpeziell, oder auf dem Grundſtuͤcke, bei welchem das abgebrannte Ge— 
baͤude die Hauptſache, die Bodenflaͤche dagegen Nebenſache war, ſolche Hypo— 
theken⸗Schulden, die nach § 14. beim Kataſter gehörig vermerkt und von dem 
Schuldner nicht anderweitig zu decken find, fo ſoll, auf den Antrag dieſer Glaͤu— 
biger, das abgebrannte Gebaͤude oder der Platz, wo ſolches geſtanden, nebſt der 
Entſchaͤdigungs⸗-Summe, welche die Sozietät ſonſt zu gewähren hätte, ſubhaſtirt 
und dem Meiſtbietenden zugeſchlagen werden, und alsdann der Sozietaͤt nur 
dasjenige zu Gute kommen, was von der Lizitations⸗Summe, ſoweit ſolche naͤm⸗ 
lich die Entſchaͤdigungs⸗Summe nicht uͤberſteigt, nach Befriedigung der vorge— 
dachten Glaͤubiger noch uͤbrig bleibt. 


$. 40. 

Iſt der Brand entweder durch ein bloßes Verſehen des Verſicherten 
ſelbſt, oder aber von ſeinem Ehegatten, Kindern oder Enkeln, oder von ſeinem 
Geſinde, oder von ſeinen Hausgenoſſen verurſacht worden, ſo darf deshalb die 
Zahlung der Brandſchaden-Gelder von Seiten der Sozietät nicht verweigert 
oder vorenthalten werden. Der Sozietät bleibt aber in ſolchen Faͤllen der 
Civil⸗Anſpruch auf Ruͤckgewaͤhr nach den allgemeinen Geſetzen inſoweit vorbe— 
halten, als dem Verſicherten erſten Falls in feinen eigenen Handlungen, an- 
deren Falls in der haͤusvaͤterlichen Beaufſichtigung der vorgedachten Perſonen 
eine grobe Verſchuldung (culpa lata) zur Laſt fällt. 


b $. 50. 

Ob und in wie weit fonft die Sozietät gegen jeden Dritten, welcher den 
Ausbruch des Feuers verſchuldet hat, im Wege des Civil⸗Prozeſſes auf Ent⸗ 
ſchaͤdigung klagen koͤnne, wird nach den allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen 
beurtheilt. Alle Rechte und Anſpruͤche auf Schadenerſatz aber, welche dem Ver⸗ 
ſicherten ſelbſt gegen einen Dritten zuſtehen moͤchten, gehen, bis auf den Ber 
trag der von der Sozietät geleiſteten Brandſchaden-⸗Verguͤtigung, kraft der Ver⸗ 
ſicherung, auf die Sozietaͤt uͤber. 


F. 51. 

Derjenige Schaden, welcher im Kriege durch Feuer entſteht, wird von 
der Sozietät verguͤtigt, ohne Unterſchied, ob das Feuer von feindlichen oder 
freundlichen Truppen nach Kriegsgebrauch, d. h. zu Kriegs-Operationen oder 

(Nr. 2263.) zur 
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zur Erreichung militairiſcher Zwecke, auf Befehl eines militairiſchen Vorgeſetzten, 
vorſaͤtzich erregt worden, oder ob das Feuer durch Ruchloſigkeit, Muth willen 
oder Bosheit des Militairs oder Armeegefolges, oder auf Veranlaſſung des 
Kriegszuſtandes entſtanden iſt. Sollten von Seiten des Staats fuͤr Feuer⸗ 
ſchaͤden, welche auf Anordnung militairiſcher Behoͤrden ſtattgefunden, Ver⸗ 
guͤtigungen gewaͤhrt werden, ſo hat die Sezietaͤt, nicht der durch Feuer Ver⸗ 
die einen Anſpruch auf dieſe Verguͤtigung, nach Höhe der bezahlten Ent⸗ 
haͤdigung. 


$. 52. 

Ein Anſpruch auf Verguͤtigung von der Sozietaͤt wird auch durch ſolche 
Beſchaͤdigungen der Gebäude begruͤndet, welche einem aſſoziirten Gebäude 
zwar nicht durch das Feuer ſelbſt, aber durch die Loͤſchung des Feuers und zum 
Behuf derſelben, oder um die weitere Verbreitung des Feuers zu verhuͤten, 
3. B. durch ein von kompetenten Perſonen angeordnetes, oder doch nachher als 
noͤthig oder nuͤtzlich zur Feuerloͤſchung nachgewieſenes Einreißen oder Abwerfen 
von fi Daͤchern u. ſ. w. an den in der Verſicherung begriffenen Theilen 
zugefuͤgt ſind. 

Schaͤden, welche durch Blitz, Erdbeben, Pulver oder andere Exploſionen (letz⸗ 
teres jedoch mit Beachtung der im $. 8. feſtgeſetzten Ausnahmen) oder aͤhnliche 
Natur⸗Ereigniſſe verurſacht find, werden nur dann verguͤtigt, wenn ein ſolches 
Ereigniß Feuer verurſacht hat, und die Sonden ſelbſt alſo Brandſchaͤden ſind. 

Be 


. De \ 

Bei Partialſchaͤden erfolgt die Verguͤtigung in derſelben Quote der 
Verſicherungs-Summe, als von den verſicherten Gebaͤudetheilen nach $. 42. 
für abgebrannt oder vernichtet erachtet worden. 

4 


. BA. 
Dei Totalſchaden wird die ganze verſicherte Summe vergütigt und auf 
die etwanigen Ueberbleibſel nichts in Abzug gebracht, vielmehr werden ſolche 
bei Eigenthuͤmer zu den Koſten der Schuttaufraͤumung und Planirung über- 
aſſen. 
f §. 55. 
Mit Ausnahme des zur Beſeitigung einer weitern Feuersgefahr noͤthigen 
Weg⸗ und Aufraͤumens, worauf ſchleunig zu halten, dürfen die Materialien der 
abgebrannten oder eingeriſſenen Gebaͤude nicht bei Seite geſchafft noch ſonſt ver: 
wendet, auch etwa noch ſtehende Gebaͤudetheile, außer im Fall eines Gefahr 
drohenden Einſturzes nicht abgetragen werden, bevor nicht die Orts⸗Polizei⸗Be⸗ 
hoͤrde ihre Einwilligung gegeben hat. Derjenige Verſicherte, welcher dawider 
handelt, und dadurch die Ermittelung, ob der Feuerſchaden total oder partiell ge⸗ 
weſen, oder die Abſchaͤtzung der Schadenquote (F. 42.) vereitelt, erleidet einen 
Abzug von dem vierten Theile der 5 erhaltenden Entſchaͤdigungsgelder. 
. 56. N 
Die Auszahlung der Verguͤtigungsgelder erfolgt in zwei Haͤlften. Die 
erſte Hälfte iſt, mit Ausnahme des im $. 47. beruͤckſichtigten Falles, moͤglichſt 
bald und ſpaͤteſtens binnen vier Wochen aus dem eiſernen Beſtand zu zahlen, 
die zweite Haͤlfte ſpaͤteſtens ſechs Wochen nach dem naͤchſten Termine der Bei⸗ 
trags⸗Ausſchreibung. N 
Im 
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Im Fall der Wiederaufbau des abgebrannten Gebaͤudes nicht ſtattfindet, 
erfolgt die Zahlung der Verguͤtigungsgelder auf einmal, ſpaͤteſtens ſechs Wochen 
nach dem naͤchſten Termine der Ausſchreibung der Aſſekuranz- Beitrage. 

d eine längere Verzögerung der Zahlung Statt, fo iſt die Sozietät 
von dieſem Termine ab zu den geſetzlichen Verzugszinſen verhaftet. 


$. 57. | 

Die Zahlung geſchieht in der Regel an den Verſicherten, und darun⸗ 

ter iſt allemal der Eigenthuͤmer des verſicherten Gebäudes zu verſtehen, der⸗ 

geſtalt, daß in dem Falle, wenn das Eigenthum des Grundſtuͤcks, worauf das 

verſicherte Gebaͤude ſteht oder geſtanden hat, durch Veraͤußerung, Vererbung 

u. ſ. w. auf einen anderen uͤbergeht, damit zugleich alle aus dem Verſicherungs⸗ 
Vertrage entſpringenden Rechte und Pflichten fuͤr uͤbertragen geachtet werden. 

Die Auszahlung der Verguͤtigungs-Gelder geſchieht jedoch nur an den⸗ 

jenigen Eigenthuͤmer, welcher im Feuer-Kataſter als Verſicherter vermerkt ſteht. 


§. 58. 

Das Intereſſe der hypothekariſchen Glaͤubiger oder anderer Real⸗ 
Berechtigten wird dabei nicht von Amtswegen Seitens der Sozietät be 
achtet, ſondern es bleibt jenen ſelbſt uͤberlaſſen, bei eintretendem Brandunfalle 
in Zeiten den Arreſtſchlag auf die Verguͤtigungs-Summe bei dem gehörigen 
Richter auszuwirken. 


. 59. 
Nur wenn und ſoweit ein ſolcher eg ne vor geſchehener Auszah⸗ 
lung der Verguͤtigungsgelder eintritt, iſt die Sozietaͤt verbunden, die Zah⸗ 
lung zu dem gerichtlichen Depoſitorium zu leiſten, wo dann die Intereſſenten 
das Weitere unter ſich abzumachen haben. 


$. 60. 

Kein Realglaͤubiger hat aber das Recht, aus den Brandverguͤtigungs⸗ 

Geldern wider den Willen des Verſicherten ſeine Befriedigung zu verlangen, 

wenn und ſoweit dieſelben in die Wiederherſtellung des verſicherten Gebäudes 

verwendet worden, oder dieſe Verwendung auch nur auf irgend eine geſetzmaͤßige 

. vor dem Hypotheken-Richter und nach deſſen Ermeſſen zulaͤnglich ſicher 
geſtellt wird. 


§. 61. 
Stellt hingegen der Verſicherte das Gebaͤude nicht wieder her, ſo hat 
es bei den ordentlichen geſetzlichen Vorſchriften, die ſich zur Anwendung auf das 
Verhaͤltniß des Verſicherten und feiner Realglaͤubiger eignen, fein Bewenden. 


K . A 

Wer ein Gebäude durch Brand gaͤnzlich verliert, wird in Anſehung olg des 
deffelben, ohne daß es dazu feiner Erklaͤrung bedarf, als ein ſolcher angeſehen, ut, 
der mit dem Eintritt des Brandes aus der Sozietaͤt ausgetreten, und nur den Ausritt 
noch zu allen Beiträgen des laufenden Halbjahrs, in welchem der Brand ken meer 
Statt hatte, verpflichtet iſt. Wenn er — mit dem wiederhergeſtellten Gebaͤude Sozietät und 
ferner verſichert bleiben will, ſo muß er ſich von Neuem in die Sozietaͤt auf⸗ Hin 
nehmen laſſen. des Gebäudes. 

Jahrgang 1842. (Nr. 2264.) 22 $. 63. 
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F. 63. a 
Iſt aber der Brandſchaden nur partiell geweſen, ſo wird durch das 
Ereigniß des Brandes an ſich, der aus F. 27. folgenden Befugniſſe unbe⸗ 
ſchadet, der Verſicherungs⸗Vertrag in keiner Ruͤckſicht unterbrochen, und es 
muß nur nach Wiederherſtellung des Gebäudes den Erforderniſſen der F. 17. 
seg. von Neuem Genuͤge geleiſtet und das Kataſter erforderlichen Falls dar⸗ 
nach berichtigt werden. 


— 


f $. 64. 
Zur Wiederherſtellung abgebrannter Gebaͤude iſt eine Verpflichtung gegen 
die Sozietät nicht vorhanden. | 


$. 65. 

Jedoch ſteht andererfeits dieſe Beſtimmung inſoweit, als die Verpflichtun 
zu Wiederherſtellung abgebrannter Gebaͤude auf Verträgen oder anderen Be 
Fundamenten, oder auf landespolizeilichen Vorſchriften beruht, ſolcher nicht 
entgegen. 


ES $._66. 
Die obere Leitung der Feuer-Sozietaͤts-Geſellſchaft übernimmt provi- 
ſoriſch unter der Firma: 


„Provinzial⸗Land-Feuer-Sozietaͤts⸗ Direktion“ 


der Ober-Praͤſident, unter Beihuͤlfe eines von ihm dazu auszuwaͤhlenden und 
von Unſerem Miniſter des Innern und der Polizei zu genehmigenden Mitglie- 
des der Regierung zu Breslau, der in Behinderungsfaͤllen auch ſeine Stelle zu 
vertreten hat, inſonderheit aber fuͤr die richtige Fuͤhrung und Auf ewahrung des 
Haupt⸗Lagerbuchs verantwortlich iſt. N 


ö $. 67. 
Die Funktionen der Provinzial⸗Land⸗Feuer⸗Sozietaͤtskaſſe übernimmt 
gleichfalls proviſoriſch die Inſtituten-Hauptkaſſe zu Breslau. 
u den Koſten der Kaffenverwaltung hat die Provinzial⸗Land⸗Feuer⸗ 
Sozietät auf Erfordern in dem für die übrigen Fonds der Inſtituten⸗Haupt⸗ 
kaſſe beſtimmten Verhaͤltniſſe beizutragen. 


§. 68. 5 

Das dem Ober⸗Praͤſidenten beigeordnete Regierungsmitglied, ſowie die 
von dem Ober-Praͤſidenten nach Beduͤrfniß interimiſtiſch anzuſtellenden Huͤlfs⸗ 
arbeiter, beziehen aus der Feuer⸗Sozietaͤtskaſſe angemeſſene Nemunerationen, 
auch wird der Buͤreauaufwand aus dieſer Kaſſe beſtritten. Nach den über das 
diesfaͤllge Beduͤrfniß in den erſten drei Jahren gemachten Erfahrungen hat der 
Ober- Präfident zu feiner Zeit einen Etat aufzuftellen und ſolchen dem naͤchſten 
Provinziallandtage zur Begutachtung, demnaͤchſt aber Unſerm Miniſter des In⸗ 
nern und der Polizei zur Genehmigung vorzulegen. 


j | $. 69 a. 
Unmittelbar unter der Provinzial⸗Land⸗Feuer⸗Sozietaͤts⸗Direktion wer⸗ 
den die Feuer⸗Sozietaͤtsgeſchaͤfte in den Kreiſen von den Landraͤthen als Land⸗ 
Feuer⸗ 


- DA 


Jeuer⸗Sozietaͤts⸗Kreisdirektoren geleitet, unter Mitwirkung einer beſondern ſtaͤn⸗ 
diſchen Land⸗Feuer⸗Sozietaͤts⸗Kreiskommiſſion und unter Beihuͤlfe der Kreis⸗ 
Steueraͤmter. Die Letzteren haben die Kreis⸗Land⸗Feuer⸗Sozietaͤtskaſſen zu 
verwalten, jedoch beſchraͤnkt ſich deren Theilnahme auf die Einſammlung und 
reſp. Abführung an die Centralkaſſe der individualiter nach $. 119. erhobenen 
Feuer⸗Sozietaͤtsbeitraͤge ꝛc. und auf die Auszahlung der von der Provinzial⸗ 
Land⸗Feuer⸗Sozietaͤtsdirektion ande ene Entſchaͤdigungsſummen. 
69 


In der Ober⸗Lauſitz werden die Geſchaͤfte der Feuer⸗Ssozietaͤt in den 
Kreiſen, welche dieſes Reglement den Landraͤthen, als Beamten der Sozietaͤt, 
zuweiſt, den Beamten der Kommunalſtaͤnde uͤberwieſen. Ebenſo uͤbernimmt die 
ſtändiſche Sozietaͤtskaſſe der Ober- Lauſitz diejenigen Geſchaͤfte, welche dieſes 
Reglement den Kreis⸗Steueraͤmtern zuweiſt. 

Dieſe Beamten der Feuer⸗Sozietaͤt in der Ober⸗Lauſitz genießen denſel⸗ 
ben Beiſtand der Behoͤrden, welche dieſes Reglement den Landraͤthen, als Be⸗ 
amten der Sozietät, zuſichert. 


F. 70. 

Die durch die Verwaltung der Feuer⸗Sozietaͤtsgeſchaͤfte in den Kreiſen 
für die Sandräthe und in der Dber-Laufig für die ſtaͤndiſchen Sozietdtsbeamten 
entſtehende Vermehrung an Buͤreaukoſten u. . w. wird von dem Ober⸗Praͤ⸗ 
ſidenten feſtgeſetzt und angewieſen, bis ſich auch hier das Beduͤrſniß uͤberſehen 
und auf ein durchſchnittliches Pauſchquantum feſtſtellen läßt. 


5. 71. 

Außer dieſer Entſchaͤdigung (F. 70.) wird den Landraͤthen und ſonſtigen 
Kreis Feuer⸗Sozietaͤtsdirektoren, ſowie den übrigen Mitgliedern der Kreiskom⸗ 
miſſion, blos noch an Reiſekoſten Ein Thaler fuͤr die Meile verguͤtigt, und zwar 
bei laͤngerem als eintaͤgigen Aufenthalt fuͤr den Ruͤckweg beſonders. Die Kreis⸗ 
Steuereinnehmer, als Kreis⸗Land-Feuer⸗Sozietätsrendanten hingegen, beziehen 
für die ihnen durch den $ 69a. übertragenen Geſchaͤfte Ein Prozent Tantieme 
von den eingegangenen ordinairen und extraordinairen Einnahmen aus der 
Sozietaͤtskaſſe. 

Im Uebrigen hat keiner der vorgenannten Sozietaͤts⸗Offizianten für etwa⸗ 
nige Geſchaͤfte außerhalb feines Wohnorts, ohne Unterſchied, ob ſolche auf Rech⸗ 
nung der Sozietät oder eines einzelnen Privat⸗Intereſſenten beſorgt werden, irgend 
eine Remuneration oder Diaͤten zu fordern. 


„ r 
Die Provinzial⸗Land⸗Feuer⸗Sozietaͤts⸗Direktion hat fuͤr die Regulirung 
der Kautionen, ſoweit ſolche nach den Umſtaͤnden erforderlich erſcheinen, na 
Anleitung der dieſerhalb beſtehenden allgemeinen Vorſchriften zu ſorgen; auch 
find die Kaſſenbeamten derſelben Verantwortlichkeit unterworfen, welche die all- 
gemeine Kaſſenverwaltung mit ſich fuͤhrt. 


73. N 
Die Land Nee Seeg Seebtemenific wird aus dem Landrathe 
reſp. dem Kreis⸗Feuer⸗Sozietaͤts⸗Direktor und aus Mitgliedern gebildet, welche 
(Nr. 2263.) 22 die 
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die Kreisverſammlung jedes Kreiſes zu zwei aus den aſſozürten Rittergutsbeſitzern 
und zu andern zwei aus den Landgemeinden auf drei Jahr waͤhlt. Von dieſen 
wei Mitgliedern jedes Standes iſt dasjenige, welches die meiſten Stimmen 
hat, wirkliches Mitglied der Kommiſſion, das zweite Stellvertreter, ſo daß die 
Kommiſſion außer dem Landrath reſp. dem Kreis⸗Feuer⸗Sozietaͤts⸗Direktor, aus 
zwei wirklich fungirenden ſtaͤndiſchen Mitgliedern beſteht, die eben ſo, wie deren 
Stellvertreter, nach drei Jahren ausſcheiden, bei der alsdann zu veranlaſſenden 
neuen Wahl aber wieder gewaͤhlt werden koͤnnen. 

Bei eintretender Vermehrung der Geſchaͤfte kann der Landrath reſp. 
Kreis⸗Feuer⸗Sozietaͤts⸗Direktor, auch die Stellvertreter ausnahmsweiſe in haͤtig⸗ 
keit ſetzen, ſowie es auch zulaͤſſig iſt, den Kreis in Bezirke zu theilen, und fuͤr 
jeden ſolchen Bezirk eine beſondere Kommiſſion zu organifiren. 


3 
Ruͤckſichtlich der Pflicht der Gewählte, die auf ſelbige gefallene Wahl 
anzunehmen, gelten die bei andern Kommunal-Aemtern Platz greifenden geſetzlichen 
Beſtimmungen, und kann ein nach drei Jahren wieder Gewaͤhlter zur Annahme 
der Wahl fuͤr die naͤchſten drei Jahre nicht gezwungen werden. 


§. 75. 

Den Kommiſſionen liegt die Prüfung der Verſicherungsſummen, reſp. 
Feſtſtellung des Gebaͤudewerths, die Begutachtung der Einſchaͤtzungen in die 
verſchiedenen Klaſſen und aller Angelegenheiten ob, welche in Feuer-Sozietaͤts⸗ 
ſachen an ſelbige gebracht werden. 


76. 

Etwanige Differenzen zwischen der Kommiſſion und den Aſſozürten ent⸗ 
ſcheidet, wenn das gegenwaͤrtige Reglement nicht ausdruͤcklich eine andere Art 
der Entſcheidung dafür beſtimmt, oder fofern ſich ſolche nicht zum ſchiedsrichter⸗ 
lichen Verfahren eignen, und alsdann dieſes begehrt wird, mit Vorbehalt des 
Rekurſes, die Provinzial: Land» Feuer -Spzietäts : Direktion. 


vu 

Von der Provinzial⸗Land⸗Feuer⸗Sozietaͤts⸗Direktion wird ein Haupt⸗ 

Lagerbuch, von der Kreis⸗Direktion ein Kreis⸗Lagerbuch, bei jedem Orte ein 
Orts⸗Lagerbuch gefuͤhrt. 


§. 78. 
Das Orts⸗Lagerbuch wird aus den approbirten Deklarationen ($. 18. ff. 
1 452 90 Ne zuſammengetragen und nach einem beftimmten Schema 
in duplo gefuͤhrt. \ 
Ein Exemplar behaͤlt die Kreis⸗Land⸗Feuer⸗Sozietaͤts⸗Direktion, das 
zweite die Orts⸗Behoͤrde. 


. 70. ö 
Die Deklarationen der A muten werden vierfach dem Kreis⸗Land⸗FJeuer⸗ 
So ietaͤts⸗Direktor eingereicht. iefer legt fie der oben bezeichneten Kreis⸗Kom⸗ 
miſſion zur Pruͤfung und Feſtſetzung reſp. Begutachtung vor, und, damit ver⸗ 
ſehen, überreicht er fie der Provinzial⸗Land⸗Feuer⸗Sozietaͤts⸗Direktion zur 1 
ation, 
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bation, behaͤlt dann ſelbſt ein Exemplar, theilt das zweite der Orts⸗Behoͤrde und 
das dritte den Aſſozürten mit, waͤhrend das vierte bei der Provinzial-Land⸗ 
Feuer⸗Sozietaͤts⸗Direktion verbleibt. 


$. 80. 
N K. iſt nicht zulaͤſſig eine abgegebene und approbirte Deklaration theilweiſe 
zu aͤndern. a 
Wenn daher ein Aſſozürter feine Deklaration erhöhen oder erniedrigen 
will, ſo muß eine ganz neue Deklaration eingereicht, der Betrag der aͤlteren De⸗ 
klaration im Lagerbuche ganz in Abgang, und der Betrag der neuen nach er⸗ 
folgter Feſtſetzung in Zugang geſtellt werden, ſo daß in der Schluß-Rekapitula⸗ 
tion des Orts⸗Lagerbuchs nicht mehrere Poſitionen vorkommen, als einzelne 
Aſſozürte vorhanden find, und die Rekapitulation zu jeder Zeit voͤllig abge⸗ 
ſchloſſen iſt. 


$. 81. 
Das Kreis- Lagerbuch enthält den ſummariſchen Betrag der Aſſoziations⸗ 
Summen jedes Dorſes, ſowie das Haupt⸗Lagerbuch blos den ſummariſchen 
Betrag der Aſſoziations-Summen jedes Kreiſes enthaͤlt, waͤhrend die Details 
aus den aufzuſammelnden approbirten Deklarationen zu entnehmen find ($ 78.). 


F. 82. 

Damit aber immer vollkommene Uebereinſtimmung zwiſchen den Haupt⸗ 
lagerbuͤchern und reſp. Kreis⸗Lagerbuͤchern erhalten werde, muß jeder Kreis⸗Di⸗ 
rektor halbjaͤhrlich, ſogleich nach Berichtigung der Eintragungen und Vermerke, 
die mit dem Anfange des neuen Halbjahrs in Wirkung treten, eine getreue und 
von ihm beglaubigte Abſchrift aller Veraͤnderungs⸗ und hypothekariſchen Ver⸗ 
merke, welche ſeit dem Zeitpunkt der vorhalbjaͤhrigen gleichartigen Berichterſtat⸗ 
tung ſtattgefunden haben, in duplo an die Provinzial⸗Land⸗Feuer⸗Sozietaͤts⸗Di⸗ 
rektion einſenden, und letztere hat demſelben das Duplikat, mit dem Atteſte der 
Richtigkeit und geſchehenen Uebertragung in das Haupt⸗Lagerbuch verſehen, bin— 
nen laͤngſtens drei Monaten zuruͤckzuſenden. 


I 

Anträge auf ſofortigen Eintritt in die Sozietät, oder ſofortige Erhöhung 
einer Verſicherungs⸗Summe, welche unter der im $. 15. angegebenen ausdruͤck⸗ 
— * Verpflichtung angebracht werden, koͤnnen mit der ebendaſelbſt bezeichneten 
irkung zu jeder Zeit an den Kreis⸗Land⸗Feuer⸗Sozietaͤts⸗Direktor gelangen. 
Letzterer hat alsdann, wenn der Antrag dem gegenwaͤrtigen Reglement gemaͤß 
ubſtantürt oder das etwa Fehlende nachgeholt worden iſt, ohne Anſtand an die 
rovinzial⸗Land⸗Feuer⸗Sozietaͤts⸗ Direktion zu berichten, von welcher, unbeſcha⸗ 
det jener Wirkung, die Genehmigung noch in einer beſonderen Verfügung aus⸗ 

zuſprechen iſt. N 


9. 84 
Wer aber ſonſt der Sozietaͤt mit dem naͤchſtbevorſtehenden Eintritts⸗ 
Termine als neuer Intereſſent beitreten, oder von da ab feine Verſicherungs⸗ 
Summe erhoͤhen will, muß ſein desfallſiges Geſuch wenigſtens drei Monate vor 
dieſem Termine an den Kreisdirektor gelangen laſſen, damit das Geſchaͤft, mit 
(Nr. 2203.) In⸗ 
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Inbegriff der etwa nöthigen Berichtigung der Werth⸗Deklaration und der Klaſ⸗ 
ſtfizirung, vor Anfang des naͤchſten Eintritts⸗Termines gaͤnzlich abgeſchloſſen wer⸗ 
den kann, widrigenfalls die Wirkung des Vertrages bis zum Datum des Ge⸗ 
nehmigungs-Reſkripts der Provinzial⸗Land⸗Feuer⸗Sozietaͤts⸗Direktion verſchoben 
bleibt. In beiden Fällen ($$. 83. und 84.) muß jedoch die ſchließliche Geneh⸗ 
1 binnen laͤngſtens drei Monaten nach der Anmeldung des Antrages 
erfolgen. 


$. 85. 

Die etwa nöthige Vervollſtaͤndigung oder Reviſion der eingereichten Be⸗ 
ſchreibungen oder etwanigen Tax⸗Aufnahmen muͤſſen uͤbrigens ordentlicher Weiſe 
binnen laͤngſtens ſechs Wochen vor Eintritt des Aufnahme⸗Termins bewirkt und 
bis dahin überhaupt in den Kreiſen alle Aufnahme⸗Geſchaͤfte, vollſtaͤndig zur 
Genehmigung der Provinzial⸗Land⸗Feuer⸗Sozietaͤts⸗Direktion vorbereitet, abge⸗ 
ſchloſſen werden. f 


F. S6. 

Bei bloßen Erhoͤhungen der Verſicherungsſummen kommt es darauf an, 
ob ſolche auf den Grund einer ſchon ue een Taxe oder Beſchreibung, und 
des der letzteren angefuͤgten Atteſtes zulaͤſſig find und nachgeſucht worden, oder 
ob es der erneuerten Genuͤgung der Erforderniſſe des $. 20. ff. bedarf. 

Im letzteren Falle findet die Vorſchrift der $$. 84. und 85. ſtatt; ſolche 
Erhoͤhungen aber, die blos auf den Grund der ſchon vorhandenen Dokumente 
zu bewirken ſind, ingleichen Herunterſetzungen der Verſicherungsſumme und aͤnz⸗ 
liche Loͤſchungen koͤnnen, mit Beobachtung der Vorſchrift des F. 80., noch bis 
ſechs Wochen vor dem naͤchſten Ein- und Austritts⸗Termine rechtsgültig nach⸗ 
geſucht und muͤſſen bis dahin angenommen werden. 


$. 87. 

Alle Anträge auf Herunterſetzungen der Verſicherungsſumme und auf 

gaͤnzliche Loͤſchungen, welche nach Vorſtehendem zu ſpaͤt eingehen, um noch fuͤr 

den naͤchſten Termin erledigt werden zu koͤnnen, werden im Zweifelsfall ſo an⸗ 

geſehen, als ob fie im Laufe der naͤchſtfolgenden Periode zur gehörigen Friſt 
angebracht worden waͤren. 3 
8 


9. 8s. | 
Spaͤteſtens vier Wochen vor dem Ein- und Austritts⸗Termine muͤſſen 
alle Berichte, Anträge und Beſchreibungen oder Taxen, welche die Kreis⸗Direkto⸗ 
ren einzureichen haben, ſowohl was die Eintragungen, als was die Loͤſchungen 
betrifft, in den Haͤnden der Provinzial⸗Land⸗Feuer⸗Sozietaͤts⸗Direktion ſeyn. 
Die letztere muß dann vor allen Dingen diejenigen einzelnen Geſchaͤfte, 
bei denen ſich Erinnerungen und Bedenken finden, die noch vor dem naͤchſten 
Ein⸗ und Austritts⸗Termine zu erledigen ſind, ſchleunigſt herausheben und des⸗ 
halb das Noͤthige verfügen. Bis zu dieſem Zeitpunkt hin aber muß dieſelbe 
die Berichtigung des Haupt⸗Lagerbuchs bewirken und jedem Kreisdirektor die 
betreffenden Ausfertigungen zugehen laſſen. 


$. 89. | 
Bei entfiehenden Brandunfällen find die Orts Polizeibehoͤrden werpflich- 
tet, dem Kreis⸗Land⸗Feuer⸗Sozietaͤts⸗Direktor laͤngſtens binnen 24 9 
* 7 m: 


== ME m 


- Dämpfung des Feuers von demſelben, mit Bezeichnung der Nummer im Ka⸗ 
taſter, Nachricht zu geben. N 


5 9. 90. 

Der Kreis⸗Land⸗Feuer⸗Sozietaͤts⸗-Direktor muß, ſobald die Schaden⸗Auf⸗ 
nahme nach F. 44. bewirkt worden iſt, letztere in doppelter Ausfertigung an die 
Provinzial⸗Direktion einſenden, in deren Haͤnden ſich dieſelbe innerhalb laͤngſtens 
vier Wochen nach dem eingetretenen Brandſchaden befinden muß. 


§. 91. 

Werden dieſe Friſten (J. 89. 90.) verabſaͤumt, und wird eine ſolche 
Verabſaͤumung auch nicht etwa durch Naturereigniſſe, z. B. Ueberſchwemmung, 
tiefen Schnee und dergleichen gerechtfertigt, oder finden ſich gegen die Schaden⸗ 
Aufnahme Seitens der Provinzial-Land-Feuer-Sozietaͤts-Direktion weſentliche 
Erinnerungen, denen nicht noch zu gehoͤriger Zeit vor Eintritt der erſten regle⸗ 
mentsmaͤßigen Zahlungsfriſt (F. 56.) abgeholfen werden kann, fo iſt der Saͤu⸗ 
mige fuͤr die etwa daraus entſtehenden nachtheiligen Folgen verhaftet, und uͤber⸗ 
dem nach Umſtaͤnden in eine zur Sozietaͤtskaſſe fließende Ordnungsſtrafe von 
Ein bis Zwanzig Thalern verfallen. 


§. 92. 

ur Einhebung der Feuer⸗Sozietaͤts⸗Beitraͤge erfolgt die Veranlagung 
und Feſtſtellung halbjaͤhrig nach Maaßgabe der $$. 28. und 29., unter Hinzu⸗ 
rechnung eines verhaͤltnißmaͤßigen Theils der Verwaltungs⸗Koſten, von der 
Provinzial⸗Direktion, welche davon die Kreis-Direktoren zur weiteren Zah: 
lungs⸗Aufforderung an die Ortſchaften und zur Einziehungs-Anweiſung an die 

Kreis⸗Rendanten benachrichtigt. i 
Der Kreis⸗Land⸗Feuer⸗Sozietaͤts⸗Direktor ſtellt nach dem jedesmali⸗ 
gen Ausſchreiben und nach dem Kreis-Katafter die Heberolle zuſammen, und 
reicht ſolche der Provinzial- Direktion ein, welche dieſelbe, als richtig und mit 
dem Hauptlagerbuche uͤbereinſtimmend, zu beglaubigen, alsdann aber dem Kreis⸗ 
Direktor Behufs Aushaͤndigung an den Kreis-Rendanten zuruͤckzuſenden hat. 


93. 

Uebrigens ſind die Kaſſengeſchifte fo zu betreiben, daß alle Geldſendun⸗ 
gen zwiſchen der Hauptkaſſe und den Kreisfaffen- Rezepturen moͤglichſt vermie⸗ 
den, die der erſteren obliegenden Zahlungen auf die letzteren angewieſen, und 
demnach von den letzteren an die erſtere, ſoviel irgend thunlich, nur Quittungen 
über die auf Anweiſung geleiſteten Zahlungen ſtatt baaren Geldes eingeſandt 
werden. ü 


§. 94. 
2 dieſem Zweck kann die Provinzial-Direftion auf die einzelnen Land⸗ 
Feuer⸗Sozietaͤts⸗Kaſſen⸗Rezepturen nicht blos ſolche Zahlungen anmeifen, die 
im Kreiſe, ſondern auch ſolche, die an benachbarte Kreiſe zu leiſten ſind. 


| 
Als bloße Einnahme-Kaſſen leiften überhaupt die Kreis: Rezepturen 
alle Auszahlungen ihrerfeits nur im Namen und für Rechnung der Hauptkaſſe 
Nr. 2264.) auf 


— 138 — 


auf allgemeine oder beſondere Anweiſung der Provinzial⸗Direktion; fie muͤſſen 
alſo überall lediglich die Dispoſition der letzteren über die bei ihnen vereinnahm⸗ 
ten Gelder, es ſey zu aſſignirten Zahlungen oder zur Einſendung an die Haupt— 
Kaſſe, abwarten und befolgen. 


F. 96. 
Alle Zahlungen, ohne Unterſchied, muͤſſen alſo bei der Provinzial⸗Land⸗ 
Feuer⸗Sozietaͤts⸗Direktion nachgeſucht und juſtifizirt und von ihr feſtgeſetzt 
und angewieſen werden. 


$. 97. a 5 
Der Provinzial⸗Land-Feuer⸗Sozietaͤts⸗Direktion liegt ob, bei ihren 
Dispoſitionen dahin 1 ſehen, daß bei keinem Kreis-Rendanten ein zu großer 
Beſtand erwachſen koͤnne. 


F. 98. 

Was die Rechnungs⸗ Abnahme betrifft, fo findet ſolche bei den Kreig- 
Rezeptur⸗Kaſſen eigentlich nicht Statt. Denn da einerſeits der Betrag der 
Geſammt⸗Einnahmen bekannt und durch die Heberollen begruͤndet, andererſeits 
aber in der Regel keine Reſte geſtattet werden, ſondern es Sache der Kreis: 
Direktoren iſt und bleibt, die ihnen zugewieſenen Einnahmen bei eigener Ver⸗ 
haftung auf jede geſetzliche Weiſe herbeizuf „ſo kommt es nur darauf an, 
daß alljaͤhrlich, laͤngſtens bis drei Monate nach Neujahr, jeder Kreis-Rendant 
nach Einſendung ſeiner voͤllig erledigten Heberollen ein von Seiten der Provin⸗ 
zial⸗Land-Feuer⸗Sozietaͤt⸗Direktion ausgefertigtes Zeugniß erhalte, daß der⸗ 
ſelbe die geſammte Einnahme des verfloſſenen Jahres an die Hauptkaſſe richtig 
abgeliefert habe. 7 € 


909. 

Darauf zu halten, daß die Holen der Heberollen und der Ein⸗ 
nahme ſelbſt reſp. baar und in Quittungen uͤber die auf Anweiſung geleiſteten 
Zahlungen prompt erfolge, und zu dem Zweck bei der Haupckaſſe für jeden 
Kreis⸗Rendanten ein beſonderes Konto führen zu laffen, liegt in der Verpfiich— 
tung der Provinzial-Direktion. 


$. 100. 
Die Provinzial⸗Land⸗Feuer⸗Sozietaͤts- oder Inſtituten⸗Hauptkaſſe 
(H. 67.) hingegen legt alljaͤhrlich eine foͤrmliche und vollſtaͤndige Rechnung ab. 


$. 101. 

Diefe wird von der Provinzial⸗Land-Feuer-Sozietaͤts⸗Direktion revi⸗ 
dirt und mit dem Reviſions⸗Protokoll hiernaͤchſt durch den Ober⸗Praͤſidenten 
dem naͤchſten Provinzial-Landtage vorgelegt. 25 

Dem letzteren ſteht die Superreviſion und Ertheilung der endlichen 
Decharge zu. Auch muß alljährlich auf den Grund des Reviſions⸗Protokolls 
der ſummariſche Inhalt der Rechnungen ſelbſt, ſo daß daraus die Verſiche⸗ 
rungsſumme nach den Klaſſen geſondert, die Summe der gezahlten Brandver⸗ 
guͤtigungs-Gelder nach Klaſſen geſondert, die Summe der allgemeinen Unko⸗ 
ſten ꝛc. zu entnehmen find, durch die Amtsblaͤtter zur oͤffentlichen Kenntniß ge⸗ 
bracht und eine Ausfertigung dieſer Bekanntmachung an das Miniſterium des 
Innern und der Polizei eingeſandt werden. 0 

. 102. 
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$. 102. 

Zur Juſtifikation der Kaffen» Einnahme dient Folgendes: 

a) das Soll der Beiträge, incl. der Verwaltungskoſten ($. 92.), wird 
durch die Heberollen (F. 98.) und die Ausſchreiben der Provinzial 
Land-⸗Feuer⸗Sozietaͤts⸗Direktion belegt; 

b) von denjenigen Theilnehmern, welche im Laufe eines Halbjahrs eintre— 
ten, und reſp. ihre Verſicherungs-Summe erhoͤhen laſſen, oder welche 
Straf-Beitraͤge zu entrichten, oder Beitrags-Erhoͤhungen nachzuzah— 
len verpflichtet find, hat die Provinzial-Feuer⸗Sozietaͤts⸗Direktion 
eine beſondere Defignation, oder aber ein Atteſt, daß Zugang dieſer 
Art nicht ſtattgefunden habe, zum Rechnungsbelage auszufertigen; 

ch) etwanige außerordentliche Einnahmen (z. B. aus H. 19. 49. und 50.) 
werden durch die ausgefertigte Vereinnahmungs-Order der Provinzial— 
Direktion belegt; und 

d) wenn wider Erwarten Beiträge in Ruͤckſtand bleiben, fo find ſolche 
Reſte durch beſondere Atteſte, und wenn ſie gar unbeibringlich werden 
ſollten, durch beſondere Niederſchlagungs-Orders der Provinzial-Di⸗ 
rektion nachzuweiſen. 


$. 103. 

Bei der Ausgabe iſt die Hauptpoſt „an bezahlten Brandvergütigungs- 
Geldern“ durch förmlich ausgefertigte Feſtſetzungs⸗Dekrete und reſp. Zahlungs- 
Orders der Provinzial-Direktion, imgleichen durch gehörige Quittungen der 
Empfänger zu juſtifiziren. Die feſtſtehenden Verwaltungs-Ausgaben werden 
kuͤnftig durch die gehoͤrig genehmigten Etats und durch kaſſenmaͤßige Quittungen 
juſtiſizirt. Vorlaͤufig genügen neben letzteren die Anweiſungen des Ober-Praͤſi⸗ 
denten. Die Tantiémen der Kreis-Rendanten werden durch die Summen der 
von ihnen eingehobenen Gelder juſtifizirt. 5 


$. 104. 5 

Andere Generalkoſten, dergleichen z. B. bei den Schaden-Aufnahmen, 
bei den von Amtswegen ſtattfindenden Reviſionen und aͤhnlichen Gelegenhei— 
ten vorfallen, oder auch auf Prämien und dergleichen verwandt worden, appro— 
birt, ſoweit ſich ſolche auf das gegenwaͤrtige Reglement gründen, die Provinzial⸗ 
Land⸗Feuer⸗Sozietaͤts-Direktion, und gilt hierbei (mit Vorbehalt der Dispofition 
$. 122.) als Regel, daß Staats⸗ und Kommunal: Beamte, ſoweit ſie nicht 
unentgeldlich zu fuͤngiren und zu reifen verpflichtet find, Handwerksmeiſter u. ſ. w. 
an Diäten, Verſaͤumniß⸗ und Zehrungs⸗Koſten, Reiſegeldern u. ſ. w. nach den⸗ 
felben Saͤtzen remunerirt werden, die ihnen bei ähnlichen Geſchaͤften für oͤffent⸗ 
liche Rechnung aus Staatskaſſen zukommen wuͤrden. Zu etwanigen General⸗ 
koſten, die ſich auf das gegenwaͤrtige Reglement nicht gruͤnden, muß die Geneh— 
migung des Miniſterii des Innern und der Polizei eingeholt werden. 


$. 105. 
um die kuͤnftige Ueberſicht aller das Feuer-Sozietaͤtsweſen betreffenden 
Daten zu erleichtern, müffen alle Jahres-Rechnungen nach folgender Form an— 


gelegt werden: . 
Jahrgang 1842. (Nr. 226.) 23 1) bei 


KV, 
Verfahren in 
Rekurs- und 
Streitfällen. 
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1) bei der Einnahme find die Beiträge in dem erſten Einnahme⸗Titel fuͤr 
jede Klaſſe abgeſondert, und bei jeder mit Angabe der Generalſumme der 
die betreffende Klaſſe konſtituirenden Verſicherungs⸗Kapitalien und des 
für die Abtheilung reglementsmaͤßig ſtattfindenden Prozentſatzes in Rech⸗ 
nung zu ſtellen; und 


bei der Ausgabe muß in dem erften Ausgabe-Titel, an bezahlten Brand— 
verguͤtigungs-Geldern, jeder einzelne Brandunfall namentlich aufgefuͤhrt 
und in beſonderen Kolonnen vorn die Verſicherungs-Summe des Ge⸗ 
bäudes nachgewieſen, die Beitrags⸗Klaſſe, zu der es gehoͤrt, bezeichnet, 
und die Quote der ſtattgefundenen Beſchaͤdigung (F. 42.) vermerkt 
werden. 


* 
— 


$. 106. 

Die Provinzial- Land» Feuer: Spietätsfaffe muß wenigſtens vierteljährlich) 
einmal einer ordentlichen Reviſion durch den Ober-Praͤſidenten ſelbſt, oder in 
feinem Auftrage durch den ihm zugeordneten Regierungsrath (5. 66.), und we⸗ 
nigſtens alljaͤhrlich einmal einer außerordentlichen Reviſion durch den Ober⸗ 
Praͤſidenten unterworfen werden. 


F. 107. 

Bei jeder Kreis⸗Rezeptur muß monatlich eine ordentliche und halbjaͤhr⸗ 
lich eine außerordentliche Kaſſen-Reviſion durch den Kreis-Land— euer⸗Sozietaͤts⸗ 
Direktor vorgenommen werden. Naͤchſt dem Rendanten bleibt der Direktor 
fuͤr die Kaſſe verhaftet. 


. 108. 

Beſchwerden uͤber das Berfähren der Kreis-Direftoren oder Anfragen 
der Letzteren ſind zunaͤchſt bei der Provinzial⸗Land⸗Feuer⸗Sozietaͤts⸗ Direktion, 
in hoͤchſter Inſtanz aber bei dem Miniſterio des Innern und der Polizei anzu⸗ 
bringen. Die Beſchwerden, welche uͤber die Provinzial⸗Direktion ſelbſt anzu⸗ 
bringen, und die Anfragen, welche von dieſer zu machen ſeyn moͤchten, gelangen 
gleichfalls an Unſer Miniſterium des Innern und der Polizei. 


109 

Es muß auch jedem went e durch den Ober-Praͤſidenten 
eine zu dieſem Zweck abgefaßte allgemeine Ueberſicht des Penne der Sozie⸗ 
tät vorgelegt werden, welcher dann zugleich die noch nicht dechargirten Rechnun⸗ 
gen (F. 101.) anzuſchließen find, nicht minder jederzeit der dermalen geltende 
Verwaltungs⸗Koſten⸗Etat beizufuͤgen iſt. Dem Provinzial⸗Landtage ſteht frei, 
ſich bei dieſer Gelegenheit alle Verhandlungen der Provinzial⸗Direktion vorlegen 
zu laſſen, und wenn ſich darin Anlaß zu Bemerkungen findet, ſolche in Form 
der Petitionen zur Sprache zu bringen. 


ES Gl 
Fuͤr Streitigkeiten, welche über gegenfeitige Rechte und Verbindlichkeiten 
dwiſchen der Sozietät und einem oder mehreren Aſſoziirten entſtehen, verbleibt 
es bei dem ordentlichen Wege Rechtens, wenn der Streit ſich auf die Frage 
bezieht, ob der (angeblich) Aſſozürte ruͤckſichtlich eines ihn betreffenden . 
0 a: 


\ 
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ſchadens überhaupt als zur Sozietät gehörig zu betrachten, oder aber ihm 
überhaupt eine Brandſchaden-Verguͤtigung zu verſagen ſey oder nicht? Doch 
verſteht ſich von ſelbſt, daß auch in dieſen Faͤllen ein Kompromiß auf ſchieds⸗ 
richterliche Entſcheidung nach weiterer Vorſchrift der Geſetze zulaͤſſig iſt. Der 
Gerichtsſtand der Sozietät iſt bei dem Ober⸗Landesgericht in Breslau. 


8 $. 111. i 

Für alle übrige Streitfaͤlle außer den vorſtehend bezeichneten, namentlich 
bei Streitigkeiten uͤber die Aufnahme der Taxen, oder der Brandſchaͤden, uͤber 
den Betrag der Feuer-Verguͤtigungs-Gelder, über die Zahlungs-Modalitaͤten, 
uͤber zu zahlende Koſten und dergleichen, findet hingegen der ordentliche Rechts— 
weg nicht Statt, ſondern es ſteht dem betheiligten Intereſſenten, welcher ſich bei 
der Feſtſetzung der Provinzial-Land⸗Feuer⸗Sozietaͤts⸗ Direktion nicht beruhigen 
will, nur die Wahl zwiſchen dem Wege des Rekurſes und der Berufung auf 
eine ſchiedsrichterliche Entſcheidung zu. Iſt aber dieſe Wahl einmal getroffen, 
und auf dem gewaͤhlten Wege bereits eine Entſcheidung erfolgt, ſo kann hernach 
nicht wieder davon abgegangen werden. 


4 112. 8 
Der Rekurs geht (nach §. 108.) an das Miniſterium des Innern und 
der Polizei, deſſen Entſcheidung auf dieſem Wege die endliche und rechtskraͤftige 
iſt. Wer aber die ſchiedsrichterliche Entſcheidung in Anſpruch nehmen will, muß 
die Berufung darauf binnen einer Praͤkluſiv⸗Friſt von ſechs Wochen nach dem 
Empfange der Feſtſetzung der Provinzial⸗Land⸗Feuer⸗Sozietaͤts⸗Direktion bei 
der letzteren anbringen. 0 


113. 
Die ſchiedsrichterliche Behörde ſelbſt 491 aus drei Schiedsrichtern be⸗ 
ſtehen, wovon einer als Obmann fungirt. Den erſten Schiedsrichter ernennt 
der mit der Sozietaͤt in Streit befangene Intereſſent, und den zweiten der 
Kreis⸗Direktor, beide aus der Zahl der mit Grundſtuͤcken angeſeſſenen Einwoh⸗ 
ner des Kreiſes, . jedoch, daß dieſelben bei der Provinzial⸗Land⸗Feuer⸗ 
Sozietaͤt aſſozürt, außer jedem nach den Geſetzen die Zeugniß⸗Glaubwuͤrdigkeit 
beeinträchtigenden Verwandtſchafts-Verhaͤltniſſe, ſowohl untereinander, als mit 
den Provokanten, großjaͤhrig und untadelhaften Rufes ſeyn muͤſſen. Den dritten 
Schiedsrichter, und zwar denjenigen, welcher als Obmann eintritt, hat die Pro⸗ 
vinzial⸗Direktion, und zwar 1 au der Zahl der in der Provinz mit Rich— 
ter⸗Eigenſchaft angeftellten Juſtiz⸗Beamten zu ernennen, und dieſem liegt die 
Protokollirung und Leitung der Verhandlung ob. 
§. 114. 

Dieſe Verhandlung muß, zur Vermeidung der Nichtigkeit, ergeben, daß 
beide Theile mit ihren Gruͤnden gehoͤrt worden, und daß die Urkunden und 
Schriften, welche zur Sache gehoͤren, vorgelegen haben. Der Kreis-Direktor 
vertritt dabei die Sozietaͤt. 8 


. 115. 
Den Spruch fällen die beiden erſten Schiedsrichter; der dritte tritt nur 
alsdann, wenn jene ſich nicht über eine und dieſelbe Meinung vereinigen konnen, 


als Obmann hinzu, um durch ſeine Stimme den Ausſchlag zu geben. 
(Fr. 2203.) 2 $. 116. 
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$. 116. 

Gegen einen ſolchen ſchiedsrichterlichen Spruch findet nur die Nichtigkeits⸗ 
Klage, wo ſolche durch den $. 114. oder durch die allgemeinen Geſetze zu bes 
gruͤnden iſt, und zwar alsdann vor dem ordentlichen Richter Statt, welcher 
dabei, eventuell zugleich mit Vorbehalt der ordentlichen Rechtsmittel, in der 
Sache ſelbſt in erſter Inſtanz zu entſcheiden hat. Die Nichtigkeits-Klage muß 
aber binnen einer praͤkluſiviſchen Friſt von zehn Tagen nach Eröffnung des 
ſchiedsrichterlichen Spruchs anhaͤngig gemacht werden. 


; $. 117. 

Außer dem Fall der Nichtigkeit findet gegen den ſchiedsrichterlichen Aus⸗ 
ſpruch weder Rekurs, noch Appellation, noch font ein Rechtsmittel Statt, fons 
dern es geht ſolcher nach zehn Tagen in die unwiderrufliche Rechtskraft uͤber. 

$. 118. 

Die ſchiedsrichterlichen Verhandlungen muͤſſen nach rechtskraͤftiger Abs 
machung der Sache, wenn fie nicht, nach F. 116., an den ordentlichen Richter 
gelangen, an die Provinzial-Direktion eingeſandt und in deren Archiv aufbe⸗ 
wahrt werden. 


$. 119. 
ER anf Die Feuer⸗Sozietaͤts⸗Beitraͤge werden jeden Orts in der Art, wie es 
Feuerſo ett bei den Öffentlichen Steuern üblich iſt, kolligirt und in folle an den Kreis-Ren— 


Anſptuch zu danten abgeliefert; wer ſolches bei den oͤffentlichen Steuern zu bewirken ſchuldig 
machen ba. iſt, hat dieſe Pflicht auch ruͤckſichtlich der Feuer-Sozietaͤts⸗Beitraͤge zu erfüllen. 


$. 120. 

Jeder in der Provinz Schleſien mit Richter-Eigenſchaft angeftellte Juſtiz⸗ 
Beamte iſt, wenn er in ges 550 der ſchiedsrichterlichen een ir 
delnden Streitſache zum Obmann berufen wird, dieſem Rufe infoweit, als ihn 
bei erheblichen Behinderungs-Gruͤnden ſeine vorgeſetzte Behoͤrde nicht davon 
entbindet, Folge zu leiſten ſchuldig. 


121. 

Jeder angeſtellte Baubeamte iſt ſchuldig, innerhalb ſeines Geſchaͤftskreiſes 
den Requiſitionen der Landraͤthe, reſp. Kreis⸗Direktoren zu Tax⸗ oder Brand⸗ 
ſchaden⸗Aufnahmen zu genügen, und die vorgeſetzte Regierung wird ihn noͤthi— 
genfalls dazu anhalten. 0 

122. 

„Wenn ein Vaubeamter zur Aufnahme oder Reviſion von Gebaͤude⸗Be⸗ 
ſchreibungen oder Gebaͤude⸗Taxen von der Behoͤrde beauftragt wird, ſo ſoll er 
(außer den Fuhrkoſten bei vorkommenden Reiſen, wofern ihm die Fuhre nicht 
geftelt worden) feine Gebühren nach folgenden Saͤtzen zu liguidiren haben: 

a) für Aufnahme oder Nevifion einer bloßen Beſchreibung von jedem 

Eintauſend Quadratfuß Grundfläche fuͤr jedes Stockwerk zwei und 
einen halben Silbergroſchen; 


b) für Aufnahme einer foͤrmlichen Taxe von jedem Eintauſend Quadrat« 
fuß Grundfläche für jedes Stockwerk funfzehn Silbergroſchen; 
e) für eine bloße Tax⸗Reviſion die Hälfte dieſes letzten Satzes. 
Es 
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Es werden hierbei Gebaͤude, die uͤberhaupt weniger als Eintauſend Qua⸗ 
dratfuß Grundfläche haben, auf dieſe Fläche für voll, und die Ueberſchuͤſſe über 
eine ſolche Grundflaͤche, wenn ſie unter Fuͤnfhundert Quadratfuß ſind, gar nicht, 
wenn fie aber Fuͤnfhundert Quadratſuß erreichen, gleichfalls für voll gerechnet. 
Eben dieſe Liquidationsſaͤtze finden auch Anwendung, wenn ein Baubeamter eine 
Gebaͤude⸗Beſchreibung ꝛc. auf Privatanſuchen des Eigenthuͤmers angefertigt und 
nicht zuvor ein anderes Abkommen getroffen hat. 


$. 123. 

Jeder ſachverſtaͤndige Bauhandwerker ſoll verpflichtet ſeyn, innerhalb des 
Kreiſes, in dem er anfällig iſt, auch die Aufforderung der Landraͤthe, reſp. 
Kreis⸗Direktoren, in dem Tax- oder Brandſchaden-Aufnahme-Termin ſich eins 
zufinden und als Sachverſtaͤndiger zu fungiren (. 104.). 

Leiſtet ein oder der andere Bauhandwerker einer ſolchen Aufforderung 
nicht Folge, fo fol zwar an feiner Stelle ein anderer Sachverſtaͤndiger zugezo— 
gen werden, der ungehorſam ausgebliebene Bauhandwerker aber nicht nur die 
dadurch entſtehenden Mehrkoſten zahlen, ſondern auch für allen Schaden haften, 
welcher durch ſeinen Ungehorſam etwa herbeigefuͤhrt werden moͤchte. 


$. 124. 

Jede Ortsobrigkeit ift verbunden, die F. 12. erwaͤhnten Anzeigen aufs 
oder entgegenzunehmen und weiter zu befoͤrdern, auch die vorgeſchriebenen Utz 
teſte und Beglaubigungen, ſoweit ſie nicht in der Sache ſelbſt Bedenken hat, 
auszuſtellen, und die zu ihrer desfallſigen Information etwa noͤthigen Lokal-Un— 
terſuchungen von Amtswegen vorzunehmen. 


$. 125. 

Endlich ſoll auch jede oͤffentliche Behoͤrde verpflichtet ſeyn, der Provinzial⸗ 
Land⸗Feuer⸗Sozietaͤts⸗Direktion jede von derſelben erbetene und zu ihrem (der 
requirirten Behoͤrde) Geſchaͤftskreiſe gehörige Auskunft, ſoweit nicht beſondere 
eiche Bedenken entgegenſtehen, zu ertheilen. 


i 1 XVI. 
Außer den eigentlichen Brandentſchaͤdigungs-Geldern ſollen auch noch Prämien und 
an Praͤmien angewieſen werden: 8 0 


1) für die erſte der von auswärts, d. h. von einer anderen Gemeinde oder wahr. “ 
Ortſchaft her zu Huͤlfe gekommenen und in voller Thaͤtigkeit geweſenen 
Spritzen Fuͤnf Thaler und fuͤr die zweite Drei Thaler; desgleichen fuͤr 
den erſten und reſp. zweiten Waſſer⸗Zufuhr⸗ Wagen, die Haͤlfte der 
vorbemerkten Saͤtze; dieſe Spritzen und Waſſerwagen muͤſſen jedoch in 
brauchbarem Stande geweſen ſeyn; 


2) für beſonders ausgezeichnete und verdienſtliche Handlungen einzelner In⸗ 
dividuen beim Feuerloͤſchen und Retten nach den Umſtaͤnden bis Fünf 
Thaler, und ſollen ſolche Handlungen auch nach Befinden in erheblichen 
Faͤllen oͤffentlich bekannt gemacht werden; — 

3) für den Entdecker eines Brandſtifters, welcher feines Verbrechens uͤber⸗ 


wieſen wird, hundert Thaler. 
(Nr. 2264.) $. 1266. 
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$. 126b. i 

Werden bei dem Loͤſchen eines Feuers ſolche Feuer⸗Loͤſch⸗Geraͤthſchaften, 

welche bei der Loͤſchung aus einer Hand in die andere gehen muͤſſen, verloren 
oder beſchaͤdigt, fo erfolgt der Erſatz derſelben von der Sozietät. 


$. 127. 

Vorſtehende Praͤmien und reſp. Entſchaͤdigungen werden bezahlt, wenn 
in der durch Brand betroffenen Gemeinde auch nur ein Gebaͤude bei der Pro⸗ 
vinzial-Land-Feuer-Sozietaͤt verſichert iſt, ohne darauf zu ſehen, ob ſich dieſes 
oder die verſicherten Gebaͤude in Feuersgefahr befunden bu oder nicht. 


Gegeben Berlin, den 6. Mai 1842. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Rochow. 


(Nr. 2265.) Reglement für die Provinzial» Städte- Feuer- Sozietät der Provinz Schleſien, 
mit Ausſchluß der Stadt Breslau. Vom 6. Mai 1842. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


haben zur Begründung einer beſſeren Einrichtung des Immobiliar-Feuer⸗Ver⸗ 
iherungs- Wefens in der Provinz Schleſien nach Anhörung und nach dem 
ntrage Unſerer im Jahre 1841. zum Provinzial-Landtage verſammelt gewe⸗ 
ſenen getreuen Staͤnde des Herzogthums Schleſien, der Grafſchaft Glatz und 
des Markgrafthums Ober⸗Lauſitz beſchloſſen, für ſaͤmmtliche Städte der ge⸗ 
dachten Laͤndertheile, mit Ausſchluß der Stadt Breslau, eine gemeinſchaftliche 
Feuer⸗Verſicherungs-Sozietaͤt zu bilden, und verordnen demnach wie folgt: 


: §. 1. 

gemein Be Es ſoll für ſaͤmmtliche Städte des Dber- Präfidial- Bezirks der Provinz 
ſimmungen. Schleſien, mit Ausnahme der Stadt Breslau, namentlich für die in der ſeit⸗ 
herigen ſtaͤdtiſchen Feuer⸗Sozietaͤt verbundenen Staͤdte Schleſiens und der 
Grafſchaft Glatz, und die beim . Provinzial > Landtage vertretenen 
Städte des Markgrafthums Ober⸗Lauſitz, er nur Eine oͤffentliche So⸗ 
zietät beſtehen, deren Zweck auf gegenſeitige Verſicherung von Gebäuden gegen 
Jeuersgefahr gerichtet, und in welcher alſo die Gefahr dergeſtalt gemeinſchaftlich 
übernommen iſt, daß ſich jeder Theilnehmer zugleich in dem Verhaͤltniſſe eines 
Verſicherers und eines Verſicherten befindet, als Verſicherer jedoch nur mit den 
ihm nach dem gegenwaͤrtigen Geſetz im Verhaͤltniſſe ſeiner Verſicherungs⸗Summe 

obliegenden Beitraͤgen verhaftet iſt. 0 
“2. 
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§. 2. 

e Mit Ausnahme der Feuer⸗Sozietaͤt für die Stadt Breslau ſollen alle 
in dem Herzogthum Schleſien, der Grafſchaft Glatz und dem Markgrafthum 
Oberlauſitz bisher beſtandenen, auf gegenſeitige Immobiliar⸗-Verſicherung gegen 
Feuersgefahr gerichteten Sozietaͤten der Staͤdte aufgeloͤſt werden. 

Privat⸗Vereine, welche zu dem Zwecke beſtehen oder errichtet werden 
moͤchten, daß ſich Nachbaren unter einander mit Huͤlfsfuhren, Stroh, Holz 
und dergleichen, nicht umf onſt, ſondern gegen Bezahlung eines angemeſſenen 
gleichfoͤrmigen Preiſes unterſtuͤtzen, und daß es in jedem einzelnen Falle in des 
Brandbeſchaͤdigten Wahl ſteht, von dieſer Unterſtuͤtzung ganz oder nur zum 
Theil, oder gar nicht Gebrauch zu machen, find in dieſen Beſtimmungen (G. 1. 
und 2.) nicht mitbegriffen, koͤnnen jedoch die Rechte moraliſcher Perſonen nicht 
in Anſpruch nehmen, ſtehen unter Aufſicht Unſerer Regierungen, und muͤſſen 
ihre Statuten zur Reviſion und Genehmigung dem Ober-Praͤſidenten einreichen, 
der auch die Anordnung zu treffen hat, daß ihr Daſeyn und ihre Leiſtungen der 
Feuer⸗Sozietaͤt, bei welcher die Gebaͤude verſichert ſtehen, zur gehoͤrigen Zeit 
bekannt werden. f 


§. 3. 

3" welcher Art die rechtlichen Verhaͤltniſſe der bisherigen Sozietaͤten 
abgewickelt, desgleichen auf welche Weiſe die Theilnehmer derſelben in die neue 
Provinzial⸗Staͤdte⸗Feuer⸗Sozietaͤt übernommen werden ſollen? nicht minder, 
von welchem Zeitpunkt ab die letztere auf den Grund des gegenwaͤrtigen Ger 
ſetzes in Wirkſamkeit treten ſoll? daruͤber iſt die naͤhere Anleitung in der heute 
von Uns vollzogenen beſonderen Ausfuͤhrungs-Verordnung enthalten. 


$. 4. l 
Die Verhandlungen, behufs Verwaltung der Angelegenheiten dieſer 
Feuer⸗Sozietaͤt, die darauf bezuͤgliche Korreſpondenz zwiſchen den Behoͤrden 
und Mitgliedern der Sozietaͤt, die amtlichen Atteſte fuͤr die Verſicherungen und 
die Quittungen über empfangene Brandentſchaͤdigungs-Zahlung aus der So— 
zietaͤts⸗Kaſſe, find vom tarifmäßigen Stempel und von Sporteln entbunden. 
Bei Prozeſſen, Namens der Sozietät, find diejenigen Stempel, deren 
Bezahlung ihr obliegt, außer Anſatz zu laſſen. 
Zu Vertraͤgen mit einer ſtempelpflichtigen Partei iſt der tarifmaͤßige 
Stempel in dem halben Betrage, zu den Neben⸗Exemplaren der Stempel be 
glaubter Abſchriften zu verwenden. 


§. 5. 

Eben ſo ſoll ihr die Portofreiheit in Abſicht aller mit dem Vermerk — 
„Feuer⸗Sozietaͤts⸗Sache“ — verſehenen und mit oͤffentlichem Siegel ver- 
Shlaffenen Berichte, Gelder und Packete zuftehen, die in Feuer-Sozietaͤts⸗ 

ngelegenheiten zwiſchen den Behörden hin und her geſandt werden. Privat⸗ 
perſonen und einzelne Intereſſenten aber muͤſſen ihre Briefe an die Feuer— 
Sozietaͤts⸗Behoͤrden frankiren, und kommt ihnen und den an fie ergehenden 
unfrankirten Antworten die Portofreiheit nicht zu Statten. N 
Nr. 2265.) . 
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6. 6. 
8 Die Sozietaͤt darf zur Verſicherung gegen Feuersgefahr nur Gebaͤude 
bigfeit der. und zwar nur ſolche Gebäude aufnehmen, die innerhalb der zur Affoziation ges 
euer hörigen Städte und ihrer Bezirke belegen find. | 


. 7. 
In dieſer Beſchraͤnkung gilt zwar die Regel, daß Gebäude aller Art, 
ohne Unterſchied ihrer Einrichtung und Beſtimmung, zur Aufnahme geeignet ſind. 


§. 8. 

Diejenigen Gebaͤude jedoch, welche ſo baufaͤllig, daß ſie nach ſachverſtaͤn⸗ 
digem Urtheile nicht mehr reparaturfaͤhig, ſondern des Neubaues beduͤrftig 
und deshalb von Polizeiwegen geſchloſſen find, dürfen nicht aufgenommen wer⸗ 
den. Gerathen ſchon verſicherte Gebaͤude in den vorbezeichneten baufaͤlligen 
Zuſtand, ſo ſcheiden dieſelben mit dem Beginn desjenigen Tages, an welchem 
ihre Schließung polizeilich verfügt wird, aus der Sozietät aus und muͤſſen zur 
folge deſſen, im Lagerbuch (Kataſter) von Amtswegen geloͤſcht werden. 


9 9. 5 

Eben ſo ſollen, wegen allzu großer Feuergefaͤhrlichkeit, nachſtehende Ge⸗ 
bäude von der Theilnahme ausgeſchloſſen bleiben: 

Pulvermuͤhlen und Pulvermagazine; 

Glas⸗ und Schmelzhuͤtten; ; i 

Eiſen⸗ und Kupferhaͤmmer, fo wie Hohoͤfen, Stuͤckgießereien; 

Zuckerſiedereien, Cichorienfabrifen und Schwefel-⸗Raffinerien; 

Spiegelgießereien und Pottaſchbrennereien; 

Terpentin⸗, Firniß⸗, Holzſaͤure- und Schwefelſaͤurefabriken; 

57 zur Fabrikation von Aether, Gas, Phosphor, Knallſilber und 

nallgold; 
2 Vitriol⸗ und Salmiakfabriken; ' 
Theer⸗ und Ziegelöfen; jedoch ohne unter letztern die Trocken-Scheuern 
mit zu begreifen; 

Knochenbrennereien und Kiendarren. 

Bockmuͤhlen und Theater ſollen aufgenommen werden koͤnnen, jedoch 
nur gegen Einſchaͤtzung in eine höhere Klaſſe, als ihnen nach ihrer Bauart zus 
kommen wuͤrde. Auch koͤnnen Gebaͤude, worin Dampfmaſchinen befindlich ſind, 
aufgenommen werden, doch nur mit der Beſchraͤnkung, daß eine Brandbeſchaͤ⸗ 
digung, welche denſelben durch die Exploſion des Dampfkeſſels zugefuͤgt worden, 
von der Sozietät nicht vergütet wird. . 


a F. 10. 

Die Ausſchließung (5. 9.) bezieht ſich aber nicht auf die Wohngebäude 
der Beſitzer der Fabriken oder Anſtalten, oder ihrer Arbeiter und Werkleute, 
auch nicht auf andere dazu gehoͤrige Raͤume ohne feuersgefaͤhrliche Beſtimmung, 
inſofern dieſelben mit den daſelbſt genannten Gebaͤuden keinen unmittelbaren 
Zuſammenhang haben. 


| ae 5 
Jedes Gebäude muß einzeln und alſo jedes abgefonderte Neben⸗ oder 
Hintergebaͤude beſonders verſichert werden. 0 
12. 
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§. 12. 

Im Allgemeinen beſteht für die Beſitzer von Gebäuden keine Zwangs- geitrinspit- 
pflicht, ihre Gebaͤude gegen Feuersgefahr zu verſichern, ſondern es haͤngt ſolches u der 
von ihrem freien Entſchluſſe ab. Jedoch follen die Theilnehmer der zeitherigen mer 
zwangsweiſen Provinzial⸗Staͤdte⸗Feuer⸗Sozietaͤt in die neue Sozietät uͤbertra⸗ 

en werden, und fuͤr das Erſte Jahr darin zu bleiben gehalten ſeyn. Das 
erfahren bei dieſer Uebertragung iſt in der Ausfuͤhrungs-Verordnung vom 
heutigen Tage beſtimmt. 


* 


F. 13. 

Auch ſoll es fortan nicht nur jedem Hypothekenglaͤubiger, ſondern jedem 
Realberechtigten freiſtehen, die Verſicherung des ihm fuͤr ſeinen Anſpruch ver⸗ 
pfaͤndeten Gebaͤudes in dem Maaße zu verlangen, als ſolches zur Deckung der 
dem Berechtigten zuſtaͤndigen Hebungen oder Leiſtungen erforderlich und nach 
F. 16. zulaͤſſig iſt. Es muß demnach allenthalben, wenn ſich ein Realberechtigter 
mit ſeinem diesfaͤlligen Antrage gegen einen Aſſoziaten meldet, von der Sozietaͤt 
willige Notiz davon genommen, das betreffende Hypothekenrecht im Feuer⸗-So⸗ 
zietaͤts⸗Kataſter vermerkt, und wie ſolches geſchehen, auf dem Schuld⸗Inſtru⸗ 
mente ſelbſt beſcheinigt werden. Ein ſolcher Vermerk kann alsdann nicht anders 
geloͤſcht werden, als wenn der Beweis über erfolgte Tilgung der Schuld oder 
die ausdrückliche Einwilligung des Glaͤubigers beigebracht wird, und bis dahin 
iſt in Beziehung auf ein alſo verpfaͤndetes Gebaͤude auch kein Austritt aus der 
Provinzial⸗Staͤdte⸗Feuer⸗Sozietaͤt zulaͤſſig. Die dem Hypothekenglaͤubiger ein⸗ 
geraͤumte Berechtigung ſteht auch dem Erbverpaͤchter gegen den Erbpaͤchter als— 
eo du) ec der Letztere bisher verpflichtet geweſen, die Feuer-Sozietaͤts⸗Beitraͤge 
zu bezahlen. 

Von Amtswegen das Intereſſe der Realberechtigten wahrzunehmen, iſt. 
die Sozietaͤt nicht verpflichtet. 


. 

Diejenigen, welche hiernach 10 verpflichtet ſind, ihre Gebaͤude bei der 
Provinzial⸗Staͤdte⸗Feuer⸗Sozietaͤt zu versichern, koͤnnen ſolche nach Gutbe⸗ 
finden auch anderswo, bei jeder geſtatteten Geſellſchaft oder Bank aſſekuriren; 
kein Gebäude aber, welches, mit Ausnahme der im §. 2. erwaͤhnten Privat⸗ 
Vereine ſchon anderswo verſichert iſt, kann bei der Staͤdte-Feuer⸗Sozietaͤt ganz. 
oder zum Theil aufgenommen und kein Gebaͤude, welches bei der Staͤdte-Feuer⸗ 
Sozietaͤt verſichert iſt, darf, mit Ausnahme des im F. 2. erwähnten Falles, auf 
irgend eine Weiſe anderswo nochmals, es ſey ganz oder zum Theil, verſichert 
werden. Nur für das erſte Jahr koͤnnen die aus der alten Provinzial-Staͤdte⸗ 
Feuer⸗Sozietaͤt übertragenen Aſſoziaten, inſofern fie mit Genehmigung zugleich 
in einer andern Sozietät verſichert find, in dieſer doppelten Verſicherung bis 
zum Werthe ihres verſicherten Gebaͤudes (§. 16.) beharren. \ 

Findet ſich zu irgend einer Zeit, daß ein Gebäude, dieſen Beftimmungen. 
entgegen, noch irgendwo anders als bei der Provinzial-Staͤdte⸗Feuer⸗Sozietaͤt 
und eventuell bei den im $. 2. erwaͤhnten Privat⸗Vereinen verſichert iſt, fo, wird 
daſſelbe nicht allein in den Kataſtern der Provinzial⸗Staͤdte-Feuer⸗Sozietaͤt ger 
loͤſcht, ſondern es iſt auch der Eigenthuͤmer im Fall eines Brandungluͤcks der 
ihm ſonſt aus derſelben zukommenden Brandverguͤtigung verluſtig, ohne daß 

Jahrgang 1842. (Nr. 2265.) 24 gleich⸗ 
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gleichwohl ſeine Verbindlichkeit zu allen Beitraͤgen bis zum Ablaufe des Halb⸗ 
Jahres, in welchem die Ausſchließung erfolgt, eine Abaͤnderung erleidet, und die 
Direktion iſt uͤberdem verpflichtet, den Fall zur naͤheren Beſtimmung daruͤber, 
ob Grund zur Kriminal⸗Unterſuchung wegen intendirten Betrugs vorhanden fei, 
dem kompetenten Gerichte von Amtswegen anzuzeigen. Jedoch muͤſſen auch in 
dieſem Falle die angemeldeten Realberechtigten die Beruͤckſichtigung finden, von 
der $. 51. die Rede ſeyn wird. 0 
iv. 15. 
Zeit des cin. Der Eintritt in die Sozietät mit den davon abhängenden rechtlichen 
TE Wirkungen, ſowie eine Erhöhung der Verſicherungsſumme, ſoweit ſolche fonft 
zulaͤſſig iſt (F. 32) findet regelmaͤßig, wenn nicht ein anderes ausdrücklich in 
Antrag gebracht wird, jahrlich zweimal, nämlich mit dem Tagesbeginn des 1. Januar 
und 1. Juli jeden Jahres ſtatt. Doch iſt beides auch zu jeder andern gie ges 
ftattet, wenn darum unter der ausdrücklichen 19 „ „den vollen Betrag, 
und zwar der ordentlichen und außerordentlichen a fuͤr das laufende 
Halbjahr entrichten zu wollen, nachgeſucht wird. Die rechtliche Wirkung des 
Vertrages beginnt in dieſem Falle mit der Anfangsſtunde desjenigen Tages, 
von 2 das Genehmigungs⸗Reſkript der Staͤdte-⸗Feuer⸗Sozietaͤts⸗Direktion 
datirt iſt. 

Der Austritt aus der Sozietät, ſowie die freiwillige Herabſetzung der 
Verſicherungsſumme, ſoweit ſolches ſonſt zuläffig iſt ($$. 13. und 32.), findet 
jährlich ebenfalls nur zweimal, namlich mit dem Ablaufe des letzten Juni⸗ und 
letzten Dezember-Tages ſtatt; die nothwendige Herunterſetzung (J. 32.) je⸗ 
doch tritt ſofort, nachdem ſie feſtgeſtellt iſt in Wirkung; jeder aber, der freiwillig 

oder unfreiwillig austritt, oder deſſen Verſicherungsſumme heruntergeſetzt wird, 
muß in allen Faͤllen, ſelbſt wenn das verſicherte Gebäude untergegangen ift, oder 
die Verſicherungsfaͤhigkeit verloren hat, die zeitherigen geſammten Beitraͤge noch 
fuͤr das laufende Halbjahr entrichten. R 


v. . 16. f 
Hobe der Ver⸗ Die Verſicherungsſumme darf den dermaligen gemeinen Bauwerth der⸗ 
Summe jenigen Theile des verſicherten oder zu verſichernden Gebäudes, welche durch 
Feuer zerſtoͤrt oder beſchaͤdigt werden koͤnnen, niemals überfteigen. Als nicht zer⸗ 
ſtoͤrbar ſind jedoch nur die Fundamente und die unter der Erde befindlichen 
Umfaſſungswaͤnde der Keller zu erachten. 


K. 17. 

Mit Beobachtung dieſer Beſchraͤnkung aber hängt die Beſtimmung der 
Summe, auf welche ein Gebaͤude-Eigenthuͤmer Verſicherung nehmen will . 
von ſeiner Entſchließung ab, nur muß die Summe durch Dekaden abgerundet 
und theilbar ſeyn. \ 


. 18. 

Der im K. 16. angeordneten Beschränkung iſt fortan auch jeder ſtaͤdtiſche 
Hausbeſitzer, der ſeine Gebaͤude anderswo als bei der Staͤdte⸗Feuer⸗Sozietaͤt 
face e laͤßt, unterworfen, dergeſtalt, daß jede hoͤhere Verſicherung unzu⸗ 
laͤſſig if. . 

Jedes Zuwiderhandeln von Seiten eines Verſicherten gegen dieſe Vor⸗ 
ſchrift ſoll, außer der Zuruͤckfuͤhrung der Verſicherungsſumme auf den in $. 16. 

| bes 
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beſtimmten Werth, mit einer zur Sozietaͤts-Kaſſe fließenden Geldbuße von 
5 bis 50 Thalern, wenn der Kontraventionsfall vor einem Brande entdeckt 
wird, ſonſt aber, wenn die Entdeckung erſt nach dem Brande erfolgt, neben 
jener Geldbuße mit dem Verluſte der Verſicherungsſumme, ſoweit ſie uͤber den 
im $. 16. beſtimmten hoͤchſten Verſicherungswerth hinausgeht, beftraft werden. 
Letztere Strafe faͤllt zur Haͤlfte dem Sozietaͤtsfonds, und zur andern Haͤlfte der 
Orts⸗Armenkaſſe zu. 


$. 19. 

Eine foͤrmliche Taxe des durch Feuer zerſtoͤrbaren Theils der zu verſichern— 
Gebäude (F. 16.) wird in der Regel nicht erfordert, ſondern es genügt an ei— 
ner moͤglichſt genauen und treuen Beſchreibung eines jeden einzelnen Gebaͤudes, 
welches verſichert werden ſoll. 


F. 20. 

Damit aber dieſe Beſchreibungen zweckmaͤßig und gleichfoͤrmig werden, 
muͤſſen ſie in das hier beigefuͤgte Schema eingetragen, und dergleichen Sche— 
mata von jedem Magiſtrate ſtets vorraͤthig gehalten und den Intereſſenten auf 
Koften der Sozietät gratis zugeſtellt werden. Auch haben die Magiſtraͤte Ver⸗ 
anſtaltung zu treffen, daß die Se enten leicht Gelegenheit finden, die noͤthi⸗ 
gen Schemata gegen billige Schreibgebuͤhr nach ihrer Angabe ausgefuͤllt zu 

erhalten. 1 


b F. 21. 

Von einem jeden, ein abgegrenztes Beſitzthum oder Gehoͤft bildenden Ger 
baͤude, ſoll nur Eine Beſchreibung in drei Exemplaren angefertigt und — in 
allen Rubriken — mit Ausnahme der die Klaſſe betreffenden, vollſtaͤndig aus⸗ 
gefüllt, — vom Eigenthuͤmer in geſetzlicher Form vollzogen, bei dem Magiſtrate 
eingereicht werden. 


22. 

Der Magiſtrat legt bens die Gebaͤudebeſchreibungen einer in jeder 
Stadt zu konſtituirenden Kommiſſion, deren Mitglieder der Magiſtrat erwaͤhlt, 
und welche aus einem Magiſtratsmitgliede, einem zu dieſem Zwecke vereideten 
Zimmermeiſter und einem gleichfalls vereideten Maurermeiſter, ſowie aus zwei 
am Orte wohnhaften Aſſozürten, befteht, zur Prüfung vor. 


irrt 28. 

Saͤmmtliche Mitglieder der Kommiſſion uͤberzeugen ſich durch Beſichti— 
gung und Reviſion an Ort und Stelle, ob die Gebaͤudebeſchreibungen richtig, in- 
ſonderheit ob diejenigen Merkmale der Wahrheit gemaͤß angegeben ſind, welche 
die Klaſſifikation bedingen. 5 i 

ie rektifiziren demnach letztere, wo es noͤthig ift, prüfen die vom Eigen⸗ 

thuͤmer in Antrag gebrachte Verſicherungsſumme, nnd begutachten deren Klaffi- 
ſizirung. f 

K. 24. 

i Hat die Kommiſſion gegen die vorgelegte Beſchreibung, gegen die Ver⸗ 

ſicherungsſumme und gegen die beantragte Klaſſe keine Erinnerungen zu machen, 

oder unterwirft ſich der Verſicherer den von derſelben für noͤthig erachteten Ab 

aͤnderungen, ſo wird 0 der Beſchreibung durch die Kommiſſion mit 

deren Unterſchrift regiſtrirt, und hierunter von dem Magiſtrate das pflichtmaͤßige 

(Nr. 2265.) 24 Atteſt 
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Atteſt beigefügt: daß die Beſchreibung und Klaſſifikation der Gebäude wahr⸗ 
heitsgemaͤß angegeben, auch die begehrte Verſicherungsſumme den muthmaaßli⸗ 
chen Werth eines jeden Gebäudes nicht uͤberſteige, und daß der Verſicherer die 
Beſchreibung eigenhaͤndig vollzogen habe. 


. 28 
Findet aber die Kommiſſion Bedenken gegen die in Antrag gebrachte 
Verſicherung und insbeſondere gegen die Hoͤhe der Verſicherungsſumme und 
iſt der Eigenthuͤmer des Gebaͤudes nicht gemeint, auf die Vorhaltung des Ma⸗ 
giſtrats die Verſicherungsſumme ſoweit, daß dem letztern und der Kommiſſion 
kein Bedenken weiter uͤbrig bleibt, herabzuſetzen, ſo tritt die Nothwendigkeit ei⸗ 
ner Taxe ein. 


$. 26. 

Dieſelbe muß in ſolchem Falle auf Koſten des Eigenthuͤmers von einem 
vereideten Baubeamten, mit kunſtmaͤßiger Genauigkeit, unter Zuziehung eines 
Deputirten des Magiſtrats, zu dem Zwecke und aus dem Geſichtspunkte aufge⸗ 
nommen werden, daß dadurch mit Ruͤckſicht auf die oͤrtlichen Materialienpreiſe, 
und mit billiger Beruͤckſichtigung des geringeren Preiſes derjenigen Fuhren, 
Handreichungen und andern, keine techniſche Kunſtfertigkeit erfordernden bau: 
lichen Arbeiten, die der Eigenthuͤmer mit ſeinem Hausweſen ſelbſt beſtreiten kann, 
der dermalige Werth derjenigen in dem Gebäude enthaltenen Baumaterialien 
und Bauarbeiten feſtgeſtellt werde, welche durch Feuer zerſtoͤrt und beſchaͤdigt 
werden koͤnnen, mit Ausſchluß deſſen, was nicht durch Feuer verletzt werden kann. 

Der dermalige Werth der Bauarbeiten ergiebt ſich bei Gebaͤuden, die nicht 
mehr völlig im baulichen Zuftande find, dadurch, daß deren nach vorſtehenden 
Beſtimmungen feſtgeſtellter Werth in demſelben bene reduzirt wird, in 
welchem der Materialienwerth in dem vorgefundenen Zuſtande zu demjenigen 
Werthe ſteht, den die Baumaterialien in voͤllig gutem Zuſtande haben wuͤrden. 


8.27.00 

Die ſolchergeſtalt vorbereiteten Beſchreibungen, Taxen und Klaſſifikatio⸗ 
nen werden der Provinzial⸗Feuer⸗Sozietaͤts-Direktion dreifach uͤberreicht. Ein 
Exemplar bleibt bei ihren Akten, und zwei Exemplare gelangen, mit Genehmigung 
vollzogen, an den Magiſtrat zuruͤck, der wiederum ein Exemplar davon ad acta 
nimmt und das Andere dem Verſicherten zuſtellt. 

Die Summe, mit welcher die Taxe abſchließt, muß mit zehn theilbar 
ſeyn, oder dahin abgerundet, und die Taxe in doppelter Ausfertigung von dem 
taxirenden Baubeamten ſelbſt vollzogen werden. Ueber die dadurch feſtgeſtellte 
Werthſumme hinaus iſt ſchlechterdings keine Feuerverſicherung ſtatthaft. } 


| $. 20. 

Sowohl bei der von dem Eigenthuͤmer felbft beſtimmten Verſicherungs— 

ſumme, als bei der Taxirung iſt auch noch darauf zu achten, daß, wenn der 

Eigenthuͤmer des Gebaͤudes etwa freies Bauholz zu fordern Befugniß hat, der 
Werth des letzteren außer Anſatz bleibe ü 

Dagegen iſt derjenige, welcher das freie Bauholz zu liefern verpflich⸗ 


der⸗ 
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rar Verſicherungs-Anſtalt geſchehen, bei welcher das Gebäude ſelbſt aſſo— 
ziirt iſt. 


| $. 30. 

Uebrigens dürfen weder die auf den Grund bloßer Beſchreibungen ge: 
waͤhlten Verſicherungsſummen, noch die blos zum Zwecke der Feuerverſiche⸗ 
rung aufgenommenen Taxen zur Grundlage bei oͤffentlichen oder Gemeinde: 
Abgaben und Laſten angewendet und überhaupt wider den Willen der Grund» 
beſitzer jemals zu fremdartigen Zwecken benutzt werden. 


§. 31. 

Regelmaͤßige periodiſche Reviſionen der Verſicherungsſummen und 
Taxen, um die durch den Verlauf der Zeit erfolgende Verminderung des 
Werths der verſicherten Gebaͤude im Auge zu behalten, ſind zwar nicht erfor⸗ 
derlich; die Sozietaͤts-Direktion hat aber jederzeit das Recht, ſolche Reviſionen, 
allgemein oder einzeln, auf Koſten der Sozietät vornehmen, von den Eigen: 
thuͤmern neue Beſchreibungen beibringen, und falls ſich der Eigenthuͤmer der 
von der Sozietaͤt fuͤr noͤthig erachteten Herabſetzung der Verſicherungsſumme 
weigert, eine Taxe aufnehmen, und dadurch das Maximum der verſicherungs⸗ 
faͤhig bleibenden Summe, nach den beſtehenden Vorſchriften feſtſtellen zu laſſen. 
Namentlich ſind alle mit den Feuer-Sozietaͤts Angelegenheiten beauftragten 
Beamte verpflichtet, beim Verfall der Gebaͤude, zumal ſolcher, deren Werth 
nach der Erfahrung ſchnell abzunehmen pflegt, ihr beſonderes Augenmerk darauf 


zu richten, daß die Verſicherungsſumme niemals den wirklich noch vorhan— ) 
denen Werth der verſicherten Gebäude überfteige. 1 
32 


n der Regel kann Jeder die bisherige Verſicherungsſumme bis zu Grööung und 
dem zuläffigen Maximum erhöhen, oder auch bis zu einem beliebigen Minder⸗ Be 
betrage herunterſetzen laſſen. Jedoch findet in den Fällen des F. 13. auch die Verſicherungs⸗ 
Herunterſetzung der Verſicherungsſumme, ohne die ausdruͤckliche Einwilligung Summe, 
der regiſtrirten Realglaͤubiger, oder den Nachweis der geſchehenen Tilgung ihrer 
Forderungen nicht Statt. | 

Derjenigen nothwendigen Herunterſetzung der Verſicherungsſumme, 
welche daraus folgt, daß etwa der Werth des durch Feuer zerftörbaren oder 
unbrauchbar zu machenden Theils des verſicherten Gebäudes, oder das darnach 
oder ſonſt zuläffige Maximum nicht mehr die Höhe der bisherigen Verſicherungs⸗ 
ſumme erreicht, muß ſich aber ein Jeder unterwerfen, und es ſteht alſo dagegen 
den Hypotheken-⸗Glaͤubigern und ſonſtigen Intereſſenten kein Widerſpruch zu; 
doch ſoll davon denen von ihnen, die im Kataſter vermerkt ſind, von Amts— 
wegen Kenntniß gegeben werden. 8 


$. 33. 

Die von den Theilnehmern der Sozietaͤt zu leiſtenden Beitraͤge werden Beiträge der 
in ordentliche und außerordentliche unterſchieden, die beide gleichmaͤßig zur Be⸗ Intereffenten 
ſtreitung aller Ausgaben der Staͤdte-Feuer-Sozietaͤts-Kaſſe beſtimmt find. tat . 

Die ordentlichen Beitraͤge werden nach gewiſſen Prozenten der für den⸗ 
jenigen Zeitraum, auf welchen die Beiträge ſich beziehen, kataſtrirten Verſiche⸗ 
rungsſumme dem muthmaßlichen alljaͤhrlichen Bedarf gemaͤß, abgemeſſen und 

(Nr. 2205.) ein 
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ein fuͤr allemal feſtgeſtellt, und muͤſſen ohne beſondere Ausſchreibung eingezahlt 
werden; den außerordentlichen Beitraͤgen aber, welche nur von Zeit zu Zeit 
eintreten koͤnnen, um zu decken, was etwa von dem wirklichen Bedarf der 
Staͤdte⸗Feuer⸗Sozietaͤtskaſſe zur Beſtreitung der vorkommenden Brandver⸗ 
guͤtigungen und ſonſtigen Obliegenheiten, nach Abrechnung der durch ordentliche 
Beitraͤge aufgebrachten Summe, noch fehlen moͤchte, muß jedesmal eine foͤrm⸗ 
liche Ausſchreibung vorhergehen. Uebrigens iſt jeder außerordentliche Beitrag 
auf ein leicht zu berechnendes Verhaͤltniß zu dem ordentlichen Beitrag (z. B. 
die Haͤlfte, ein Drittel, oder aber das Anderthalbfache, doppelte deſſelben) 


feſtzuſetzen. 


. 34. 

Die Einzahlung des ordentlichen Jahresbeitrags geſchieht in halbjaͤhrigen 
Terminen pränumerando, im Januar und Juli jeden Jahres. Die nach ger 
ſchehener Anmahnung bei Ablauf genannter Monate verbliebenen Ruͤckſtaͤnde 
werden ohne alle Nachſicht, in gleicher Art wie die oͤffentlichen Abgaben, von 
den Reſtanten exekutiviſch beigetrieben. Für jeden außerordentlichen Beitrag 
wird der aͤußerſte Einzahlungstermin in der Ausſchreibung beſonders beſtimmt, 
und die nach deſſen Ablauf verbliebenen Ruͤckſtaͤnde werden in gleicher Art exe⸗ 
kutiviſch eingezogen. f 


$. 35. 

Die Summe der Beiträge beſtimmt ſich für jedes verſicherte Gebäude 
nach der Klaſſe, zu welcher es nach feiner Beſchaffenheit, Lage und Benutzung, 
und nach dem daraus hervorgehenden Grade feiner Feuergefaͤhrlichkeit, eingeſchaͤtzt 
worden iſt. Es ſollen naͤmlich in der Provinzial⸗Staͤdte⸗Feuer⸗Sozietaͤt ſechs 
Klaſſen ſtattfinden, und zwar Zwei Hauptklaſſen, deren jede wiederum in drei 
Unterabtheilungen zerfällt. Für die Hauptklaſſen entſcheidet die feuerſichere oder 
feuerunſichere Bedachung, und fuͤr die Unterabtheilungen giebt die uͤbrige Bauart 
des Gebaͤudes den Maaßſtab. Demnach gehoͤren: 

1) zur erſten Klaſſe: Gebaͤude mit feuerfeſter Bedachung (d. h. von Stein 
oder Metall, ingleichen nach Dornſcher oder einer andern ihr gleich zu 
ſtellenden Methode), inſofern ſie auch in ihren gemauerten Umfaſſungs⸗ 
waͤnden bis unter das Dach maffiv find; 

2) zur zweiten Klaſſe: Gebaͤude mit dergleichen feuerfeſter Bedachung, de⸗ 
ren Umfaſſungs⸗ und Scheidewaͤnde aus Binde- oder Fachwerk beſtehen, 
d. h. mit Holz abgebunden und mit gebrannten Ziegeln ausgemauert ſind; 

3) zur dritten Klaſſe: Gebaͤude mit dergleichen feuerfeſter Bedachung, deren 
Umfaffungswände entweder ganz aus Schrotholz, oder aus Bindewerk, 
welches bloß mit Holz und Lehm ausgeſtoͤckt, oder mit Holz beſchlagen 
iſt, beſtehen; f 

4) zur vierten Klaſſe: die bei der erſten Klaſſe beſchriebenen maſſiven Ge⸗ 
baͤude, mit Holz⸗, Stroh- oder Rohrdach; 

5) zur fuͤnften Klaſſe: die bei der zweiten Klaſſe beſchriebenen halbmaſſiven 
Gebaͤude mit feuerunſicherer Bedachung; ; | 

6) zur ſechsten Klaſſe: die bei der dritten beſchriebenen hölzernen Gebäude 
mit dergleichen Bedachung. a N 0 
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F. 36. N56 f 

Weil es jedoch, bezuͤglich der Feuergefaͤhrlichkeit, nicht einerlei iſt: ob ein 
Gebaͤude, von was immer fuͤr Bauart, ganz iſolirt oder in feuergefaͤhrlicher 
Nachbarſchaft ſteht; ob es Feuerſtellen enthaͤlt oder gar nicht bewohnt wird; ob 
darin feuerunſichere Gewerbe getrieben oder leicht brennbare Materialien aufbe⸗ 
wahrt werden, ſo ſoll die Staͤdte-Feuer⸗Sozietaͤts⸗Direktion berechtigt ſeyn, in 
Beruͤckſichtigung vorgenannter Umſtaͤnde, die Beitraͤge einzelner Verſicherten zu 
ermaͤßigen und zu erhoͤhen, jedoch niemals weiter als bis zur naͤchſten Klaſſe. 
Hierbei wird, da dieſe Maaßgabe bei den beiden aͤußerſten Klaſſen nicht Platz 
greifen kann, ausdruͤcklich noch beſtimmt: daß Ermäßigungen in der Erſten Klaſſe 
nicht über + und Erhöhungen in der Sechsten Klaſſe nicht über + eines Klaf- 
ſen⸗Differenz-Quantums ausgedehnt werden duͤrfen. | 


$. 37. 

Welche Gewerbe als feuerunſicher zu betrachten, bleibt vorläufig dem Er: 
meſſen der Feuer-Sozietaͤts⸗Direktion anheimgeſtellt. Feſtgeſetzt wird in dieſer 
Beziehung nur noch: daß bei Beurtheilung feuergefaͤhrlicher Nachbarſchaft nur 
die Feuerunſicherheit der Bauart, nicht aber auch die der Benutzung des 
Nachbar⸗Gebaͤudes in Anſchlag kommen ſoll. 


F. 38. 

Bei Gebäuden von gemiſchter Bau- oder Bedachungsart beſtimmt der 

feuergefaͤhrlichere Theil derſelben die Klaſſe, zu welcher ſie gehoͤren. 
$. 39. 

Hiernach hat über die Klaſſe, in welche ein zur Verſicherung angemel⸗ 

detes Gebäude geſtellt werden ſoll, auf das Gutachten der ſtaͤdtiſchen Kommiſ⸗ 
ſion (F. 22.) und des Magiſtrats, die Feuer⸗Sozietaͤts⸗ Direktion zu entſcheiden. 
Der Magiſtrat hat dem Eigenthuͤmer das Reſultat des Gutachtens ſogleich, 
damit der Letztere, wenn er es noͤthig findet, ſeine Rechte bei der Feuer⸗Sozie⸗ 
taͤts⸗Direktion vor deren Entſcheidung näher ausführen koͤnne, bekannt zu 
machen, hiernaͤchſt aber auch ein Exemplar der uͤberreichten Beſchreibung, mit 
jener Entſcheidung verſehen, zur Reſolution reſp. als Sozietaͤts-Kontrakt zus 
uſtellen. 
195 Iſt der Eigenthuͤmer mit der Beſtimmung der Feuer⸗Sozietaͤts⸗Direktion 
zufrieden, ſo hat es dabei ſein Bewenden, will er ſich aber derſelben nicht un⸗ 
terwerfen, fo ſteht ihm, nach feiner Wahl, der Weg des Rekurſes oder die 
Berufung auf ſchieds richterliche Entſcheidung zu. 8 

Jedenfalls aber gilt einſtweilen die Beſtimmung der Feuer⸗Sozietaͤts⸗ 
Direktion dergeſtalt, daß ein davon abweichendes Reſultat des Rekurs⸗ oder 
ſchiedsrichterlichen Verfahrens erſt mit dem naͤchſten, nach Beendigung deſſelben 
fälligen Eintrittstermine (F. 15.) in Wirkſamkeit tritt. 

$. 40. 

Die Beſtimmung der ordentlichen Beiträge nach Gelde wird für den 

Anfang der Feuer⸗Sozietaͤts⸗ Direktion überlaffen, weil es dabei auf das zur 
a nicht uͤberſichtliche Verhaͤltniß der Verſicherungsſummen und des durch⸗ 
chnittlichen Bedarfs an Verguͤtigungsgeldern, Unkoſten ꝛc. ankommt. ö 
(Nr. 2205.) Dieſe 
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Dieſe Beſtimmung, welche den Intereſſenten zeitig bekannt zu machen 
iſt, damit der Vorſchrift des §. 34. genuͤgt werden kann, iſt jedoch ſo zu tref⸗ 
fen, daß ſich die Beitragsquote in den ſechs Klaſſen im Verhaͤltniß wie 1 zu 
4 bewegt, und daß dabei auf einen Ueberſchuß zur Bildung eines eiſernen 
Fonds Ruͤckſicht genommen wird. Dieſer Ueberſchuß darf aber jährlich zwei 
Silbergroſchen vom Hundert bei der ſechſten Klaſſe, und dem hiernach verhaͤlt⸗ 
nißmaͤßig abzumeſſenden Beitrag der übrigen Klaſſen, nicht überfteigen, und 
ſoll nach und nach nur bis zur Hoͤhe eines gewoͤhnlichen Halbjahrs-Bedarfs 
gebracht werden. Der ſo gebildete Fonds, welcher dazu beſtimmt iſt, um die 
Sozietaͤt in den Stand zu ſetzen, ihre Zahlungs verpflichtung durch Vorſchuͤſſe 
jederzeit erfüllen zu koͤnnen, iſt unwiderrufliches Eigenthum der Feuer-Sszietaͤt. 
Austretende haben daran keinen Anſpruch zu machen. 


a §. 41. 

Die vorbeſtimmte Klaſſeneintheilung und das Beitragsverhaͤltniß der 
verſchiedenen Klaſſen, ſollen von 10 zu 10 Jahren, mit Huͤlfe der inzwiſchen 
gemachten Erfahrungen, einer neuen Pruͤfung durch die Provinzial⸗Landtags⸗ 
Abgeordneten der aſſozürten Städte, und die Reſultate derſelben Unſerer Ge⸗ 
nehmigung unterworfen werden. Fuͤr die erſte dieſer zehnjaͤhrigen Perioden 
wird ausnahmsweiſe beſtimmt, daß ſchon nach den erſten vier oder fünf Jah⸗ 
ren Pr je nachdem ein Landtag treffen wird — eine ſolche Reviſion ſtattfin⸗ 
den ſoll. 


15 gan 
Baullge Ver⸗ Wenn während der Verſicherungszeit in oder an den Gebäuden eine 
8 Veraͤnderung oder Anlage gemacht wird, welche die Feuersgefahr in dem 
Verſicherungs⸗Maaße erhoͤhet, daß ſolche grundſaͤtzlich die Verſetzung des Gebaͤudes in eine 
zeit. andere, zu höheren Beiträgen verpflichtete Klaſſe nach ſich ziehen wuͤrde, ſo iſt 

der Verſicherte verpflichtet, dem Magiſtrat innerhalb des Semeſters davon An⸗ 
zeige zu machen und ſich der aus den getroffenen baulichen Abaͤnderungen regle⸗ 
mentsmaͤßig etwa folgenden Beitrags-Erhoͤhung zu unterwerfen. 


9%. 5 
Der Verſicherte, welcher dieſe Anzeige im laufenden Halbjahr zu machen 
unterläßt, fol den vierfachen Betrag der Differenz zwiſchen den geringeren 
Beitraͤgen, welche er entrichtet hat, und den höheren, welche er hätte entrichten 
muͤſſen, und zwar von dem Anfange des Semeſters an, in welchem die An⸗ 
zeige haͤtte gemacht werden ſollen, bis zu Ende des Semeſters, in welchem die⸗ 
ſelbe nachtraͤglich gemacht worden, oder anderweitig die Entdeckung der vorge⸗ 
nommenen Veraͤnderung erfolgt iſt, jedoch nicht uͤber den Zeitraum von fuͤnf 
Jahren hinab, als Strafe zur Feuer-Sozietaͤts⸗Kaſſe erlegen. 


F. 44. 

Dagegen wird zwar die durch die Veraͤnderung erhoͤhete Feuersgefahr 
von der Sozietaͤt vom Anfang an mit uͤbernommen, es muß aber, wo eine 
Verſetzung des Gebäudes in eine andere, zu höheren Beiträgen verpflichtete 
Klaſſe eintritt, der hoͤhere Beitrag vom Anfange des Semeſters an, in welchem 
die Veraͤnderung ſtattgefunden hat, noch außer den Strafbeitraͤgen geleiſtet 
werden. 

K. 45. 
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N $. 45. IX. 
Einer foͤrmlichen Abſchaͤtzung des Schadens, welcher an einem, bei der Braudſchäden⸗ 
Feuer⸗Sozietaͤt verſicherten Gebaͤude durch Brand entſtanden iſt, bedarf es nur, Laren. 
wenn der Feuerſchaden partiell geweſen und das Gebaͤude nicht völlig abgebrannt 
oder zerſtoͤrt, alſo ein vollſtaͤndiger Neubau nicht erforderlich iſt. 


$. 46. 

Dieſelbe hat dann den Zweck, das Verhaͤltniß zwiſchen demjenigen Theil 
des von der Feuer⸗Sozietaͤt verſicherten Bauwerths, welcher durch das Feuer 
und bei deſſen Daͤmpfung vernichtet, und demjenigen, welcher in einem brauch⸗ 
baren Zuſtande geblieben iſt, feſtzuſtellen. Sie wird daher nicht auf eine be— 
ſtimmte Geldſumme, ſondern vielmehr auf die vernichtete Quote des ganzen ver⸗ 
ſicherten Objekts gerichtet, mithin dadurch ausgeſprochen: welcher aliquote Theil 
des Werths, nach dem $. 26. aufgeſtellten Geſichtspunkt beurtheilt, vernichtet 
worden. Hierbei dient die der Verſicherung zum Grunde gelegte Beſchreibung 
(F. 19.) oder die etwa vorhandene Taxe (§. 26.) des abgebrannten Gebäudes 
zur Grundlage, und bleibt nach Umſtaͤnden vorbehalten, die etwa mangelhaften 
Notizen durch den Augenſchein, durch Zeugen oder ſonſt zu vervollſtaͤndigen. 


$. 47. 

So wie ein Feuerſchaden eingetreten iſt, muß moͤglichſt bald, und laͤng⸗ 
ſtens innerhalb drei Tagen nach völlig gedaͤmpftem Feuer, eine Beſichtigung des 
Schadens durch einen Deputirten des Magiſtrats, unter Zuziehung des Be⸗ 
ſchaͤdigten und zweier Mitglieder der Gemeinde, die zu den Verſicherten gehö- 
ren, und mit dem Beſchaͤdigten in keinem verwandtſchaftlichen oder offenkundi⸗ 
gen geſchaͤftlichen Verhaͤltniſſe ſtehen, vorgenommen werden. Ergiebt ſich, daß 
ein Totalſchaden vorliegt, ſo iſt daruͤber an Ort und Stelle eine Verhandlung 
aufzunehmen, wodurch dieſes Reſultat feſtgeſtellt wird. Handelt es ſich aber 
von einer partiellen Beſchaͤdigung, fo muͤſſen bei der Schaden-Beſichtigung noch 
außerdem zwei, zu der Verhandlung vereidigte Sachverſtaͤndige zugezogen, und 
von dieſen die Abſchaͤtzung nach 8408 ſofort an Ort und Stelle vorgenommen 
und zum Protokoll erklaͤrt, der Beſchaͤdigte ſelbſt auch daruͤber gehoͤrt werden. 
Letzter ſowohl, als die Sozietaͤts⸗Direktion, hat außerdem das Recht, die Ab- 
ſchaͤtzungs-Verhandlung durch einen Bau⸗Inſpektor, Bau⸗Kondukteur oder ſonſti⸗ 
gen Bauverſtaͤndigen revidiren zu laſſen, worauf mit Ruͤckſicht auf deſſen Gutachten 
der Entſchaͤdigungs-Betrag durch die Sozietaͤts⸗Direktion feſtgeſtellt wird. 


| $. 48. 

In einem Separat-Protokolle muß zugleich Alles, was über die Ent- 
ſtehung und erſte Entdeckung des Feuers, deſſen Ausbreitung, die Daͤmpfung 
deſſelben, die zuerſt angekommenen Spritzen und andere Loͤſchungshuͤlfe und uͤber 
ſonſtige, die Sozietät nach Inhalt des Reglements angehende Gegenftände, be⸗ 
kannt und, durch Zeugen oder fen zu ermitteln iſt, geſchichtlich verzeichnet, und 
Jeder, der durch den Brand beſchaͤdigt iſt, darüber, ob, wo, wie hoch er — 
I es fein Immobiliar⸗ oder fein Mobiliar- Vermögen — gegen Feuer verfichert 

abe, umſtaͤndlich vernommen werden. 
Jahrgang 1842. (Nr. 2265.) 25 F. 49. 


=: 
Auszahlung 
der Brand⸗ 
ſchaden⸗Verguͤ⸗ 
tigungsgelder. 
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a | $. 49. 

Beide Verhandlungen werden fofort, nebft einer Handzeichnung von der 
Brandſtaͤtte, ſobald eine ſolche zur Erlaͤuterung nothwendig erſcheint, an die 
Feuer⸗Sozietaͤts⸗Direktion eingeſandt, und bis zur Ruͤckaͤußerung derſelben, in⸗ 
ſofern dieſe in 8 Tagen nach der Schadensbeſichtigung erfolgt, darf der Zuſtand 
der Brandſtaͤtte, außer wenn ſolches auf polizeiliche Anordnung geſchieht, nicht 
veraͤndert werden. 


$. 50. £ 
Für alle Beſchaͤdigung des verficherten Gebäudes durch Feuer wird die 
Brandſchaden⸗Verguͤtigung geleiſtet, ohne daß die Art und der Grund der Ent⸗ 
ſtehung des Feuers, er beruhe in hoͤherer Macht, Zufall, Bosheit oder Muth⸗ 
willen, darin einen Unterſchied macht. 


$. 51. 

Wenn jedoch der Verdacht entſteht, daß das Feuer von dem Verſicher⸗ 
ten ſelbſt vorſaͤtzlich verurſacht, oder mit feinem Willen und Wiſſen, oder auf 
ſein Geheiß von einem Dritten angelegt iſt, ſo haͤngt es von der Einleitung der 
Kriminal-Unterſuchung und dem Ausfall des Urtels ab, ob die Brandſchaden⸗ 
Verguͤtigung wegfaͤllt, oder nach rechtskräftig entſchiedener Sache nachzuholen iſt. 

Findet naͤmlich der Richter den Verdacht nicht dringend genug, um gegen 
den Verſicherten eine Kriminalunterſuchung einzuleiten, oder wird der Verſicherte 
nach Einleitung der Unterſuchung gaͤnzlich oder vorläufig freigeſprochen, fo muß 
die Nachzahlung erfolgen. Wird der Verſicherte dagegen durch das Kriminal⸗ 
Urtel zu einer ordentlichen oder außerordentlichen Strafe verurtheilt, ſo iſt zu 
unterſcheiden, ob auf dem verſicherten Gebaͤude haftende Realſchulden bei der 
Sozietät angemeldet und regiſtrirt find oder nicht. Letzternfalls fällt die Ver⸗ 
pflichtung der Sozietät zur Brandſchadenverguͤtigung fort. Erſtenfalls aber iſt die⸗ 
ſelbe ſoweit zu gewähren, als fie zur Sicherung oder Befriedigung der Real⸗ 
glaͤubiger erforderlich (F. 13.), und bleibt dann der Sozietät nur der Civil⸗ 
Anſpruch gegen den Verſicherten und ſeine Mitſchuldigen vorbehalten. 


L. 52. 
ſt der Brand entweder durch ein bloßes Verſehen des Verſicherten 


| J N ö 
ſelbſt, oder von ſeinem Ehegatten, ſeinen Kindern und Enkeln, oder von ſeinem 


Geſinde, oder von ſeinen Hausgenoſſen verurſacht worden, ſo darf deshalb die 
Zahlung der Brandſchadengelder von Seiten der Sozietät nicht verweigert oder 
vorenthalten werden. Der Sozietät bleibt aber auch in dieſem Falle der Civil⸗ 
Anſpruch auf Ruͤckgewaͤhr inſoweit vorbehalten, als dem Verſicherten einerſeits 
in ſeinen eigenen at, andererfeits in der hausvaͤterlichen Beaufſichti⸗ 
gung der vorgedachten Perſonen eine grobe Verſchuldung zur Laſt faͤllt. 


line) $. 58. 

Ob und wie weit fonft die Sozietät gegen jeden Dritten, welcher den 
Ausbruch des Feuers verſchuldet hat, im Wege des Civilprozeſſes auf Schaden⸗ 
erſatz klagen koͤnne, wird nach den allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen beur⸗ 
theilt. Alle Rechte und Anſpruͤche auf Schadenerſatz aber, welche dem Ver⸗ 
ſicherten ſelbſt gegen einen Dritten zuſtehen moͤchten, gehen bis auf den Betrag 

der 
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een Brandſchadenverguͤtigung, Kraft der Verſicherung, auf die So⸗ 
zietaͤt über. , 


a F. 34. 
Derjenige Schaden, welcher im Kriege durch ein Feuer entſteht, welches, 
gleichviel ob von freundlichen oder > 5 Truppen, nach Kriegsgebrauch, 
d. h. zu Kriegsoperationen oder zur Erreichung militairiſcher Zwecke, auf Be⸗ 
got eines Heerführers oder Offiziers vorſaͤtzlich erregt worden, wird zwar in der 

egel, nicht aber fuͤr ſolche in den Rayons der Feſtungen gelegene Gebaͤude, 
deren Erbauer reſp. Beſitzer im Voraus gewußt haben, daß ihre Gebaͤude, im 
u. einer Vertheidigung der Feſtung, deftruirt werden muͤſſen, von der Sozie⸗ 
taͤt verguͤtigt. . 


$. 35. 

Auch Feuerſchaͤden, die im Kriege durch Ruchloſigkeit, Muthwillen oder 
Bosheit des Militair oder Armeegefolges, oder gar nur auf Veranlaſſung des 
Kriegszuſtandes entſtehen, haben ſich gleichfalls der Verguͤtigung aus der So⸗ 
zietaͤt zu erfreuen. 


§. 56. 

Ebenſowenig ſind von dieſer Verguͤtigung ſolche Beſchaͤdigungen der 
Gebäude ausgeſchloſſen, welche durch den Blitz, wenn folder nicht gezuͤndet, 
ſondern nur zertruͤmmert hat, hervorgebracht worden, noch auch ſolche, welche 
einem affoziirten Gebäude zwar nicht durch das Feuer ſelbſt, aber durch die 
Loͤſchung des Feuers und zum Behuf derſelben, oder um die weitere Verbrei⸗ 
tung des Feuers zu verhüten, z. B. durch ein von kompetenten Perſonen an⸗ 
geordnetes, oder doch nachher als noͤthig oder 1 85 zur Feuerloͤſchung nach⸗ 
gewieſenes Einreißen oder Abwerfen von Waͤnden, Daͤchern u. ſ. w. an den 
in der Verſicherung begriffenen Theilen deſſelben zugefuͤgt ſind. Schaͤden aber, 
welche durch Erdbeben und aͤhnliche Naturereigniſſe, oder durch Pulver und 
andere Exploſionen verurſacht ſind, werden nur dann verguͤtet, wenn dadurch 
— 7 re worden und der Schaden ſelbſt als Brandſchaden zu ber 
trachten iſt. | 


57. 

Bei Partial ſchaͤden erfolgt 95 Verguͤtigung in derſelben Quote der Ver⸗ 
ſicherungsſumme, als von den verſicherten Gebaͤudetheilen nach F. 46. für ab⸗ 
gebrannt oder vernichtet erachtet worden. . 
§. 58. 

Bei Totalſchaͤden wird die ganze verſicherte Summe verguͤtet und auf 
die etwanigen Ueberbleibſel nichts in Abzug gebracht. Vielmehr werden ſolche 
dem Eigenthuͤmer zu den Koſten der Schuttaufraͤumung und Planirung uͤberlaſſen. 


$. 59. 

Die Auszahlung der Verguͤtigungsgelder muß, — vorausgeſetzt, daß dem 
Verſicherten nichts entgegenſteht, wovon das gegenwaͤrtige Reglement ſpaͤtere 
Zahlungstermine abhaͤngig macht, — immer prompt und nach gruͤndlicher Er⸗ 
mittelung und Feſtſtellung des Brandſchadens ſofort und auf Einmal von der 


Sozietaͤt geleiſtet werden. a 
(Nr, 2263.) 25 $. 60. 
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$. 0. f 5 
Dieſelbe erfolgt in der Regel an den Verſicherten, und darunter iſt alle⸗ 
mal der Eigenthuͤmer des verſicherten Gebaͤudes zu verſtehen, dergeſtalt, daß in 
dem Fall, wenn das Eigenthum des Grundſtuͤcks, worauf das verſicherte Ge⸗ 
baͤude ſteht oder geſtanden hat, durch Veraͤußerung, Vererbung u. ſ. w. auf 
einen andern uͤbergeht, damit zugleich alle aus dem Verſicherungs⸗Vertrage 
entſpringenden Rechte und Pflichten fuͤr uͤbertragen geachtet werden. Die Sozie⸗ 
tät iſt aber nicht verbunden, ſich nach den Beſitzveraͤnderungen zu erkundigen, 
vielmehr zahlt ſie an denjenigen Eigenthuͤmer, welchen der Magiſtrat auf den 
Grund des Kataſters als Beſchaͤdigten angiebt, wenn nicht ein Anderer dagegen 
Einſpruch erhoben hat. 


$. 61. n 

Auch hierbei wird das Intereſſe der hypothekariſchen Gläubiger oder an- 
derer Realberechtigten nicht von Amtswegen Seitens der Sozietaͤt beachtet, 
ſondern es bleibt jenen ger uͤberlaſſen, bei eingetretenem Brandungluͤck bei Zei⸗ 
ten den Arreſtſchlag auf die Verguͤtigungsſumme bei dem gehoͤrigen Richter 
auszuwirken. Nur wenn und inſoweit ein ſolcher Arreſtſchlag vor geſchehener 
Auszahlung der Verguͤtungsgelder eintritt, iſt die Sozietät verbunden, die Zah⸗ 
lung zu dem gerichtlichen Depoſitorio zu leiſten, wo dann die Intereſſenten das 
Weitere unter ſich abzumachen haben. 


$. 62. ? 

Kein Realglaͤubiger hat aber das Recht, aus den Brandverguͤtigungs⸗ 

geldern wider den Willen des Verſicherten A Befriedigung zu verlangen, 

wenn und ſo weit dieſelben in die Wiederherſtellung des verſicherten Gebaͤudes 

verwandt worden, oder dieſe Verwendung auch nur auf irgend eine geſetzlich 

zuläffige Weiſe vor dem Hypothekenrichter und nach deſſen Ermeſſen hinlaͤnglich 
ſicher geſtellt wird. | 


$. 68. 
Stellt hingegen der Verſicherte das Gebaͤude nicht wieder her, ſo hat 
es bei den ordentlichen geſetzlichen Vorſchriften, die ſich zur Anwendung auf das 
Verhaͤltniß des Verſicherten und ſeiner Realglaͤubiger eignen, ſein Bewenden. 


$. 64. 
dei ns 1 Wer ein Gebaͤude durch Brand gaͤnzlich verliert, ſcheidet ruͤckſichtlich 
in Bezug auf dieſes Gebäudes, ohne daß es deshalb einer Erklaͤrung bedarf, ſofort aus der 
den Austritt Sozietät; jedoch bleibt derſelbe noch waͤhrend des laufenden Halbjahrs zu Bei⸗ 
bes Berfiher- traͤgen verpflichtet. Der Magiſtrat aber hat die ſolchergeſtalt ausſcheidenden 
Soyietät und abgebrannten Gebäude von Amtswegen in dem Kataſter zu loͤſchen. 
5 . 05, 
zug Bei Partial-Brandfhäden bleibt das beſchaͤdigte Gebaͤude, der Be⸗ 
fugniß zur Herabſetzung der Verſicherungs-Summe unbeſchadet, in der Sozie⸗ 
taͤt, und muß nur nach Wiederherſtellung des Gebaͤudes die neue Beſchreibung 
ee deſſelben nicht uͤberſehen, und das Kataſter danach berichtigt 
werden. 


$. 66. 
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F. 66. 

Durch den Beitrag, welchen der von einem totalen Brandſchaden be— 
troffene, ſein Gebaͤude wieder aufbauende Intereſſent annoch zu leiſten hat, ſind 
waͤhrend des laufenden Halbjahrs die neueren, durch Feuer zerſtoͤrbaren Bau— 
materialien und Bauarbeiten, welche entweder ſchon in dem, in der Wiederher— 
ſtellung begriffenen noch unvollendeten Gebaͤude ſtecken, oder als zum Bau be— 
ſtimmt, auf der Bauſtelle befindlich ſind, bei der Sozietaͤt zugleich mit verſichert, 
wenn der Eigenthuͤmer den Werth dieſes Materials ꝛc. auf vorgeſchriebene 
Weiſe angemeldet hat. Werden alsdann dieſe Gegenſtaͤnde Ven oder zum 
Theil durch einen ſpaͤteren Brandunfall zerftört, fo erfolgt die Verguͤtigung für 
denjenigen Theil derſelben, welcher als bereits in dem Bau verwendet, oder zur 
Bauſtelle geſchafft, und dort vernichtet, beſonders nachgewieſen wird, nach den 
oben bei Brandſchaͤdentaxen aufgeſtellten Grundſaͤtzen. 

Unterläßt der Eigenthuͤmer die Anzeige und Werthangabe von derglei— 
chen Materialien ꝛc., ſo hat er auf deren Verguͤtung bei ſpaͤterem Brandun⸗ 
gluͤcke uͤberall keinen Anſpruch. 


F. 67. 
In der Regel hat der e welcher ein Gebaͤude durch Brand 
gaͤnzlich verliert, gegen die Sozietaͤt keine Verpflichtung, das abgebrannte Ge⸗ 
baͤude wieder herzustellen. Jedoch ſteht andererſeits dieſe Beſtimmung in fo 
weit, als die Verpflichtung zur Wiederherſtellung abgebrannter Gebaͤude auf 
Verträgen oder andern Rechtsfundamenten oder auf landespolizeilichen Vorſchrif⸗ 
ten beruht, ſolcher nicht entgegen. 


. 68. XII. 

Die Leitung der Feuer⸗So kalte, Geſchdſte übernimmt unter der Ober⸗ Jane der 

Aufſicht und Kontrolle des Ober⸗ Praſſdenten fuͤr jetzt und fo lange, bis etwa 88 

auf Antrag der Provinzial» Stände eine andere Einrichtung angeordnet werden 

möchte, die Regierung zu Breslau als Central⸗Feuer⸗Sozietaͤts⸗Behoͤrde der 

—— und gehen auf ſie alle Rechte und Pflichten uͤber, welche vorſtehend der 
rovinzial⸗Staͤdte-Feuer⸗Sozietaͤts⸗-Direktion beigelegt find. 


a $. 69. 

Die von der Regierung zu Breslau zu revidirende Yahres + Rechnung 
muß jedesmal dem Ober-Praͤſidenten überreicht werden, welcher dieſelbe mit Zus 
ziehung eines vom Landtage zu erwaͤhlenden ſtaͤndiſchen Ausſchuſſes, aus vier 
Mitgliedern beſtehend, abnimmt und dechargirt. Die Wahl des ſtaͤndiſchen 
Ausſchuſſes, zu welchem fuͤr den Behinderungsfall auch Stellvertreter erwaͤhlt 
werden, erfolgt auf die Dauer von einem Landtage zum andern. ö 


$. 70. 
Die Buchführung und Verwaltung der Provinzial⸗Staͤdte⸗Feuer⸗So⸗ 
zietaͤts⸗Kaſſe wird der Haupt- Inſtituten⸗ und Kommunal-Kaſſe der Regierung 
zu Breslau uͤbertragen. 


$. 71. 2 
Zu den Koſten der Kaſſen⸗Verwaltung hat die Provinzial⸗Staͤdte⸗Feuer⸗ 
(Nr. 2265.) O⸗ 


Sozietaͤt auf Erfordern in dem für die übrigen Fonds der Haupt⸗Inſtituten⸗ 
Kaſſe beſtimmten Verhaͤltniß beizutragen. 


9. 22. N 

Die Provinzial» Städte: Feuer: Spzietäts- Direktion hat für die Reguli⸗ 

rung der Kaution des Rendanten der Haupt⸗Inſtituten⸗Kaſſe, fo weit ſolche 

nach den Umſtaͤnden erforderlich erſcheint, nach Anleitung der dieſerhalb beſte⸗ 

henden allgemeinen Vorſchriften zu ſorgen; auch ſind die Kaſſen⸗Beamten in 

Beziehung auf die Feuer⸗Sozietaͤts⸗Gelder derſelben Verantwortlichkeit unter⸗ 
worfen, welche die allgemeine Kaſſen⸗Verwaltung mit ſich fuͤhrt. 


$. 73. 

Zu allen fonftigen Bureau-Geſchaͤften bedient ſich die Provinzial-Direk- 
tion der zu unentgeldlicher Bearbeitung der Staͤdte⸗Feuer⸗Sozietaͤts⸗Geſchaͤfte 
verpflichteten Subalternen der Regierung zu Breslau. Jedoch ſoll ſie fuͤr den 
Fall, daß die Kräfte des der gedachten Regierung uͤberwieſenen Perſonals hierzu 
nicht ausreichen, berechtigt ſeyn, ſich die erforderlichen Arbeitskräfte, fo wie die 
Bureau⸗-Beduͤrfniſſe inſoweit, als ſonſt dem Staats⸗Fonds Mehrausgaben auf⸗ 
gebuͤrdet werden würden, auf Koſten der Feuer⸗Sozietaͤt zu verſchaffen. 


$. 74. 

Unmittelbar unter der Regierung zu Breslau als Provinzial: Städte 
Feuer⸗Sozietaͤts⸗Direktion bearbeiten die Magiſtraͤte die Spezialien in den 
aſſozürten Städten unentgeldlich, und führen die eingehobenen Beitraͤge unmit⸗ 
telbar an die Haupt⸗Inſtituten⸗Kaſſe ab. Die Magifträte der ganzen Pro⸗ 
vinz Schleſien haben mithin in allen Staͤdte⸗Feuer⸗Sozietaͤts⸗Angelegenheiten an 
die Regierung zu Breslau zu berichten, und ſind derſelben in dieſen Angelegen⸗ 
heiten ohne Ruͤckſicht auf den ſonſtigen Regierungs⸗Bezirk untergeordnet. 


$. 75. f 
Die Mitglieder des zur Rechnungs⸗Abnahme beſtimmten — an be⸗ 
kommen, wenn ſie von dem eee rg behufs der Feuer⸗Sozietaͤts⸗ 
Angelegenheiten einberufen worden ſind, pro Meile 1 Thaler Reiſegeld und 
2 Thaler Tagegelder. Außer dieſer Verguͤtigung wird fuͤr den Betrieb der 
Feuer⸗Sozietaͤts-Geſchaͤfte keine Remuneration gezahlt. 


1 F. 76. 

Der vorgedachte ſtaͤndiſche Ausſchuß iſt gehalten, ein Exemplar der Jah⸗ 
res⸗Rechnung, aus welcher die von jeder Stadt eingezahlten Beitraͤge, nach dem 
verſchiedenen Klaſſen⸗Verhaͤltniſſe geſchieden, ſowie die Ausgaben für die Brands 
huͤlfs⸗Gelder uͤberſichtlich und genau zu erſehen find, dem jedesmaligen Provin⸗ 
zial⸗Landtage mit einem Berichte, welcher den Gegenſtand moͤglichſt erſchoͤpft und 
auf die etwanigen Maͤngel aufmerkſam macht, vorzulegen, damit dieſe Aftenftücke in 
Verbindung mit etwaigen Sentiments des Landtages, bei der kuͤnftigen Reviſion 
des Reglements benutzt werden koͤnnen, und es gehört insbeſondere zur Pflicht 
dieſes Ausſchuſſes, alle Verwaltungs⸗Ergebniſſe forgfältig zum Gebrauch der 
dereinſtigen Reviſions-Kommiſſion zu ſammeln und zuſammenzuſtellen. N 

. 


| $. 77. 

Bei der Provinzial Städte: Feuer» Sozietäts- Direktion (Regierung zu Gesc def, 
u wird ein Haupt⸗Lagerbuch, und in jeder Stadt ein Orts⸗-Lagerbuch nel. © 
geführt. 

Das Haupt⸗Lagerbuch befteht aus den Duplikaten der ſaͤmmtlichen Stadt⸗ 

Lagerbuͤcher. Das Stadt⸗Lagerbuch iſt von dem Magiſtrate auf Grund der 
von der Provinzial⸗Staͤdte-Feuer⸗Sozietaͤts⸗Direktion approbirten Deklarationen, 
Taxen und Einſchaͤtzungen, nach dem des Endes gegebenen Schema und nach 
der Reihefolge der einzelnen Poſſeſſionen, in zweifacher Ausfertigung anzulegen 
und an die Direktion einzuſenden. Das mit deren Beſtaͤtigung verſehene Exem⸗ 
plar erhaͤlt der Magiſtrat zuruͤck, um es in einem feuerſichern Lokale zu aſſer⸗ 
viren, und durch ein Mitglied des Kollegii ordnungsmaͤßig fortführen zu laſſen, 
unter pflihtmäßiger Geheimhaltung der Hppothekenvermerke. 


$. 78. 5 

Das Eintreten neuer oder Austreten bisheriger Theilnehmer, Erhöhung 
oder Herunterſetzung der Verſicherungsſummen, und Verſetzungen aus einer 
Klaſſe in die andere, werden erſt nach eingeholter Genehmigung der Sozietaͤts⸗ 
Direktion auf dem bezuͤglichen Folio vermerkt. 

Diesfaͤllige Nachtraͤge haben die Magiſtraͤte, unter fortlaufender Num- 
mer, halbjaͤhrlich und zwar bis zum 1. Januar und 1. Juli jeden Jahres zu- 
ſammengeſtellt, ſechs Wochen vor Ablauf des Halbjahres an die Direktion zur 
Aae und Beſtaͤtigung einzureichen, ſo zwar, daß auch die im Laufe des 

ahres zulaͤſſigen Veraͤnderungen, welche in Interimsnachtraͤgen ſofort einzu⸗ 
ſenden ſind, in dem ordentlichen Hauptnachtrag wieder aufgenommen werden 
muͤſſen, damit ſolchergeſtalt Haupt- und Orts⸗Lagerbuͤcher in ſteter Uebereinſtim— 
mung bleiben. 


$. 79. 

Vermerke zu Gunſten der Hypothekenglaͤubiger und fonftiger Realbe⸗ 
rechtigten, wozu ia im gegebenen Schema eine y 5 Rubrik befindet, 
werden, wenn der Verpflichtete, reſp. Verſicherte ſie anmeldet, ſofort, auf 
Antrag des Berechtigten aber nicht ohne Ruͤckfrage an den Verpflichteten 
eingetragen. ö 

Gleiche Vorſicht iſt umgekehrt bei Anträgen auf Loͤſchung ſoſcher Der: 
merke zu beobachten. 


a 
Anträge auf ſofortigen Eintritt in die Sozietät oder Erhöhung der Ver⸗ 
ſicherungsſumme, welche mit der §. 15. bezeichneten Verpflichtung angebracht 
werden, koͤnnen zu jeder Zeit an den Magiſtrat gebracht werden, welcher unter 
gehoͤriger Beachtung der gegebenen Vorſchriften dieſe Antraͤge ſofort zu befoͤr⸗ 
dern hat, und iſt die Annahme⸗Genehmigung durch beſondere Verfuͤgung der 
Sozietaͤts⸗Direktion auszuſprechen. 


$. 81. 
Wer aber fonft der Sozietät als neuer Intereſſent mit dem naͤchſt be⸗ 
vorſtehenden Eintrittstermin beitreten, oder von da ab ſeine Verſicherungsſumme 
(Nr. 2265.) ver⸗ 


* 


veraͤndern will, muß ſeine Antraͤge bei dem Magiſtrate wenigſtens drei Monate 
vor dieſem Termine anbringen, indem er ſonſt, wenn die Vorarbeiten nicht 
koͤnnen beendigt werden, ſich gefallen laſſen muß, daß die Wirkung des Antra⸗ 
ges bis zum Datum des Genehmigungs⸗Keſkripts der Feuer⸗Sozietäaͤts⸗Direktion 
ausgeſetzt bleibt. In beiden Faͤllen ($$. 80. 81.) muß jedoch die ſchließliche 
8 binnen laͤngſtens drei Monaten nach Anmeldung des Antrages 
erfolgen. 


F. 82. 

Die etwa erforderliche Vervollſtaͤndigung oder Reviſion der eingereichten 
Beſchreibung, oder die noͤthigen Abſchaͤtzungs⸗ Verhandlungen muͤſſen uͤbrigens 
bis laͤngſtens ſechs Wochen vor Eintritt des Abnahmetermins bewirkt, und bis 
dahin überhaupt alle Aufnahme⸗Geſchaͤfte vollſtaͤndig, zur Genehmigung der Di⸗ 
rektion vorbereitet, abgeſchloſſen werden, in deren Händen ſpaͤteſtens vier Wochen 
vor dem Ein⸗ und Austrittstermine alle Berichte mit den Anträgen und Ver⸗ 
handlungen, welche die Magiſtraͤte einzureichen haben, ſowohl was die Eintra⸗ 
gungen, als was die Loͤſchungen betrifft, unfehlbar ſeyn muͤſſen. 


$. 83. 

Die Feuer⸗Sozietaͤts⸗Direktion hat dann zuvoͤrderſt diejenigen einzelnen 
Geſchaͤfte, bei denen ſich Erinnerungen und Bedenken finden, die noch vor dem 
naͤchſten Ein» und Austritt⸗Termine zu erledigen find, ſchleunigſt herauszuheben 
und deshalb das Noͤthige zu verfuͤgen. N 

Bis zu dieſem Zeitpunkte aber muß dieſelbe die Berichtigung des Haupt⸗ 
Lagerbuchs bewirken und jedem Magiſtrate die ihn angehenden Ausfertigungen 
zugehen laſſen. 


$. 84. 

Bei entſtehenden Brandunfällen muß der Magiſtrat der Regierung zu 
Breslau mit naͤchſter Poſt eine kurze Anzeige erſtatten, demnaͤchſt die Schaden⸗ 
Aufnahme (F. 47.) in laͤngſtens acht Tagen nach erfolgtem Brandſchaden voll- 
ſtaͤndig bewirken, und ſolche in doppelter Ausfertigung einſenden. 


$. 85. 

Werden dieſe Friſten verabſaͤumt, fo ift der Saͤumige fuͤr die etwa dar⸗ 
aus entſtehenden nachtheiligen Folgen verhaftet, und unterliegt uͤberdem nach 
a einer zur Sozietaͤtskaſſe fließenden Ordnungsſtrafe von ein bis zwan⸗ 
zig Thalern. 


$. 86. 

Zur Erhebung der Feuer⸗Sozietaͤts⸗Beitraͤge wird von dem Orts⸗Rezep⸗ 
tor, deſſen Wahl von dem Magiſtrate abhängt und der nach Umftänden Kau⸗ 
tion zu leiſten hat, ein Hebe-Regiſter auf Grund des Lagerbuchs gefertigt, und 
ſolches als mit dem letztern uͤbereinſtimmend von dem Magiſtrat beglaubigt. 


$. 87. 

Die Magifträte haben die Ablieferung der Beiträge in den vorgeſchrie⸗ 
benen Friſten zur Haupt⸗Inſtitutenkaſſe zu Breslau mittelſt doppelter Lieferungs⸗ 
ſcheine, wovon einer quittirt zurückgegeben wird, zu bewirken. 0 

88. 


= We = 


K 8s. n 
Fuͤr den Fall entſtehender Reſte, welche nicht durch gewoͤhnliche exekuti⸗ 
viſche Mittel beizutreiben ſind, ſteht der Regierung als Provinzial⸗Feuer⸗Sozie⸗ 
taͤts⸗Direktion die Entſcheidung zu, ob Real⸗Exekution zu bewirken ſey. Eine Nie⸗ 
8 in außerordentlichen Faͤllen kann auch nur durch dieſe Behoͤrde 
erfolgen. 


$. 89. 
Ihr liegt ob, dahin zu ſehen, daß alle Geldablieferungen prompt erfolgen. 
Behufs der beſſern Ueberſicht hat die Provinzial-Staͤdte-Feuer-Sozietaͤtskaſſe 
fuͤr jede Stadt ein ſpezielles Konto zu fuͤhren. 


a $. 90. 
Alle Zahlungen muͤſſen bei der Regierung zu Breslau nachgeſucht und 
juſtiſtzirt werden, und es erfolgen dieſelben durch die Magiſtraͤte, reſp. ihre Orts— 
Rendanten, auf legaliſirte Quittungen. 


$. 91. 

Die Magiſtraͤte haben über die betreffenden Einnahmen und Ausgaben 
eigentlich keine Rechnung zu legen, doch liegt es ihnen ob, über Einnahme- und 
Ausgabe-Poſten ein uͤberſichtliches Konto zu führen, ſolches halbjaͤhrlich abzu⸗ 
ſchließen und fo auf Verlangen der Feuer-Sozietaͤts-Direktion vorzulegen. 


§. 92. 

Die Provinzial⸗Staͤdte-Feuer⸗Sozietaͤtskaſſe hingegen legt alljährlich eine 

foͤrmliche und vollſtaͤndige Rechnung ab. 
i §. 93. ö | 
Dieſe wird zunaͤchſt von der Regierung zu Breslau als Feuer-Sozie⸗ 
taͤts⸗Direktion revidirt und muß nebſt beantwortetem Notaten-Protokoll binnen 
laͤngſtens ſechs Monaten nach dem Schluſſe des betreffenden Jahres an den 
Ober⸗Praͤſidenten eingereicht werden, welchem (J. 69.) mit Zuziehung des ſtaͤn⸗ 
diſchen Ausſchuſſes die Superreviſion und die Ertheilung der Decharge zuſteht. 


g „94. \ 

Das Ergebniß der wird in einer für die Intereſſenten an⸗ 
ſchaulichen Form durch die Amtsblaͤtter der Provinz veroͤffentlicht, und eine Aus⸗ 
fertigung dieſer Bekanntmachung an das Miniſterium des Innern und der Po— 
lizei eingeſandt. 5 

Außerdem hat die Feuer⸗Sozietaͤts⸗Direktion jedesmal bei Zuſammenberu⸗ 
fung des Landtags uͤber die Verwaltung des Inſtituts und die dabei vorge⸗ 
kommenen bemerkenswerthen Thatſachen einen Bericht an den Ober-Praͤſidenten 
zu erſtatten, welcher ſolchen mit Gutachten und Vorſchlaͤgen dem ſtaͤndiſchen 
Ausſchuſſe mittheilt, damit dieſer beim Landtage ſelbſt daruͤber Vortrag mache, 
und die etwa noͤthigen Beſchluͤſſe deſſelben veranlaſſe. b 


§. 95. 
Die Juſtifikation der Provinzial⸗Staͤdte⸗Feuer⸗Sozietaͤtskaſſen⸗Rechnung 
geſchieht auf folgende Weiſe: a N | 
a) Das Soll der ordentlichen Feuer⸗Sozietaͤts⸗Beitraͤge wird durch die 
Heberollen, und durch ein von der Provinzial-Direktion ausgefertigtes 
Jahrgang 1842. (Nr. 2265.) 26 Atteſt 


Berfapren in 
Neturd- und 
Streitfällen. 


= mw = 


Atteſt über den mit dem zweiten Ein⸗ und Austritts⸗Termine ſtattgefun⸗ 
denen Ab⸗ und Zugang belegt. | 

b) Von denjenigen Theilnehmern, welche im Laufe eines Halbjahres eintre⸗ 
ten und reſp. ihre Verſicherungsſummen erhöhen laſſen, oder welche Straf⸗ 
beitraͤge zu entrichten oder Beitragserhoͤhungen nachzuzahlen verpflichtet 
ſind, hat die Provinzial⸗Staͤdte⸗Feuer⸗Sozietaͤtsdirektion eine beſondere 
Nachweiſung, oder aber ein Atteſt, daß Zugang dieſer Art nicht ſtattge⸗ 
funden habe, zum Rechnungsbelage auszufertigen. Daſſelbe findet auch 
bei Geldbußen in Kontraventionsfaͤllen und bei Ordnungsftrafen ſtatt. 

c) Etwanige außerordentliche Einnahmen werden durch die ausgefertigten 
Einnahme-Orders der Direktion belegt. 

d) Wenn wider Erwarten Beiträge im Ruͤckſtande bleiben, fo find ſolche 
Reſte durch beſondere Reſt⸗Verzeichniſſe, und wenn fie gar unbeibring⸗ 
lich werden ſollten, durch Niederſchlagungs⸗Dekrete nachzuweiſen. 


| $. 96. 

Bei der Ausgabe ift die Hauptpoft: an bezahlten Brandverguͤtigungs⸗ 
geldern, durch foͤrmlich ausgefertigte Feſtſetzungs-Dekrete und reſp. Zahlungs⸗ 
Order der Feuer⸗Sozietaͤts⸗Direktion, ingleichen durch gehoͤrige von den Magi⸗ 
ſtraͤten beſcheinigte Quittungen der Empfänger zu juſtifiziren. 


5 $ 97. 

Zu außerordentlichen Ausgaben, welche ihren Grund in dieſem Regle⸗ 
ment nicht finden, iſt ſtets die befondere Zuſtimmung des Landtags-Aus chuſſes 
erforderlich, welche jedoch in dringlichen Faͤllen einſtweilen durch die einzuholende 
Genehmigung des Ober-Praͤſidenten ergaͤnzt werden kann. 


9. 98. | 
Die Reviſionen der Provinzial⸗Staͤdte⸗Feuer⸗Sozietaͤts⸗Kaſſe erfolgen 
zugleich mit denen der Haupt⸗Inſtituten⸗Kaſſe zu Breslau. 


b. 90. 
Fuͤr die Sicherheit der ſtaͤdtiſchen Feuer ⸗Kaſſen Rezepturen ſind die 
Magiſtraͤte verantwortlich. 


$. 100. 

Beſchwerden über das Verfahren der Magiſtraͤte find bei der Regierung 
zu Breslau, weiterhin bei dem Ober⸗Praͤſidio, in hoͤchſter Inſtanz aber bei dem 
Miniſterio des Innern anzubringen. Welches letztere zugleich maaßgebend für 
den Fall ift, wenn jemals Beſchwerden gegen das Gebahren gedachter Regie⸗ 
rung, als Feuer⸗Sozietaͤts⸗Direktion, geführt werden follten. 


$. 101. 

Für Streitigkeiten, welche über gegenfeitige Rechte und Verbindlichkeiten 
zwiſchen der Sozietät und Aſſoziirten entſtehen, verbleibt es bei dem ordentlichen 
Wege Rechtens, wenn der Streit ſich auf die Frage bezieht, ob der (angeblich) 
Aſſozürte ruͤckſichtlich eines ihn betreffenden Brandſchadens uͤberhaupt als zur 
Sozietaͤt gehoͤrig zu betrachten, oder aber ihm uͤberhaupt die N 

er⸗ 


in Eee 


Verguͤtigung zu verſagen fey oder nicht? doch verſteht ſich von ſelbſt, daß au 
in dieſen Fällen ein Kompromiß auf ſchiedsrichterliche Entſcheidung nach 5 
rer Vorſchrift der Geſetze zuläflig iſt. 


$. 102. 
Die richterliche Inſtanz fuͤr alle Rechtsſtreitigkeiten mit der Provinzial⸗ 
Staͤdte⸗FJeuer⸗Sozietaͤt iſt das Oberlandesgericht zu Breslau, da die dortige 
Regierung dieſer Branche als Central-Behoͤrde vorſteht. | 


$. 103. 

Für alle übrigen Streitfaͤlle, außer den vorſtehend bezeichneten, nament⸗ 
lich bei Streitigkeiten uͤber die Aufnahme der Taxen oder des Brandſchadens, 
über den Betrag der Feuer⸗Verguͤtigungs⸗Gelder, über Zahlungs- Modalitäten, 
über Koſtenzahlungen findet hingegen der ordentliche Rechtsweg nicht ſtatt, ſon⸗ 
dern es ſteht dem betheiligten Intereſſenten, welcher ſich bei der Feſtſetzung der 
Direktion nicht beruhigen will, nur die Wahl zwiſchen dem Wege des Rekurſes 
und der Berufung auf eine ſchiedsrichterliche Entſcheidung zu. Iſt aber dieſe 
Wahl einmal getroffen und auf dem gewaͤhlten Wege bereits eine Entſcheidung 
erfolgt, ſo kann hiervon nicht wieder abgegangen werden. 


$. 104. 
Der Rekurs geht nach $. 100. zunaͤchſt an den Ober⸗Praͤſidenten und 
dann an Unſern Miniſter des Innern und der Polizei, deſſen Entſcheidung auf 
dieſem Wege die endliche und rechtskraͤftige iſt. Wer aber die ſchiedsrichter⸗ 
liche e in Anſpruch nehmen will, muß die Berufung darauf binnen 
einer Pra Ya von ſechs Wochen nach dem Empfange der Feſtſetzung des 
Direktorii bei Letzterem anbringen. 


$. 105. 

Die ſchiedsrichterliche Behoͤrde ſoll aus drei Schiedsrichtern beſtehen, 
wovon einer als Obmann fungirt. Den erſten Schiedsrichter ernennt der mit 
der Sozietaͤt im Streit befangene Intereſſent, und den zweiten der Magiſtrat, 
beide aus den Aſſoziaten der Stadt, dergeſtalt jedoch, daß ſie weder mit dem 
Provokanten, noch untereinander in einem, die Zeugniß⸗Glaubwuͤrdigkeit beein⸗ 
traͤchtigenden Verwandtſchafts⸗Verhaͤltniſſe ſtehen, auch großjaͤhrig und untadel⸗ 
haften Rufes ſind. Den dritten Schiedsrichter, und zwar denjenigen, welcher 
als Obmann beitritt, hat die Feuer⸗Sozietaͤts⸗ Direktion, und zwar lediglich 
aus der Zahl der in der Provinz mit Richtereigenſchaft angeſtellten Juſtizbeam⸗ 
ten zu ernennen. Ihm liegt demnach die Protokollirung und Leitung der Ver⸗ 
handlung ob. 


$- 106. 

Die Verhandlung muß zur Vermeidung der Nichtigkeit ergeben, daß 
beide Theile mit ihren Gruͤnden gehoͤrt worden, und daß die Urkunden und 
Schriften, welche zur Sache gehören, vorgelegen haben. Der Magiſtrat ver⸗ 
tritt dabei die Stelle der Sozietaͤt. \ 


$. 197. 

Den Spruch fällen die beiden erſten Schiedsrichter, der Dritte tritt 

nur alsdann, wenn jene ſich nicht uͤber eine und dieſelbe Meinung e 
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XV. 
Beiſtand, auf 
welchen die 
Sozietät An⸗ 
ſpruch zu ma⸗ 
chen bat. 


— Wen 


koͤnnen, als Obmann hinzu, um durch feine Stimme für die eine oder andere 
Meinung den Ausſchlag zu geben. J 


$. 108. 

Gegen einen ſolchen ſchiedsrichterlichen Spruch findet nur die Nichtig⸗ 
keitsklage, wo ſolche durch den F. 106., oder durch die allgemeinen Geſetze zu 
begruͤnden iſt, und zwar alsdann vor dem ordentlichen Richter ſtatt, welcher 
ſein Urtheil jedoch blos auf die Frage: b 

5 angefochtene ſchiedsrichterliche Spruch fuͤr nichtig zu achten oder 
nicht? N 
zu beſchraͤnken hat, dergeſtalt, daß, falls Erſteres rechtskraͤftig feſtgeſtellt worden, 
alsdann das ſchiedsrichterliche Verfahren mittelſt Bildung einer neuen ſchieds— 
richterlichen Behoͤrde erneuert werden muß. 

Die Nichtigkeitsklage muß aber binnen einer Praͤkluſivfriſt von zehn 
Tagen nach Eröffnung des ſchiedsrichterlichen Spruches anhaͤngig gemacht 
werden. N 


$. 109. 
Außer dem Falle der Nichtigkeit findet gegen den ſchiedsrichterlichen 
Ausſpruch weder Rekurs noch Appellation, noch ſonſt ein Rechtsmittel ſtatt, 
ſondern es geht dieſer nach zehn Tagen in die unwiderrufliche Rechtskraft uͤber. 


b 9. 110. 

Die ſchiedsrichterlichen Verhandlungen muͤſſen nach rechtskraͤftiger Ab⸗ 
machung der Sache, inſofern fie nicht nach $. 108. an den ordentlichen Rich⸗ 
ter gelangen, an die Direktion eingeſandt und dort aufbewahrt werden. 


a $. 111. 
Jede oͤffentliche Behoͤrde ſoll verpflichtet ſeyn, der Feuer⸗Sozietaͤt jede 
von derſelben erbetene und zu ihrem Geſchaͤftskreiſe gehörige Auskunft zu geben, 
ſoweit nicht geſetzliche Bedenken entgegenſtehen. 


„ 
Jeder in der Provinz Schleſien mit r e angeſtellte Juſtiz⸗ 
Beamte iſt, wenn er in einer vor der ſchiedsrichterlichen Behoͤrde zu verhandeln⸗ 
den Streitſache zum Obmann berufen wird, dieſem Rufe inſoweit, als ihn bei 
erheblichen Behinderungsgruͤnden ſeine vorgeſetzte Behörde nicht davon entbin- 
det, Folge zu leiſten ſchuldig. 


9. 113. 

Wenn ein Baubeamte zur Aufnahme und Revifion von Gebaͤude⸗Taxen 
von der Behörde beauftragt wird, fo fol er (außer den Fuhrkoſten bei Reiſen, 
wofern ihm die Fuhren nicht geſtellt werden), feine Gebühren nach folgenden 
Sägen zu liquidiren haben: f 

a) Zur Aufnahme einer foͤrmlichen Taxe von jeden 1000 Quadratfuß 
Grundfaͤche für jedes Stockwerk 15 Sgr.; 

b) für eine bloße Taxreviſion die Hälfte dieſes letztern Satzes. Es wer⸗ 
den dabei Gebäude, die überhaupt weniger als 1000 Quadratfuß 
Grundflaͤche haben, auf dieſe Flaͤche für voll, und die Ueberſchuͤſſe 

uͤber 


— 1 — 
uͤber eine ſolche Grundflaͤche, wenn ſie unter 500 Quadratfuß ſind, gar 
nicht, wenn fie aber 500 Quadratfuß erreichen, gleichfalls für voll ge⸗ 
rechnet. 
F. 114. 

Jeder ſachverſtaͤndige Bauhandwerker ſoll verpflichtet ſeyn, innerhalb des 
Kreiſes, in dem er anſaͤſſig iſt, auf die Aufforderung des betreffenden Magi— 
ſtrats in den Tar- und Aufnahme-Terminen ſich einzufinden, und als Sad: 
verftändiger zu fungiren. Handwerker u. ſ. w. erhalten ihre Diaͤten, Ver⸗ 
ſaͤumniß⸗ und Zehrungskoſten, Reiſegelder ꝛc. nach denjenigen Saͤtzen, wie 
ſolche ihnen in aͤhnlichen Geſchaͤften fuͤr oͤffentliche Rechnung aus Staatskaſſen 
zukommen wuͤrden. 


9.115. xvI. 
Außer den eigentlichen Brand-Entſchaͤdigungsgeldern, ſollen noch aus der Prämien und 
Staͤdte⸗Feuer⸗Sozietaͤts⸗Kaſſe an Prämien angewieſen werden: 8 
1) fuͤr die erſte Spritze, welche von einer auswaͤrtigen Gemeinde zu Huͤlfe die Sozietät 
kommt 5 Thaler, und für die zweite 3 Thaler — desgleichen für den gewährt. 
erſten und zweiten Waſſerzufuhrwagen die Haͤlfte der vorbemerkten 
Saͤtze. Jedoch muͤſſen die Spritzen und Waſſerwagen in brauchbarem 
Stande geweſen und wirklich in Thaͤtigkeit gekommen ſeyn; 
2) fuͤr beſonders verdienſtliche Handlungen einzelner Individuen beim 
Feuerloͤſchen und Retten, nach Umſtaͤnden bis 5 Thaler, und ſollen 
ſolche Handlungen nach Befinden oͤffentlich bekannt gemacht werden; 
3) für den Entdecker eines Brandſtifters, welcher feines in einer ganz oder 
zum Theil verſicherten Stadt begangenen Verbrechens uͤberwieſen wird, 
100 Thaler. i 


we 
Diefe Prämien werden an die Ortsobrigkeit, wohin die Spritzen ꝛc. 
gehören, bezahlt und bleibt ihr überlaffen, darüber zu disponiren. 


117. 

Außer denſelben werden 5 noch verloren gegangene oder beſchaͤdigte 
Loͤſchinſtrumente, die bei ihrem Gebrauche aus einer Hand in die andere gehen, 
aus der Sozietaͤtskaſſe verguͤtigt; waͤhrend für alle andere Loͤſchgeraͤthe keine 
Verguͤtigung geleiſtet wird, da ihre fortwaͤhrende Inſtandhaltung als eine reſp. 
Privat- oder Kommunallaſt zu betrachten iſt. ö 

Gegeben Berlin, den 6. Mai 1842. f 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Rochow. 
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(Nr. 2266.) Verordnung wegen Auflöſung der für das platte Land der Provinz Schlefien 
beſtehenden Feuer-Sozietäten und wegen Ausführung des Feuer-Sozietäts⸗ 
Reglements für das geſammte platte Land der Provinz Schleſien, mit 
Einſchluß der im Sorauer Kreiſe belegenen Dörfer Haaſel und Zilms⸗ 
dorf. Vom 6. Mai 1842. 


Wir Friedrich Wilhem, von Gottes Gnaden, - König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


finden Uns veranlaßt, in Bezug auf das heute von Uns vollzogene Reglement 
für die Feuer-Sozietaͤt des geſammten platten Landes der Provinz Schleſien, 
mit Einſchluß der im Sorauer Kreiſe belegenen Dörfer Haaſel und Zilmsdorf, 
zum Behufe der Ausfuͤhrung deſſelben und zur ordnungsmaͤßigen Aufloͤſung der 
bisherigen Feuer⸗-Sozietaͤten für das platte Land der gedachten Provinz, nach 
Vernehmung Unſerer getreuen Staͤnde, annoch folgende naͤhere Vorſchriften zu 
ertheilen. f ö 
9. 1. 

Bei ſaͤmmtlichen, durch den §. 2a. und 2b. des oben bezeichneten Regle⸗ 
ments aufgehobenen Feuer⸗Verſicherungsanſtalten dauern die gegenfeitigen recht: 
lichen Sozietaͤtsverhaͤltniſſe noch bis zum 31. Dezember 1842. fort, und hören 
erſt mit dem Ablauf dieſes Tages auf. 


| 112. 

Alle bis zu dieſem Zeitpunkte ſich ereignenden Feuerſchaͤden ſind alſo als 
dieſen aufgelöften Sozietaͤten angehoͤrige Schadenfaͤlle zu betrachten und nach 
den Grundſaͤtzen der betreffenden Sozietaͤtsvertraͤge oder Obſervanzen zu ver⸗ 
guͤtigen. 

Zur Abwickelung der dadurch bis zu jenem Zeitpunkte hin entſtandenen 
Sozietaͤtsverpflichtungen und zur Erhebung und reſp. Realiſirung der für eben 
dieſen Zweck annoch erforderlichen Beiträge bleiben die Behoͤrden und Beam⸗ 
ten der bisherigen Sozietaͤten annoch bis zur Ablegung der Schlußberechnung 
im Amte, jedoch muß das Abwickelungsgeſchaͤft im Laufe des Jahres 1843. 
vollendet werden. 

N Zur moͤglichſten Aufraͤumung der gegenwaͤrtig bei den Sozietaͤtskaſſen 

noch vorhandenen Beſtaͤnde iſt bei den letzten Ausschreibungen darauf Bedacht 
zu nehmen, daß nur kleine oder gar keine Ueberſchuͤſſe in den Nr bleiben, 
welche ſodann als Eigenthum der Sozietaͤtsverbaͤnde denſelben zur freien Dis⸗ 
poſition verbleiben. 1 N 


A ne 5 in ı 
Der Ober⸗Praͤſident hat auf dieſes Abwickelungsgeſchaͤft fein beſonderes 
Augenmerk zu richten, es, fo viel noͤthig, zu leiten, jedenfalls aber ſich von jeder 
aufgelöften Feuer⸗Sozietät zu gehoͤriger Zeit den gaͤnzlichen Abſchluß der Ge- 
ſchaͤfte nachweiſen zu laſſen und von Amtswegen mit dem Schluſſe des Jahres 
1843. an den Miniſter des Innern und der Polizei zu berichten. 0 
N. 


= RE — 
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9. 

Sollte ſich der Fall ereignen, daß wegen noch obwaltender und erſt 
prozeſſualiſch zu erledigender Streitigkeiten zwiſchen einer Sozietaͤt und einem 
oder mehreren ihrer Intereſſenten der Abſchluß der Geſchaͤfte im Laufe des Jah⸗ 
res 1843. nicht gaͤnzlich ausfuͤhrbar waͤre, ſo iſt der Abſchluß dennoch, mit Vor⸗ 
behalt der Rechte der vorhandenen Praͤtendenten, auf Dasjenige, was fie der⸗ 
einſt noch von der Sozietaͤt rechtskraͤftig erſtreiten moͤchten, zu formiren. 

6 


So weit einzelnen Beamten bisheriger Feuer-Sozietaͤten aus deren Auf: 
loͤſung ein wohlbegruͤndetes Recht auf Entſchaͤdigung, wegen Einbuße an ihren 
Amtseinkuͤnften, erwachſen und es unthunlich ſeyn möchte, ihnen dieſe Entſchaͤ⸗ 
digung durch Wiederanſtellung zugehen zu laſſen, wird die Entſchaͤdigung oder 
Penſionirung aus den Staatskaſſen erfolgen. 

7 


Jeder in einer geſetzlich aufzuhebenden Sozietaͤt Verſicherte wird als von 
ſelbſt zur allgemeinen neuen Sozietät für das platte Land uͤbertretend angeſehen, 
inſofern er nicht ſeine anderweitige Verſicherung gegen Feuersgefahr, oder 
ſeinen entſchiedenen Willen, ſich gar nicht zu verſichern, bei der betreffenden 
Feuer⸗Sozietaͤts-Direktion anzeigt. 5 

Wenn jedoch bei der unterlaſſenen vorſchriftsmaͤßigen Anmeldung die 
Bedingungen der fruͤheren Verſicherung, ſowie die ſonſt etwa einſchlagenden 
Verhaͤltniſſe, entweder gar nicht oder nicht vollſtaͤndig zum neuen Kataſter ger 
bracht ſeyn ſollten, fo erwaͤchſt hieraus der Feuer-Sozietaͤtsverwaltung weder 
gan 5 Verſicherten, noch gegen dritte Perſonen, irgend ein rechtsguͤltiger 
Anſpruch. 


EEE 

Von dem Ober-Praͤſidenten wird die nöthige Einleitung getroffen wer⸗ 
den, um diejenigen Arbeiten, welche ſchon vor dem Eintritte der Wirkſamkeit 

der neuen Feuer⸗Sozietaͤt zu Stande gebracht werden muͤſſen, beginnen zu 
laſſen. Namentlich muß das Verzeichniß der Theilhaber an der neuen Sozietät 
für das platte Land, die Konſtituirung der ſtaͤndiſchen Kommiſſionen, die Her: 
beiſchaffung der noͤthigen Gebaͤudebeſchreibungen (oder reſp. Taxen, wo der⸗ 
gleichen noͤthig ſind), die Klaſſifizirung der Gebaͤude und endlich die Anlegung 
und Berichtigung aller Lagerbuͤcher, den Grundſaͤtzen und Vorſchriften des 
Feuer⸗Sozietaͤtsreglements gemäß, in Zeiten, vor Ablauf des Jahres 1842. 


vollendet ſeyn. 


$. 9. 

Es verſteht ſich zwar von ſelbſt, daß jeder, früher nirgends oder anderswo 
Verſicherte, welcher ſonſt ſich zur Aufnahme in die Sozietaͤt eignet, ſich zu 
letzterer auch ſchon im Laufe des Jahres 1842. melden koͤnnen; doch muß in 
dieſem Jahre ausnahmsweiſe, damit die Berichtigung aller Geſchaͤfte moͤglich, 
und auch noch zu Ausgleichung etwaniger Irrungen und Unvollſtaͤndigkeiten in 
den Beſchreibungen, oder bei der Klaſſifikation der Gebaͤude die nöthige Friſt 
bleibe, die Anmeldung moͤglichſt vor a Juli geſchehen. 

1 


Der Uebergang ($. 7.) geſchieht, ohne eine Erhoͤhung der Verſicherung, 
Jahrgang 1842. (Nr. 2266.) a 27 wenn 


\ 
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wenn fie verlangt und gehörig begründet wird, auszuſchließen, fo weit ſolches 
nach den beizubringenden Gehaͤude-Beſchreibungen und den denſelben angehaͤng⸗ 
ten Zeugniſſen zulaͤſſig iſt, mit der bisherigen Verſicherungs- oder mit der zu⸗ 
naͤchſt zulaͤſſigen, in beiden Faͤllen durch zehn theilbaren Summe. 

Findet in einzelnen Faͤllen die Berichtigung alles deſſen, was zur Feſt⸗ 
ſtelung des Werthes und der Verſicherungsſumme gehoͤrt, ſolche Hinderniſſe, 
daß es nicht mehr moͤglich iſt, dieſen Mangel noch im Laufe der Geſchaͤfte des 
Jahres 1842. zu ergaͤnzen, ſo wird die Zulaͤſſigkeit der bisherigen Verſicherungs⸗ 
oder der zunaͤchſt untern, durch zehn theilbaren Summe vermuthet, und letztere, 
mit Vorbehalt ſpaͤterer Berichtigung, in das Lagerbuch uͤbertragen. 


„ Nx. 

Da indeſſen bei den bisherigen Theilnehmern derjenigen Feuer-Sozie⸗ 
täten, welche ſich die Brandhuͤlfe nicht durch Bezahlung einer Verſicherungs⸗ 
ſumme, ſondern durch Natural-Praͤſtationen und nachbarliche Dienſte leiſten, 
der Uebergang in die neue Feuer⸗Sozietaͤt fuͤr das platte Land nicht auf die 
vorſtehende Weiſe erfolgen kann, und daher ungewiß bleiben wuͤrde, ob und 
mit welcher Verſicherungsſumme ſolche fuͤr das Jahr 1843. in die neue Sozietaͤt 
zu übertragen ſeyn möchten, fo wird hierdurch feſtgeſetzt, daß dieſelben vorzugs⸗ 
weiſe nach den Beſtimmungen des F. 20. u. f. des Reglements durch die 
Landraͤthe, ſtaͤndiſche Sozietaͤts-Direktion und Ortsobrigkeiten zur Ausfuͤllung 
der Beſchreibungs-Schemata angeleitet, und im Fall ſolcher Verabſaͤumungen, 
die im Laufe des Jahres 1842. nachzuholen nicht mehr moͤglich ſeyn moͤchten, in 
Schleſien und in der Grafſchaft Glatz durch den Landrath, in der Oberlauſitz 
aber durch die ſtaͤndiſche Sozietaͤts-Direktion nach eingeholter Erklaͤrung der 
ſtaͤndiſchen Kreis-Kommiffion, mit einer Verſicherungsſumme, die von der letz⸗ 
teren pflichtmaͤßig dem ungefaͤhren Betrage der bisherigen Naturalhuͤlfen (ſofern 
dieſelben nämlich nicht ſichtlich über den Werth der zu verſichernden Gebäude 
hinausgeht) gleich geſchaͤtzt wird, in das Lagerbuch eingetragen werden ſollen, 
um wenigſtens den Zweck zu erreichen, daß ſie nicht wider ihren eigenen Willen, 
oder zum Schaden dritter Perſonen, nach den Beſtimmungen $. 14. des Re⸗ 
glements, in Folge bloßer Vernachlaͤßigungen, ganz ohne Feuerverſicherung 
bleiben. 

Sind Intereſſenten dieſer Art zugleich Theilnehmer bei einer auf Geld⸗ 
huͤlfe konſtituirten Feuer⸗Sozietaͤt, fo genügt es an ihrem Uebergange in letzter 
Eigenſchaft, und findet dieſer Paragraph auf ſie keine Anwendung. 


§. 12. 

Hiernach muͤſſen in Schleſien und der Grafſchaſt Glatz die Landraͤthe, 
in der Oberlauſitz aber die ftändifche Sozietaͤts⸗Direkuon ſich davon, welche 
Gebaͤude innerhalb ihres Bezirks bei einer der bisherigen und mit ult, Dezember 
1842. aufhoͤrenden Sozietaͤten, und in welchem Maaße fie affoziwt find, eine 
vollſtaͤndige und uͤberſichtliche Kenntniß verſchaſſen. Zu dieſem Zwecke iſt jede 
Behoͤrde der ebengedachten Sozietaͤten verpflichtet, denenſelben zur Entnehmung 
der noͤthigen Rotizen ihre Bucher vorzulegen, oder ihnen dieſe Bücher auf 
Begehren gratis mitzutheilen, auch iſt jede Ortsobrigkeit auf deren Anordnung 
ein genaues Verzeichniß der §. 11. erwähnten Intereſſenten zu liefern, gehalten. 


$. 13. 


— — — 


$. 13. 

Bei jenen Gebaͤude-Beſitzern, welche bisher noch an keiner Feuer— 
Sozietaͤt Theil genommen, und welche ihrerſeits dafuͤr zu ſorgen haben, daß 
den desfallſigen Vorſchriften des Reglements genuͤgt werde, und auch bei allen 
jenen eintretenden ahr 9e 0 welche bisher bei irgend einer Sozietaͤt aſſozürt 
geweſen, und nunmehr ihre Gebaͤude-Beſchreibuug gehoͤrig beibringen, hat die 
Klaſſifikation der Gebaͤude keine Schwierigkeit, und es geht Alles nach den 
Vorſchriften des Reglements. 


F. 14. 

Auch iſt an ſich jeder Intereſſent der letzteren Art die reglements naͤßige 
Gebaͤudebeſchreibung, mit dem vorgeſchriebenen Zeugniß verſehen, bis zum 1. Au⸗ 
guſt 1842. beizubringen verpflichtet, und in Schleſien, wie in der Grafſchaft 
Glatz, der Landrath, in der Oberlauſitz aber die ſtaͤndiſche Direktion, im Fall 
der Verabſaͤumung dieſer Friſt, ſich ſolche ſofort auf Koſten des Saͤumigen 
durch einen Baubeamten oder Bauhandwerker zu beſchaffen, berechtigt. 


15. 

Inſofern aber das Letztere bis zum 1. September 1842. zu bewirken nicht 
moͤglich geweſen iſt, ſetzt der Landrath, reſp. die ſtaͤndiſche Direktion, nach ver⸗ 
nommener Erklaͤrung der ſtaͤndiſchen Kreis-Kommiſſion, die zu verſichernden 
Gebaͤude bis auf Weiteres in diejenige Klaſſe, wohin ſie ſolche, nach ihrer all⸗ 
gemeinen Kenntniß derſelben, gehoͤrig erachten. Auch in dieſen Faͤllen muͤſſen 
die Eigenthuͤmer ungeſaͤumt die reg ementsmaͤßige Nachricht von der getroffenen 
Beſtimmung erhalten. 


$ 16. 

Spaͤteſtens bis zum 1. Oktober 1842. muß jedem Intereſſenten die noͤ⸗ 
thige Bekanntmachung über die Klaſſe, in welche er geſtellt iſt, zugehen, und 
jede etwanige Reklamation dagegen bis zum 15. deſſelben Monats, als dem 
ruͤckſichtlich des genannten Jahres letzten peremtoriſchen Termine, angebracht 
werden, damit noch im Laufe des Jahres fuͤr die Faͤlle, wo ſolches noͤthig, zu 
dem Rekurs⸗ oder ſchiedsrichterlichen Verfahren Zeit bleibe. 

7 


417. 

Bei jedem Gebaͤude, zu deſſen Verſicherung gegen Feuersgefahr bisher, 

nach $. 14. des Reglements, eine kontraktliche Verpflichtung beſtand, muß Dies 

ſer Umſtand von Amtswegen in der letzten Kolonne des Kataſters vermerkt, und 

dieſer Vermerk darf nicht eher gelöfcht werden, als bis entweder nachgewieſen 

iſt, daß kein Realglaͤubiger, welcher ſchon vor dem 1. Januar 1842. eingetragen 

geweſen, mehr vorhanden, oder von den vorhandenen der Loͤſchungs-Konſens 
beigebracht iſt. ö 


$. 18. 

Ueberhaupt aber muͤſſen die Landraͤthe und die ſtaͤndiſche Sozietaͤts⸗ 
Direktion dafuͤr ſorgen, und ſich, wenn es durchaus noͤthig iſt, durch außeror— 
dentliche Gehuͤlfen dazu in den Stand ſetzen, daß jedenfalls im Laufe des Monats 
Oktober 1842. alle, die Einſchreibung in die Sozietaͤts-Lagerbuͤcher vorbereiten— 
den Geſchaͤfte geſchloſſen, und die Verhandlungen, ſoweit es nach dem Regle⸗ 
ment und zu dem Zwecke der erſten Anlegung des Haupt⸗Lagerbuchs noͤthig iſt, 
noch vor dem 1. November 1842. an den Ober-Präfidenten eingereicht werden. 


(Ir. 2266.) 27 . 19. 
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$. 19. 

Darauf pflihtmäßig zu wachen, daß dieſes alles nach §. S. et seq. ge: 
hörig zu rechter Zeit geſchehe, und damit zugleich auch alle Lagerbuͤcher (Kataſter) 
voͤllig eingerichtet werden, wird hierdurch der Ober-Praͤſident namentlich und 
ganz inſonderheit beauftragt, und liegt demſelben daneben ob, das Miniſterium 
des Innern und der Polizei von dem Fortgange der Angelegenheit, bis zu 
Vollendung ihrer erſten Ausfuͤhrung in ſteter Kenntniß zu erhalten. 

0 


20. 

Zur einſtweiligen Beſtreitung der Koſten, die im Laufe des Jahres 1842. 
und 1843. an Buͤreau⸗, Druck- und Reiſekoſten, fo wie an Remuneration und 
andern, der Sozietät zur Laſt fallenden Ausgaben auflaufen, ſoll für den Ober⸗ 
Praͤſidenten bei der Regierungs⸗Haupt⸗Kaſſe zu Breslau ein angemeſſenes 
Kredit eröffnet, und ſollen darauf die noͤthigen Zahlungen, nach beſonderer An— 
leitung Unſerer Miniſterien des Innern und der Polizei und der Finanzen, an⸗ 
gewieſen werden. ö 


5 $. 21. 

Inſonderheit koͤnnen ſolche Anweiſungen auch fuͤr den Fall erfolgen, wenn 
für die erſte Einrichtung der Lagerbuͤcher und des Archivs, ſowie uͤberhaupt zur 
Beſtreitung der bis dahin gehaͤuften Geſchaͤfte, das vorhandene Dienſtperſonal 
nicht ausreicht, und alſo Beihuͤlfe gegen außerordentliche Remunerationen noth⸗ 
wendig wird, jedoch muß die Nothwendigkeit ſolcher Beihuͤlfen vom Ober⸗ 
e anerkannt, und die darauf gegruͤndete Ausgabe von ihm ſpeziell 
genehmigt ſeyn. 


$. 22. a 
Die nach F. 20. und 21. entſtehenden Vorſchuͤſſe der Regierungs⸗Haupt⸗ 
Saft muͤſſen derſelben im Laufe des Jahres 1843. zur Haͤlfte, und in den 
Jahren 1844. und 1845. zur anderen Haͤlfte aus dem Feuer⸗Sozietaͤts⸗Fonds 
vollſtaͤndig erſtattet werden. 


9. 23. 

Schließlich bemerken Wir, daß die in den $$. 66. und 67. des Regle⸗ 
ments vom heutigen Tage vorgeſchriebene Form der Verwaltung durch Unſern 
Ober⸗Praͤſidenten und die Inſtituten⸗Haupt⸗Kaſſe zu Breslau nur als eine 
vorlaͤufige, welche fuͤr die erſte Ausfuͤhrung der neuen Einrichtung und für 
die erſte Zeit ihres Bestehens in Anwendung gebracht werden foll, zu betrachten 
iſt, und daß Wir hiermit Unſeren getreuen Staͤnden der Provinz Schleſien 
ausdruͤcklich vorbehalten, auf dem naͤchſten, oder irgend einem ſpaͤter eintretenden 
Provinzial Landtage die Organiſation einer beſonderen ſtaͤndiſchen Central⸗Ver⸗ 
waltungs⸗Behoͤrde für die Immobiliar⸗Land⸗Feuer⸗Soziet ts⸗ Angelegenheiten 
der Provinz, nach den derzeit ſchon gefaßten oder alsdann noch weiter zu faſſen⸗ 
den Landtags⸗Beſchluͤſſen, in Antrag zu bringen. 

Gegeben Berlin, den 6. Mai 1842. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Rochow. 


(Nr. 2267.) 
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(Nr. 2267.) Verordnung wegen Auflöſung der für die Städte in dem Herzogthum Schle- 
ſien, der Grafſchaft Glatz und dem Markgrafthum Ober-Lauſitz beſtehen⸗ 
den Feuer-Sozietäten, und wegen Ausführung des Feuer-Sozietäts⸗ 
Reglements für ſämmtliche Städte der Provinz Schleſien, mit Ausſchluß 
der Stadt Breslau. Vom 6. Mai 1842. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 4 


finden Uns veranlaßt, in Bezug auf das heute von Uns vollzogene Provinzial⸗ 
Staͤdte⸗Feuer⸗Sozietaͤts⸗-Reglement der Provinz Schleſien, zum Behuf der Aus— 
führung deſſelben und zur ordnungsmaͤßigen Aufloͤſung der bisherigen Feuer⸗ 
Sozietaͤten für die Provinzial-Staͤdte in dem Herzogthum Schleſien, der Graf: 
ſchaft Glatz und dem Markgrafthum Oberlauſitz nach Vernehmung Unſerer ge— 
75 Staͤnde der Provinz Schleſien annoch folgende naͤhere Vorſchriften zu 
ertheilen. 


ch, 

Bei allen denjenigen Städte: Feuer» Sozietäten, welche durch den §. 2. 
des Provinzial⸗Staͤdte-Feuer⸗Sozietaͤts-Reglements vom heutigen Tage aufge⸗ 
en worden, dauern die gegenfeitigen rechtlichen Sozietaͤts-Verhaͤltniſſe noch 

is zum 31. Dezember 1842. fort, und hören erſt mit der Mitternachtsſtunde 
gedachten Tages auf. f 


$. 2. 
Alle bis zu dieſem Zeitpunkte vorgefallenen Feuerſchaͤden ſind alſo als 
jenen Sozietaͤten angehoͤrige Schadenfaͤlle zu betrachten, und nach den Grund— 
ſaͤtzen der betreffenden Sozietaͤts-Vertraͤge oder Obſervanzen zu verguͤten. 


rt 

Die Abwickelung der bent de zu jenem Zeitpunkte hin entſtandenen 
Sozietaͤts- Verpflichtungen, und die Erhebung und reſp. Realiſirung der zu die⸗ 
ſem Zweck annoch erforderlichen Beiträge, haben die zeither damit beauftragten 
Beamten, bis zur Ablegung der Schlußrechnung zu bewirken, und muß das 
Abwickelungsgeſchaͤft im Laufe des Jahres 1843. beendigt werden. Was als⸗ 
dann in den Feuer⸗Sozietaͤts-Kaſſen, obwohl dieſelben nur nach Beduͤrfniß die 
Beiträge ausgeſchrieben und erhoben haben, an Beſtaͤnden etwa noch uͤbrig 
bleibt, wird zum eiſernen Fonds der neuen Sozietaͤt ($. 40. des Reglements) 
geſchlagen. 


F. 4. 

Der Ober-Praͤſident der Provinz Schleſien hat namentlich auf dieſes 
Abwickelungsgeſchaͤft ſein beſonderes Augenmerk zu richten, es ſo viel noͤthig zu 
leiten, jedenfalls aber ſich zu gehoͤriger Zeit den gaͤnzlichen Abſchluß deſſelben 
von den betreffenden Feuer⸗Sozietaͤts⸗Behoͤrden nachweiſen zu laſſen, und von 
Amtswegen mit dem Schluß des Jahres 1843. dem Miniſterio des Innern und 
der Polizei daruͤber zu berichten. : 

(Nr. 2267.) . 
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. 5. 
t Sollte ſich der Fall ereignen, daß wegen noch obwaltenden oder erſt 
prozeſſualiſch zu erledigenden Streitigkeiten zwiſchen einer Sozietaͤt und einem 
oder mehreren ihrer Intereſſenten der Abſchluß der Geſchaͤfte im Laufe des Jah— 
res 1843. nicht gaͤnzlich ausgeführt werden koͤnnte, fo iſt der Abſchluß dennoch 
mit Vorbehalt des Rechts der vorhandenen Praͤtendenten auf dasjenige, was ſie 
dereinſt noch von der Sozietaͤt rechtskraͤftig erſtreiten moͤchten, zu formiren. 


§. 6. N 

Da von den ſtaͤndiſchen Abgeordneten des ſechſten Provinzial⸗Landtags 
im Voraus die Mitglieder des (F. 69.) bedungenen ſtaͤndiſchen Ausſchuſſes er⸗ 
nannt, und dieſe Wahlen beſtaͤtigt worden find, fo fol ſogleich nach Publikation 
dieſer Verordnung und des Reglements mit Ausführung des letzteren proviſo⸗ 
riſch und dergeſtalt vorgeſchritten werden, daß vor Ablauf des Jahres 1842. 
die Konſignation der Jutereſſenten, die Herbeiſchaffung der noͤthigen Abſchaͤtzungs⸗ 
Verhandlungen und Taxen, Klaſſiſikation der Gebaͤude, und endlich die Anle⸗ 
gung und Berichtigung der Lagerbuͤcher, den Grundſaͤtzen und Vorſchriften des 
Reglements gemäß, zu Stande gebracht find. 


. 7. 

Soweit den — ehemaligen oder bisherigen — Beamten der aufgeloͤſten 
Staͤdte⸗Feuer-Sozietaͤt, aus deren Auflöfung ein begruͤndetes Recht auf Ent⸗ 
ſchaͤdigung wegen Einbuße an ihren Amts⸗Einkuͤnften oder Penfionen erwachſen 
moͤchte, und ihnen dieſe Entſchaͤdigung nicht durch Wiederanſtellung bei der 
neuen Provinzial⸗Staͤdte-Feuer⸗-Sozietaͤt, auf welche moͤglichſt Bedacht genommen 
werden muß, zu Theil wird, ſoll aus Staats-Kaſſen fuͤr deren Schadlos haltung 
oder Penſionirung Sorge getragen werden. 


§. 8. 

Um uͤbrigens die Eroͤffnung der Anſtalt zu erleichtern und in Gemaͤßheit 
des Reglements (J. 12.), wonach die Theilnahme an der Provinzial-Stäͤdte⸗ 
Feuer⸗Sozietaͤt zwar ganz freiwillig ſeyn und bleiben, jedoch für das erſte Jahe 
ihres Beſtehens dieſe Willkuͤhr nicht gänzlich ſtatt haben, ſondern jeder, bei der 
zeither in Schleſien beitandenen Staͤdte⸗Feuer⸗Sozietäaͤt aſſoziirte Beſitzer rezep⸗ 
tionsfaͤhiger ſtaͤdtiſcher Gebäude, als von ſelbſt in die neue Provinzial⸗Staͤdte⸗ 
Feuer Sozietät übergehend, angeſehen werden ſoll, iſt Jeder dort Verſicherte 
mit feinen Gebäuden und feiner Verſicherungsſumme, wie ſolche den Magiſtraͤ⸗ 
ten von Amtswegen bekannt ſind, in das neue Lagerbuch zu uͤbertragen und 
ſeinetwegen nach Vorſchrift des Reglements zu verfahren. Hierbei verſteht ſich 
jedoch von ſelbſt, daß dergleichen Verſicherte, wie jeder Andere, ihre hoͤhere Ver⸗ 
ſicherung ſofort und im Laufe des Zwangjahres beantragen, am Schluß des 
letzteren und ſpaͤter aber zu jeder geſetzlichen Friſt wieder ausſcheiden duͤrfen. 


5 $. 9. ) 

Wo bisher ein bei der Staͤdte⸗Feuer⸗Sozietaͤt Verſicherter mit polizei⸗ 
licher Genehmigung auch noch bei einer Privatgeſellſchaft feine Gebäude theil⸗ 
weiſe verſichert hatte, und beide Verſicherungen zuſammen den gemeinen Werth 

des 


des verſicherten Gebäudes nicht uͤberſteigen, da ſoll ausnahmsweiſe dieſes Der: 
haͤltniß noch bis zum Ablauf des Zwangjahres (elr. §. 8. der Verordnung und 
F. 14. des Reglements) fortdauern Dürfen, zuvor aber bei der Regierung zu 
Breslau, als Provinzial⸗Staͤdte Feuer⸗Sozietaͤts-Direktion, zur näheren Pruͤ⸗ 
fung und Genehmigung Anzeige gemacht werden. 


$. 10. 

Die Städte des Markgrafthums Ober⸗Lauſitz werden von vorſtehender 
Verfuͤgung ($$- 8. und 9.) nicht berührt, da ihren Haus- reſp. Gebaͤude⸗Be⸗ 
ſitzern, der neuen Propinzial-Städte Feuer-Sozietaͤt beizutreten oder nicht, un: 
bedingt freigelaſſen iſt. 


6:19. 

Uebrigens haben ſaͤmmtliche Magiſtraͤte unmittelbar nach Publikation der 
Verordnung die hausbeſitzenden Einwohner ihrer Städte auf das Geſetz beleh— 
rend hinzuweiſen, und ihnen den Beitritt zur Sozietaͤt zu empfehlen, die darauf 
eingehenden Deklarationen und Gebaͤude-Beſchreibungen entgegenzunehmen und 
darauf nach Anleitung des Reglements unverzuͤglich zu verfuͤgen, ſo daß bis zum 
1. Oktober 1842. das Abſchaͤtzungs-Geſchaͤft vollſtaͤndig berichtigt ſeyn kann. 

Sollte letzteres nicht allenthalben moͤglich werden, ſo ſetzt der Magiſtrat 
die zu verſichernden Gebaͤude, ſie moͤgen wirklich angemeldet oder aus dem alten 
Feuer⸗Sozietaͤts⸗Kataſter übertragen ſeyn, bis auf Weiteres in diejenige Klaſſe, 
wohin er fie nach feiner allgemeinen Kenntniß derſelben als gehörig erachtet. 


$. 12. 

Späteftens bis zum 20. Oktober 1842. muß jedem Intereſſenten die 
Bekanntmachung uͤber die Klaſſe, in welche er geſtellt iſt, zugehen. So wie 
jede etwaige Berufung auf Taxe bis zum 31. Oktober a. d. — als dem ruͤck⸗ 

ſichtlich des erſten Jahres peremtoriſch letzten Termine — angebracht ſeyn muß. 


a 3 
Zum 15. November 1842. a alle, die Einſchreibung in die Sozie⸗ 
taͤts⸗Lagerbuͤcher vorbereitenden Geſchaͤſte geſchloſſen ſeyn, und die Verhandlun⸗ 
gen in den Haͤnden der Provinzial⸗Staͤdte-Feuer⸗Sozietaͤte-Direktion fi) be⸗ 
finden. Noͤthigenfalls kann und muß ſolches durch außerordentliche Huͤlfsarbei— 
ter ermoͤglicht werden. . 


$. 14. 

Die Regierung zu Breslau, welche mit der oberen Leitung der Sozie— 
taͤts⸗Angelegenheiten beauftragt iſt, hat daruͤber ſorgfaͤltig zu wachen, daß dies 
alles zu rechter Zeit gehoͤrig geſchehe, und der Eroͤffnung des Inſtituts an dem 
dazu beſtimmten Tage kein Hinderniß in Wege ſtehe. 


f F. 15. | 
Die Koſten, welche für den Druck der noͤthigen Schemata, fuͤr die von 
der Direktion feſtzuſetzenden Remunerationen der ſachverſtaͤndigen Kommiſſions⸗ 
Mitglieder, an baaren Auslagen für die Aufſtellung der Orts⸗ und Haupt⸗La⸗ 
gerbuͤcher, einſchließlich der Kopialien, fo wie ſonſt durch Ausführung des Regle⸗ 
ments nöthig werden, fallen der neuen Sozietät zur Laſt. 
(Nr. 2207 — 2268.) $. 16. 
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$. 16. 
Ruͤckſichtlich dieſer Koſten ſoll für die Provinzial⸗Staͤdte⸗Feuer⸗Sozietaͤt, 
auf den Antrag des Ober-Praͤſidenten der Provinz Schleſien, durch die Mi- 
niſter des Innern und der Polizei und der Finanzen bei der Regierungs⸗Haupt⸗ 
Kaſſe zu Breslau ein angemeſſener Kredit eröffnet werden. ö 


5 17. 
Der dadurch entſtehende Vorschuß muß der Regierungs⸗Haupt⸗Kaſſe im 
Laufe der Jahre 1843., 1844. und 1845., jedesmal zu Eindrittheil, aus der 
Provinzial⸗Staͤdte⸗Feuer⸗Sozietaͤts⸗Kaſſe vollſtaͤndig erſtattet werden. 


Gegeben Berlin, den 6. Mai 1842. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Rochow. 


(Nr. 2268.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 11. Mai 1842., betreffend den Erlaß der her⸗ 
kömmlichen Prinzeſſinſteuer bei der bevorſtehenden Vermählung der Prin⸗ 
zeſſin Marie, Königlichen Hoheit. 


Ss habe nach dem Vorgange bei fruͤheren Vermaͤhlungen von Prinzeſſinnen 
des Koͤniglichen Hauſes beſchloſſen, auch bei der bevorſtehenden Dermählung 
der Prinzeſſin Marie Koͤniglichen Hoheit die herkoͤmmliche Prinzeſſinſteuer zu 
erlaſſen, ohne jedoch durch dieſen Exlaß Mir und Meinen Nachfolgern in der 
Krone an dem Recht auf dieſe Steuer ‚für künftige Faͤlle etwas zu vergeben, 
und trage dem Staatsminiſterium auf, dieſen Meinen Beſchluß durch die Geſetz⸗ 
Sammlung zur oͤffentlichen Kenntniß zu bringen. 


Potsdam, den 11. Mai 1842. 
Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminifterium. 


